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Krise der Migration – 
Krise der Berichterstattung

VORWORT VON ALEXANDER MARGUIER

Am 8. Juni 2023 zeigte sich einmal mehr, was alles schiefläuft in der europäischen Migrationspolitik. Wieder war es ein schreckliches Verbrechen, das die Bevölkerung in einen Schockzustand versetzte – und Politiker zu den üblichen Statements veranlasste, nun müsse aber endlich etwas geschehen. An diesem Donnerstagmorgen war ein 32 Jahre alter Mann in der ostfranzösischen Stadt Annecy in einem Park mit einem Messer auf eine Gruppe Kinder losgegangen und hatte vier von ihnen so schwer verletzt, dass sie tagelang in Lebensgefahr schwebten. Die Opfer waren zwischen 22 Monaten und drei Jahren alt; auch ein Erwachsener trug schwere Stichwunden bei der Attacke davon.

Der Täter: ein in Schweden als Flüchtling anerkannter Syrer, welcher zehn Jahre in seinem Zufluchtsland gelebt hatte, bevor er ein gutes halbes Jahr vor seiner Tat nach Frankreich gekommen war und dort ebenfalls einen Asylantrag gestellt hatte. Frankreichs Staatspräsident Emmanuel Macron sprach von einem „Angriff absoluter Feigheit“, weiter rechtsstehende Politiker wie Olivier Marleix von der Partei Les Républicains bezeichnete die allgemeine Situation als „außer Kontrolle“, weil die Franzosen nicht wüssten, „wer die Leute sind, die wir aufnehmen“. François Astorg, Bürgermeister von Annecy und Mitglied bei den französischen Grünen, zeigte sich ebenfalls empört über das Verbrechen, warnte jedoch gleichzeitig vor einer politischen Instrumentalisierung der Tat. Dennoch zogen noch am selben Abend etliche Leute durch die Straßen von Annecy und skandierten Sprüche wie „Ausländer raus!“ und „Frankreich den Franzosen!“.

Wie Präsident Macron war auch der französische Innenminister Gérald Darmanin unmittelbar nach der Tat gen Annecy geeilt, um sich vor Ort ein Lagebild zu machen. Die bittere Ironie daran: Darmanin musste deswegen seinen Aufenthalt in Luxemburg abbrechen, wo die Innenminister der EU am selben Tag zusammengekommen waren, um das Asylsystem der Europäischen Union zu reformieren. Nach den großen Flüchtlingswellen der Jahre 2015 und 2016 ist der Migrationsdruck auf Europa nun wieder derart gestiegen, dass die Regierungen praktisch sämtlicher Mitgliedstaaten dringenden Handlungsbedarf sahen. Tatsächlich rang man sich noch am Abend desselben Tages zu jenem Luxemburger „Asylkompromiss“ durch, der nach dem längst gescheiterten Dublin-Verfahren demnächst wieder etwas Ordnung ins Migrationsgeschehen bringen soll. Kernpunkte dieses Kompromisses sind beschleunigte Asylverfahren in geschlossenen Einrichtungen an den Außengrenzen der EU, die Möglichkeit der Rückführung abgelehnter Asylbewerber bei mangelnder Schutzbedürftigkeit sowie eine „solidarische“ Umsiedlung von Flüchtlingen innerhalb der Europäischen Union für den Fall, dass ein einzelner EU-Staat von der Zahl der Migranten überlastet sein sollte.

Ob das neue Regelwerk Wirkung entfalten wird, muss sich zeigen. Noch ist es nicht einmal vom Europäischen Parlament abgesegnet worden, und kaum waren die Einzelheiten des Asylkompromisses an die Öffentlichkeit gelangt, kündigten Teile der deutschen Grünen erbitterten Widerstand gegen Reformpläne an, denen Bundesinnenministerin Nancy Faeser nach Auffassung der Grünen-Co-Vorsitzenden Ricarda Lang niemals hätte zustimmen dürfen. Pro Asyl sprach von einem „historischen Fehler“ und dem „Ausverkauf“ der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit.

Dabei haben Migrationsforscher ernsthafte Zweifel daran, ob sich aufgrund der Luxemburger Übereinkunft die Zahl der nach Europa kommenden Flüchtlinge überhaupt merklich verringern wird. Denn das beschleunigte Asylverfahren an der Außengrenze betrifft ohnehin nur Personen, die aus einem Land mit geringer Anerkennungsquote kommen – was nach derzeitiger Lage allenfalls auf einen Bruchteil aller Migranten zutrifft. Von „Abschottung“ oder gar einem „Frontalangriff auf das Asylrecht“, den etliche Kritiker an die Wand malen, kann keine Rede sein.

„2015 darf sich nicht wiederholen“: Das war das politische Regierungsmantra, nachdem die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel verordnet hatte, die Grenzen zur Bundesrepublik auf dem Höhepunkt der sogenannten Flüchtlingskrise nicht zu schließen – mit den bekannten Folgen. Deutschland wurde wegen dieses Signals zu einem Magneten im weltweiten Migrationsgeschehen, zeitweilig herrschten chaotische Zustände, der gesellschaftliche Zusammenhalt nahm immensen Schaden. Merkels „Grenzöffnung“ ermöglichte nicht nur den Wiederaufstieg der damals schon wieder im Niedergang befindlichen AfD, sie sorgte auch für massives Befremden bei unseren europäischen Nachbarn: schon wieder ein deutscher Sonderweg abseits rationalen Kalküls inklusive absehbarer Kollateralschäden.

Gründe genug also, solche Szenarien künftig zu vermeiden. Doch auch die neue Bundesregierung schlafwandelte in die nächste Flüchtlingskrise hinein: Die Zahl der einreisenden Migranten hat in den zurückliegenden Monaten das Niveau von 2015 längst überschritten, und das liegt keineswegs nur an Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine. Auch aus Afrika und dem Nahen Osten machen sich wieder vermehrt Menschen auf den Weg nach Deutschland, nicht zuletzt aufgrund unserer vergleichsweise üppigen Sozialleistungen. Länder und Kommunen schlagen Alarm wegen einer absehbaren Überlastung der Erstaufnahmeeinrichtungen, aber die mediale Öffentlichkeit hat meist nur das Weltklima und Wärmepumpen im Blick. Das Fatale daran: Unsere Gesellschaft ist noch gereizter als vor sieben Jahren.

Cicero bezeichnet sich selbst als „Magazin für politische Kultur“. Und weil wir fest davon überzeugt sind, dass Debatte (mitunter vielleicht sogar Streit) ganz wesentliche Grundlage einer Demokratie ist, scheuen wir auch nicht vor Kontroversen zurück. Wir produzieren demokratischen Gegenwind – wie sich das für Journalisten gehört, deren vornehmste Aufgabe darin besteht, gesellschaftliche Trends im Allgemeinen oder Regierungshandeln im Speziellen zu hinterfragen und gegebenenfalls zu kritisieren. Auch dieses Buch soll dazu beitragen.

Deutschlands Rolle in der Migrationskrise in den Jahren 2015 und 2016 war für mich persönlich eine prägende Erfahrung. Angela Merkels Ansage von wegen „Wir schaffen das!“ blieb mehr oder weniger begründungslos im Raum stehen: Nachfragen, wer mit „wir“ gemeint, was unter „schaffen“ zu verstehen und ob „das“ nicht etwas unspezifisch sei, verboten sich praktisch von selbst. Das „von selbst“ meine ich im Wortsinn. Denn selbstverständlich gab es keine Anweisungen an die Medien aus dem Kanzleramt heraus, das Lied der sogenannten Willkommenskultur im Brustton der Überzeugung mitzusingen. Mit einer gewissen Fassungslosigkeit musste ich damals feststellen, dass praktisch sämtliche Zeitungen, Magazine, Fernsehsender und Radiostationen ganz freiwillig und wie „von selbst“ notwendige Fragen hintanstellten – und somit ihre eigentliche Funktion als journalistisches Korrektiv, als vielbeschworene „vierte Gewalt“ in einer gesunden Demokratie in eklatanter Weise vernachlässigten. Gruppendenken hatte kritischen Geist verdrängt.

Ich selbst habe damals viele Politiker erlebt – vom einfachen Abgeordneten bis hin zum amtierenden Ministerpräsidenten –, die mir in vertrauensvoller Runde zuraunten, wie wichtig unsere publizistische Aufmüpfigkeit sei: Es würde sich ja sonst keiner trauen, auch mal Widerworte zu geben und auf offensichtliche Missstände hinzuweisen. Und das alles in einem Land, das sich zu Recht seiner Pressefreiheit rühmt. Aber Freiheit hat eben immer zwei Seiten: Sie muss nicht nur „von oben“ gewährleistet sein, man muss sie „von unten“ aus auch zu gebrauchen wissen. Das entsprechende – und bis heute anhaltende – Versagen der Medien hat zu einem massiven Vertrauensverlust der Bürgerinnen und Bürger in Politik und Medien geführt, der auf absehbare Zeit nicht mehr zurückgewonnen werden wird.

Die politische Kultur in der Bundesrepublik ist mangels publizistischen Gegenwinds massiv beschädigt worden – mit dem ebenso bedauerlichen wie unvermeidlichen Ergebnis, dass jetzt die Populisten Konjunktur haben. Und denen geht es eben gerade nicht um erfrischende Luftstöße für eine etwas selbstgefällig gewordene Demokratie. Sondern darum, einen politischen Sturm zu entfachen, der alles wegwehen könnte, was aufrechten Demokraten lieb sein sollte. Um das zu vermeiden, ist eine offene politische und mediale Debatte zur Migration entscheidend.


Das Dilemma der Asylpolitik.
Das Herz ist weit, doch die Mittel sind begrenzt

VON THOMAS MAYER

In einer Rede zum Festakt der Interkulturellen Woche am 27. September 2015 brachte der damalige Bundespräsident Joachim Gauck das Dilemma der Asylpolitik auf den Punkt: „Unser Herz ist weit, doch unsere Mittel sind endlich.“ Er könnte diese Rede heute wieder halten, und sie hätte auch zu den Problemen vor einem Jahrhundert gepasst. Damals stieß das Dilemma eine Entwicklung an, die in den Abgrund führte. Wie wohl kaum ein anderer hat Hannah Arendt die Gründe dafür analysiert. Auch wenn heute viele Umstände anders sind, sollten wir aus ihrer Analyse lernen.

Das Paradoxon der Menschenrechte

Laut Arendt haben Aufklärung und Säkularisierung der Schaffung von „universellen Menschenrechten“ den Weg bereitet. War davor Gott oder der Lauf der Geschichte als Quelle der Rechte betrachtet worden, so kamen sie nun in Menschenhand. Da man ihrer nicht mehr sicher sein konnte, mussten sie von den Menschen selbst bewahrt werden. Menschenrechte wurden zu Rechten von und für Menschen, die immer und überall gelten sollten. Doch die von konkreten Gesellschaftsordnungen abstrahierende Idee war nicht umsetzbar.

Traditionelle Stammesgesellschaften oder Despotien waren mit der Idee der Menschrechte inkompatibel. Dazu brauchte es demokratisch legitimierte Rechtsstaatlichkeit, wie sie nur im modernen Nationalstaat existierte. Es entstand ein Paradoxon: Wo Menschenrechte dringend nötig waren – in den Stammesgesellschaften oder Despotien –, konnten sie nicht durchgesetzt werden, und wo sie durchgesetzt werden konnten – im Rechtsstaat –, waren sie nicht nötig.

Die Idee war nach Arendt folglich nur haltbar, wenn man annahm, dass sich alle Gesellschaftsordnungen zum demokratisch legitimierten Rechtsstaat hin entwickeln würden. Solange der universelle Rechtsstaat nicht erreicht war, bestand aber die Gefahr, dass Menschen ihrer Menschenrechte beraubt wurden, wenn sie ihre Zugehörigkeit zu ihrem Nationalstaat verloren, der ihnen diese Rechte garantiert hatte.

Chaos nach dem Ersten Weltkrieg

Der Erste Weltkrieg stellte die europäische Ordnung der Nationalstaaten auf den Kopf. Die Inflation zerstörte die untere Mittelschicht, während der Kollaps der österreich-ungarischen Doppelmonarchie und des zaristischen Russlands zusammen mit den Grenzverschiebungen zwischen Ländern der Sieger und Besiegten nationale Minderheiten und staatenlose Menschen schuf. Diese Gruppen hatten den Schutz ihres Nationalstaats verloren und genossen allenfalls Minderheitenrechte oder waren ohne rechtlichen Schutz.

Arendt sieht in der Aberkennung der nationalen Zugehörigkeit ein machtvolles Instrument totalitärer Politik. Damit konnten gewissenlose Politiker Minderheiten die Wertestandards der Mehrheit aufzwingen und bestimmte Minderheiten wie die Juden zum Abschaum der Menschheit erklären. Weder Minderheitenverträge noch der Völkerbund halfen. „Der Begriff ‚Menschenrechte‘ selbst wurde für alle Beteiligten – Opfer, Verfolger und Zuschauer gleichermaßen – zum Beweis für hoffnungslosen Idealismus oder schwachsinnige Heuchelei.“ (Hannah Arendt (1951), The Origins of Totalitarianism. Peguin Classics 2017, S. 352. Eigene Übersetzung aus dem Original.)

Die Flucht von Minderheiten und Staatenlosen vor Unterdrückung brachte die letzte Bastion der Menschenrechte, das Recht auf Asyl, zum Einsturz. Obwohl sie die Verbindung zu ihrem Herkunftsland verloren hatten, zeigten die Zuwanderer oft wenig Interesse an der Integration in die Gesellschaft des Aufnahmelandes und wurden von der verarmten heimischen Mittelschicht als Belastung oder sogar Bedrohung empfunden.

Die Rückführung in die Herkunftsländer war schwierig, weil diese die Rücknahme ihrer früheren Staatsangehörigen verweigerten. Die Folge davon war, dass die Flüchtlinge zum Teil illegal zurückgeschleust wurden. Um Rückführungen zu vermeiden, erklärte sich eine zunehmende Zahl als „staatenlos“, auch wenn damit weitgehende Rechtlosigkeit einherging. „Alle Diskussionen über Flüchtlingsprobleme drehten sich um diese eine Frage: Wie kann der Flüchtling wieder abschiebbar gemacht werden?“ (Arendt, S. 371) Wo alle Lösungen vergeblich erschienen, wurden Flüchtlinge in Lagern interniert.

Aufstieg des Polizeistaats

Der staatenlose Mensch hatte meist kein Aufenthaltsrecht und keine Arbeitserlaubnis und war daher zum latenten Rechtsbruch verurteilt. Aber mit dem offenen Rechtsbruch, mit kriminellen Taten, erlangte er wieder einen Rechtsstatus, wenn auch als Krimineller. Die andere Möglichkeit, anerkannt zu werden, bestand darin, auf die eine oder andere Art berühmt zu werden, um durch die Erregung von Aufmerksamkeit rechtsstaatlichen Schutz zu erlangen. Aber das war nur für wenige möglich.

Die Überforderung der Staaten mit den Flüchtlingsproblemen führte dazu, dass auch die westlichen Demokratien der Polizei immer größeren Spielraum gaben, eigenmächtig zu handeln. Da die Natur der Probleme grenzüberschreitend war, kam es zur Zusammenarbeit der Polizei der demokratischen mit den totalitären Staaten, einschließlich Nazideutschlands. „Wenn die Nazis eine Person in ein Konzentrationslager steckten und ihr die Flucht, beispielsweise nach Holland, gelang, steckten die Holländer sie in ein Internierungslager.“ (Arendt, S. 377)

Nationale Verankerung des Asylrechts

Heute ist das Recht auf Asyl im nationalen und europäischen Recht verankert. Laut Deutschem Grundgesetz haben politisch Verfolgte ein Recht auf Asyl. Die Genfer Flüchtlingskonvention geht weiter. Dort soll Schutz genießen, wer aufgrund von Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen politischer Überzeugungen verfolgt wird. Und in Deutschland bekommt „subsidiären“ Schutz, wer stichhaltige Gründe dafür anführen kann, dass ihm in seinem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden droht und er den Schutz seines Herkunftslands nicht in Anspruch nehmen kann.

Doch ist die Immigration aus dem Nahen Osten und Afrika für viele heute beinahe so besorgniserregend wie die Migration vor einem Jahrhundert. Wieder regt sich vor allem in der unteren Mittelschicht Widerstand, der Raum für nationalistische Politik schafft. Man hofft, sich durch die Betonung der Nationalität Rechtsansprüche bewahren zu können, die bei Entnationalisierung aufgrund der Überforderung staatlicher Sozialsysteme verloren gehen könnten.

Auch die Regierungen erscheinen so hilflos wie damals. Sie geben vor, die universellen Menschenrechte hochzuhalten – auch um die lautstarken Anwälte dieser Rechte zu befriedigen –, und bezahlen autoritäre Nachbarstaaten für die möglichst unauffällige, aber wirksame Zurückhaltung von Flüchtlingen. Die Warnung Arendts, dass die Furcht vor der Bedrohung des sozialen und politischen Lebens durch unkontrollierte Immigration schließlich „Barbaren“ aus dem Inneren unserer Zivilisation schaffen werde, die Millionen Menschen die „Lebensbedingungen von Wilden“ aufzwingen, erscheint auch heute noch aktuell. Wer nicht will, dass aus einem weiten ein sehr enges Herz wird, muss daher die Begrenztheit der Mittel bei der Asylpolitik respektieren.

Versuch der Neuordnung

Die jüngst erzielte Einigung des EU-Ministerrats auf eine neue Ordnung für Asylverfahren und Steuerung der Migration ist daher ein Schritt in die richtige Richtung. Abgesehen von einer Vereinheitlichung nationaler Verfahren, soll sie dazu dienen, Menschen, die sich auf die im Asylrecht definierten Fluchtgründe beziehen können, von anderen, die ihre wirtschaftliche Lage verbessern wollen, zu trennen. Diese Trennung ist nötig, wurden in Deutschland doch im Jahr 2023 knapp die Hälfte aller Asylanträge abgelehnt, obwohl die Definition der Fluchtgründe recht weit ist.

Bisher wurden aber nur wenige abgelehnte Asylbewerber in ihre Herkunftsländer oder Drittländer zurückgeführt. Der Ministerrat hofft, dass bei einer Prüfung der Asylberechtigung an den Außengrenzen weniger unberechtigte Einreisen erfolgen und illegale Aufenthalte durchgesetzt werden können als gegenwärtig.

Allerdings soll die Prüfung in der Regel nur für Antragsteller nach einem illegalen Grenzübertritt und für Antragsteller aus als sicher geltenden Herkunftsländern an der Grenze erfolgen. Außerdem ist zu befürchten, dass die Neuordnung nur in verwässerter Form oder überhaupt nicht kommen wird. Eine Minderheit von EU-Ländern, unter anderem Polen und Ungarn, widersetzt sich der Verteilung anerkannter Flüchtlinge auf die EU-Mitgliedsländer und lehnt Kompensationszahlungen für die Verweigerung der Aufnahme ab.

Eine andere Minderheit, darunter vor allem Deutschland, möchte weitere Ausnahmen für die Prüfung von Asylanträgen an der Grenze, zum Beispiel für Familien mit Kindern. Im Europäischen Parlament, dessen Zustimmung erforderlich ist, opponieren Abgeordnete aus den Fraktionen der Grünen und der Sozialdemokraten gegen die Verschärfung des Asylverfahrens.

Der Kreis schließt sich

Nach den schlimmen Erfahrungen der früheren Jahre wurden nach dem Zweiten Weltkrieg die Asylrechte weit gefasst und im nationalen Recht verankert. Damit wurden die Menschenrechte zwar von einer abstrakten Idee zu einem einklagbaren Anspruch. Aber es blieb weiterhin ungeklärt, wie diese Ansprüche aufrechterhalten werden können, wenn der liberale Rechtsstaat nicht als Ziel aller gesellschaftlichen Entwicklung akzeptiert wird, und wie die Ansprüche erfüllt werden können, wenn sie massenhaft gestellt werden. Gegenwärtig ist das Modell des liberalen Rechtsstaats nur in einer Minderheit der Staaten verwirklicht, und die Ansprüche auf Asyl aus anderen Ländern drohen die liberalen Rechtsstaaten zu überwältigen.

Laut dem Demokratieindex des britischen Magazins The Economist hatten im Jahr 2022 nur 24 von 167 Ländern der Welt die Staatsform der vollständigen Demokratie. Weitere 48 Länder brachten es auf eine unvollständige Demokratie. Folglich hatten rund 57 Prozent der Länder eine mehr oder weniger autoritäre Staatsform. Als Garanten für die Menschenrechte – und damit auch für das Recht auf Asyl – standen nur 14 Prozent aller Staaten zur Verfügung. In diesen Staaten leben nur 15 Prozent der Weltbevölkerung. Weder haben es die Bewohner dieser Staaten geschafft, ihre Staatsform als das erstrebenswerte Ideal in der Welt zu verankern, noch sind sie dazu in der Lage, die Ansprüche auf universelle Menschenrechte der in den anderen Staaten lebenden 85 Prozent der Menschheit durch die Gewährung von Asyl zu sichern.

Wie zu Arendts Zeiten bleiben die Menschenrechte ein Privileg für wenige und ein unerfüllbarer Anspruch für die meisten. Wenn die Politik die Begrenzung der Mittel nicht anerkennt, werden die überforderten Rechtsstaaten erneut eine Erosion ihrer liberalen Rechtsstaatlichkeit erfahren. Es wäre eine böse Ironie der Geschichte, wenn Deutschland, der Übeltäter von gestern, mit seinem Anspruch auf moralische Weltmeisterschaft heute wieder diese Erosion vorantreiben würde. Notwendig wäre daher zu versuchen, mit Verantwortungsethik das Mögliche zu erreichen, statt mit Gesinnungsethik Kurs auf ein erneutes Desaster zu nehmen.


Die unheimliche Zeitenwende.
Wie die Migrationspolitik der Ampel von der Realität eingeholt wurde

VON VOLKER RESING

Ein Sommertag im August 2021, viele sitzen in der Eisdiele und schauen hinauf zur runden Bühne. Auftritt Annalena Baerbock, die hier den Wahlkreis gegen Olaf Scholz gewinnen will, auf einem Platz in der Potsdamer Innenstadt. Die Kanzlerkandidatin gibt Autogramme, dann spricht sie über die Flüchtlingspolitik. „Wir haben Platz“, das sei die Devise gewesen angesichts der schrecklichen Bilder vom Mittelmeer, ruft sie dem Publikum zu. Und sie wiederholt den Satz energisch: „Wir haben Platz!“ Das müsse der Maßstab für die nächste Bundesregierung sein. „Wir müssen auf Humanität setzen.“ Es gibt Applaus von der Basis für die Spitzenfrau der Grünen.

Nur zwei Jahre ist das her. Doch die Bilder und Worte wirken wie aus einer anderen Welt. Inzwischen ist Olaf Scholz Bundeskanzler und Annalena Baerbock Außenministerin in einer Ampelkoalition. Inzwischen hat Wladimir Putin die Ukraine überfallen, der Krieg dauert schon anderthalb Jahre. Deutschland hat über eine Million Flüchtlinge aus der Ukraine aufgenommen. Und auch die Zahlen der Asylbewerber steigen wieder an. Bereits bis April 2023 waren es rund 100 000 Anträge, die in Deutschland gestellt wurden. Im ganzen Jahr 2022 waren es 244 000. Die Kommunen schlagen Alarm, die Kapazitäten sind fast ausgeschöpft. Italien hat bereits den Notstand ausgerufen. Die Europäische Union berät eine weitreichende Asylreform.

Und Annalena Baerbock? Das „Wir haben Platz“ ist lange vorbei. Verflogen ist der Enthusiasmus des Wahlkampfsommers 2021. Nun spricht sie von der „Belastungsgrenze“, die bald erreicht sei, und bewegt sich auf einen neuen europäischen Konsens zu. Sie fordert Solidarität bei den anderen Mitgliedstaaten ein, weil Deutschland schon „viele Menschen“ aufgenommen habe. In einem Interview mit der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung aus dem Juni 2023 werden alte Dogmen vorsichtig aufgeweicht. Alle Flüchtlinge sollen nun an der Grenze registriert werden, dort sollen die Anträge bearbeitet werden. Das Grenzverfahren sei zwar „hochproblematisch“, weil es in „Freiheitsrechte eingreift“. Doch sei es die einzige Chance, überhaupt auf europäischer Ebene eine Einigung zu erzielen. Den umstrittenen Kompromiss der EU-Innenminister hin zu einer Asylreform verteidigte sie, die Entscheidung sei ihr „als Außenministerin, als Grüne und auch persönlich sehr schwergefallen“, so Baerbock.

Die Deutung dieser europäischen Asylreform bleibt dabei zunächst sehr unterschiedlich. Experten bezweifeln, dass er kurz- und mittelfristig zu deutlich sinkenden Flüchtlingszahlen führen wird. Zumal das Europäische Parlament noch zustimmen muss. Deutschland will Nachverhandlungen, und ein Inkrafttreten ist erst für 2025 vorgesehen. Zudem sind im kommenden Jahr verschiedene Wahlen, was die Auseinandersetzung stark politisiert. „Das wird noch ein wilder Ritt werden“, sagt Raphael Bossong, Migrationsexperte bei der Berliner Stiftung Wissenschaft und Politik, in der NZZ.

Außerdem zielen die Maßnahmen selbst, konkret was die Asylverfahren angeht, nur auf einen Anteil von 20 Prozent aller Flüchtenden, die Rückführung dann im Schnellverfahren abgelehnter Antragsteller ist noch unklar. Aber die Signalwirkung könnte größer sein. „Alle Beteiligten wissen, wie schwer die Grenzverfahren umzusetzen sind. Doch natürlich soll hier ein Signal der Abschreckung gesetzt werden. Es sollen einfach weniger Migranten kommen“, erklärt Bossong.

So wackelig der europäische Konsens auch ist, der Ärger kommt postwendend. Die grüne Basis ist alarmiert. Mit einem Protestschreiben wenden sich Grünen-Politiker aus Ländern und Kommunen gegen den neuen Pragmatismus. Darunter der Vorsitzende der Grünen Jugend, Timon Dzienus, der die geplanten Asylzentren unmenschlich findet und will, dass Baerbock sie verhindert. Schon Baerbocks Verteidigung des „Außengrenzenschutzes“ klingt manchen Aktivisten wie ein Plädoyer für die „Festung Europa “. Das Grundrecht auf Asyl werde ausgehöhlt, warnt auch die Organisation Pro Asyl. Für die Grünen ist das wie friendly fire, Gegenwind aus dem eigenen politischen Vorgarten. Der Riss geht mitten durch die Partei. Die Parteivorsitzende Ricarda Lang wettert gegen den Kompromiss, Co-Chef Omid Nouripour verteidigt ihn.

Anders als die Grünen sind Sozialdemokraten und Liberale beim Thema Migration disziplinierter. Bundesinnenministerin Nancy Faeser hat in Luxemburg die europäische Neuregelung verhandelt. Auch sie klagt nach dem Kompromiss über die Dinge, bei denen sie sich nicht hat durchsetzen können. Es geht um Familien mit Kindern, die nach ihrem Wunsch vom Grenzverfahren ausgenommen werden sollten. Nun wünscht sich die deutsche Ministerin, das Europäische Parlament möge hier im nun folgenden Gesetzgebungsverfahren noch Änderungen erreichen. Dennoch steht der SPD-Parteivorstand hinter seiner Genossin. Ein entsprechender Beschluss verteidigt den Kompromiss. Die Sozialdemokraten, auch geführt durch die pragmatische Hand ihres Vorsitzenden Lars Klingbeil und Bundeskanzler Olaf Scholz, wirken geübter und geschlossener in der weiteren Zeitenwende.

Von den Liberalen sind auch keine Störfeuer zu erwarten. Ganz im Gegenteil kostet FDP-Chef Christian Lindner es genüsslich aus, nun in einem konservativen Herzensthema punkten zu können. Das, was die Union nicht hinbekommen habe, leiste nun die Ampel: mehr Ordnung in der Asylpolitik, erklärt der Bundesfinanzminister. „Die Verschärfung der gemeinsamen europäischen Asylregeln ist ein Erfolg“, so Lindner, „mehr Kontrolle, mehr Konsequenz und Fortschritte bei der Unterbindung irregulärer Zuwanderung – auch an den Außengrenzen“ seien notwendig.

Die Perspektiven auf Migration verschieben sich

Insgesamt ist das, was die Ampelparteien in der Flüchtlings- und Migrationspolitik im Laufe des Jahres 2023 erleben, aber nur ein weiteres politisches Feld, in dem nicht nur die Ökopartei, sondern alle drei Ampelpartner große Zeitenwenden durchkämpfen. „Zeitenwende“, das war das Wort des Jahres 2022. Der Bundeskanzler hatte in einer historischen Rede nur drei Tage nach dem Überfall von Putins Truppen auf die Ukraine in einer sonntäglichen Sondersitzung des Bundestages den Begriff geprägt. Zunächst war er auf die internationalen Beziehungen und die Friedensordnung in Europa gemünzt. Dann mit der Ankündigung des Sondervermögens für die Bundeswehr wurde klar, dass damit auch der Neustart in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik gemeint war. Schließlich mussten SPD, Grüne und FDP erkennen, dass die Zeitenwende auch eine völlige Neuaufstellung der Energiepolitik bedeuten würde, da nun das billige russische Gas fehlte, mit dem die Deutschen so bequem gelebt hatten.

Für die Grünen am schmerzhaftesten war die Zeitenwende in der Klimapolitik. Das Symbolbild dafür war Wirtschaftsminister Robert Habecks Verbeugung vor dem katarischen Handelsminister Scheich Al-Kaabi, als er bei einem Besuch über die Lieferung von Flüssiggas sprach. Der Grüne, der sein ganzes Talent und seine ganze Ausstrahlung in die Dekarbonisierung des Landes investieren wollte, musste Kohlekraftwerke hochfahren, LNG-Terminals bauen – und die Kernkraftwerke drei Monate länger laufen lassen. Dies gelang ihm passabel, nur war es nichts von dem, was er tun wollte. Als er schließlich seine persönliche Bilanz und die des Klimas durch ein Vorpreschen bei der sogenannten Wärmewende ins Positive drehen wollte, geriet die Koalition an den Rand des Nervenzusammenbruchs. Es ist also verständlich, dass man bei den Grünen die offensichtliche Zeitenwende in der Migrations- und Flüchtlingspolitik wohl am liebsten heimlich vollziehen würde. Doch das geht natürlich nicht.

Vielleicht schmerzt sogar die Zeitenwende in der Migrationspolitik Teile der Grünen am meisten. Sie lässt sich am wenigsten allein auf die Folgen des Ukrainekriegs zurückführen und daher als befristet denken. Ursächlich für die aktuelle Überlastung in den deutschen Städten und Kommunen ist letztlich auch der russische Überfall auf das Nachbarland. Doch die Flüchtlingskrise (und auch die Integrationskrise) dauert im Prinzip seit 2015 an, es ist ein Erbe der Merkel-Jahre, hier nicht wirklich zu einem schlüssigen und beherrschbaren und abgestimmten Konzept gekommen zu sein.

„Mehr Fortschritt wagen“ ist der erste Koalitionsvertrag eines echten Dreierbündnisses auf Bundesebene überschrieben. Das Kapitel „Integration, Migration, Flucht“ ist in Unterabschnitte unterteilt: Aufenthalts- und Bleiberecht, Integration, Asylverfahren und europäische und internationale Flüchtlingspolitik. In allen vier Bereichen ist eine Umordnung der politischen Ziele und Pläne aufgrund äußerer Einflüsse angesagt. Am gravierendsten zunächst bei Grenzkontrollen, der Definition sicherer Herkunftsländer und Asylverfahren, bei denen die Regierung von ihrem ursprünglichen Ideal langsam abrückt. Noch lehnt Nancy Faeser stationäre Grenzkontrollen zu Polen ab, doch längst gibt es mehr Überwachung, die man früher hätte verhindern wollen. Beim Thema sichere Herkunftsländer, lange Jahre ein besonders rotes Tuch für die Grünen, wandelt sich die Regierungsposition, zumindest mit Blick auf Moldawien und Georgien. Asylverfahren, die man laut Koalitionsvertrag vereinfachen wollte, wandern nun möglicherweise an die EU-Außengrenze. Allein bei der Einbürgerung und beim Bleiberecht (Stichwort Chancen-Aufenthaltsgesetz) sind die Koalitionäre noch halbwegs auf Linie. Aber insgesamt zeigt sich, dass bestimmte Grundmaximen der drei Partner, vor allem von SPD und Grünen, sich nicht mehr halten lassen.

Eine Grundmaxime ist, dass Migration etwas grundsätzlich Gutes und Unvermeidliches ist. Vor allem die Liberalen steuern dazu die Erkenntnis bei, dass aufgrund des demografischen Wandels und des Fachkräftemangels Zuwanderung notwendig und wünschenswert ist. Deutschland sollte deswegen ein „modernes Einwanderungsland“ werden. „Dafür brauchen wir einen Paradigmenwechsel“, heißt es im Koalitionsvertrag. Mit einer aktiven und ordnenden Politik wolle man Migration vorausschauend und realistisch gestalten. „Wir werden irreguläre Migration reduzieren und reguläre Migration ermöglichen.“

Die zweite Grundmaxime, die sich an der Realität reibt, lautet: Der Zuzug von Schutzsuchenden kann und darf nicht begrenzt werden, weil dies eine Einschränkung des Asylrechts wäre. Die Flüchtlinge aber, die zu uns kommen, sind zum einen teilweise illegal eingereist, genießen mitunter aufgrund fehlender Voraussetzungen keinen Schutz, können aber größtenteils nicht abgeschoben werden, da ihnen Gefahr im Herkunftsland droht. Schließlich sind real existierende Migranten oft aus unterschiedlichen Gründen nur schwer in den Arbeitsmarkt integrierbar, fallen somit nicht in die Gruppe der erwünschten Migration, zu der man sich auch bekennt.

Selbst die Wochenzeitung Die Zeit fordert die Ampel im Sommer 2023 zum Abschied von „linken Lebenslügen“ auf. Redakteur Ferdinand Otto formuliert: „Wer eine Migrationspolitik der offenen Tür will, braucht erst mal eine Mauer“, das hört sich in den Ohren mancher Ampelpolitiker an wie AfD-Sprech. Doch sickert die Erkenntnis sehr wohl durch.

Pionierin der Migrationszeitenwenden der Ampel ist aber Bundesinnenministerin Faeser. Sie gibt der Zuwanderungspolitik eine neue Richtung. Dabei spielt der Koalitionsvertrag keine große Rolle mehr, oder die Formulierungen werden so umgedeutet, dass sie zur neuen Linie passen. Faeser spricht selbst von „einem historischen Momentum“. Damit hat sie vielleicht sogar recht, nur ganz freiwillig kam sie nicht zu den neuen Einsichten. Der Einschnitt war die Ministerpräsidentenkonferenz vom 10. Mai 2023. Der Druck der Kommunen, auch die Not der Länder, führte dazu, dass der Bund nicht nur bereit war, mehr Geld für die Städte und Gemeinden bereitzustellen, sondern eine gemeinsame neue Strategie vereinbart wurde. Das „Beschluss“ überschriebene Dokument formuliert nicht weniger als eine „gemeinsame Flüchtlingspolitik von Bund und Ländern“. Der baden-württembergische Ministerpräsident Winfried Kretschmann von den Grünen ist mit dabei, auch der sächsische Regierungschef Michael Kretschmer (CDU) hat unterzeichnet. Hier ist ein parteiübergreifender Konsens entstanden, der seinesgleichen sucht. In dem Dokument scheinen plötzlich ideologische und emotionale Debatten der zurückliegenden Jahre fast vergessen und verschwunden zu sein. Dort werden nun die Handlungsfelder ganz nüchtern aufgelistet: „[D]er Zugang der Geflüchteten“ müsse „stärker“ gesteuert werden. Die nach Deutschland kommenden Menschen müssten „so früh wie möglich“ erfasst werden. Außerdem vereinbart man die Digitalisierung der Verfahren und vereinbart die „konsequente“ Rückführung von Straftätern. Faeser wird als Spindoktorin des Projekts in dem Papier genannt.

Auch bestimmte Kreise der Grünen wünschen sich ein Umdenken. Die selbsternannten „Vert-Realos“ hatten Anfang 2023 in einem Memorandum gefordert, die grüne Migrationspolitik müsse auch die Überlastung vor Ort ernst nehmen. Franziska Schubert, Fraktionsvorsitzende der Grünen in Sachsen, verteidigte das. „Ich wünsche mir einen realistischeren Blick“, sagte die Politikerin im Cicero und erntete dafür in den eigenen Reihen auch Widerstand. „Bei manchen spüre ich die große Sorge, dass man Verrat an den Geflüchteten begeht“, berichtet Schubert, aber Humanität und eine realistische Betrachtungsweise würden zusammengehören.

Die 16 Seiten des Bund-Länder-Konferenz-Beschlusses mit Bundeskanzler Olaf Scholz wären die Grundlage der migrationspolitischen Zeitenwende. Plötzlich geht es um die Reduzierung von Migration und nicht mehr vordringlich um die Ermöglichung. Die Perspektive hat sich verschoben, von der „Gestaltung eines modernen Einwanderungslandes“ hin zum Beherrschen des Problems der unkontrollierten Zuwanderung.

Abrücken vom Koalitionsvertrag

Die Opposition im Bundestag bleibt skeptisch. Der innenpolitische Sprecher der Unionsfraktion, Alexander Throm (CDU), will der Ampel die Kehrtwende nicht recht glauben. Er sehe noch nicht, dass der Kanzler sich hier in seiner eigenen Koalition durchsetzen werde, so Throm. Bisher sei alles noch in eine andere Richtung gegangen. „Es wird von der Ampelkoalition der in ihrem Koalitionsvertrag ausgerufene Paradigmenwechsel hin zu einer schrankenlosen Migrationspolitik durchgezogen“, sagt Throm. Der stellvertretende Unionsfraktionsvorsitzende Jens Spahn will in eine grundsätzlich andere Richtung. In der Fernsehsendung Lanz stellt er die Genfer Flüchtlingskonvention und die Europäische Menschenrechtskonvention zur Diskussion. Er frage sich, ob die Regelungen aus den 1950er Jahren „mit diesen individuellen Verfahren, monatelang, ohne Klarheit für alle Beteiligten und mit den Botschaften, die sie senden“, noch funktionieren. Stattdessen müsse es feste Kontingente für Flüchtlinge geben. „Die lassen wir von der UN auswählen. Dann kommen vielleicht nicht diejenigen, die am stärksten sind, sondern die, die es am dringendsten brauchen: Frauen, Kinder, auch andere“, so Spahn.

Im Grundsatzprogramm der Grünen von 2020 steht noch: „Die Möglichkeit, zu fliehen sowie in Deutschland und Europa Schutz zu suchen“, dürfe „nicht durch Kooperationen mit Drittstaaten erschwert werden“. Nun steht in dem Bund-Länder-Papier, „Kooperation mit Herkunftsländern“ sei erforderlich, vor allem auch in Bezug auf Rückführungen. „Ziel aller partnerschaftlichen Abkommen wird die Eindämmung irregulärer Migration und die Förderung regulärer Migration sein.“

Manchmal sind es Nuancen, manchmal nur der ergänzende Nebensatz, der deutlich macht, dass sich die Ampel von einem allzu idealistischen Bild von Migration zu verabschieden beginnt, hin zu einer pragmatischen Betrachtungsweise. Das zeigt sich etwa mit Blick auf die Grenzschutzagentur Frontex, die vielen migrationspolitischen Aktivisten wegen sogenannter Pushbacks und robuster Maßnahmen ein Dorn im Auge ist. Im Koalitionsvertrag heißt es noch klar: „Frontex soll sich im Rahmen des Mandats bei der Seenotrettung aktiv beteiligen.“ Was bedeutet Weiterentwicklung hin zur Seenotrettung? Gewiss etwas anderes als Begrenzung von Migration. Nun, nach der Zeitenwende, heißt es im Bund-Länder-Migrations-papier knapp und klar: „Die europäische Grenzschutzagentur Frontex muss gestärkt werden, um unerlaubte Einreisen zu reduzieren.“

Die wohl größte Kehrtwende verbirgt sich hinter einem kurzen Satz im Koalitionsvertrag. „Das Konzept der AnkER-Zentren wird von der Bundesregierung nicht weiter verfolgt.“ Vielleicht sind diese von Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) 2018 erdachten Einrichtungen so etwas wie die Atomkraftwerke der Migrationspolitik. Kaum etwas haben die Grünen so massiv bekämpft wie diese Sammelstellen für Asylbewerber, in denen an den Grenzen ihr Antrag geprüft werden sollte, um diese bei Ablehnung direkt abschieben zu können. „Das hat nichts mit Ordnung und Sicherheit zu tun und mit Humanität erst recht schon mal gar nicht“, sagte Baerbock vor fünf Jahren. „Für mich hat das mit den Werten unseres Landes eigentlich nicht sehr viel zu tun.“ Und im Jahr 2023? Die Bundesregierung wirbt jetzt für solche Zentren an den europäischen Außengrenzen. Die von Faeser mitverhandelte und propagierte Reform des „Gemeinsamen Europäischen Asylsystems“ sieht künftig eine verpflichtende Registrierung und ein Verfahren in den Grenzstaaten vor. Schon in dem Mai-Papier hieß es, Bund und Länder setzten sich für „verpflichtende Grenzverfahren an den EU-Außengrenzen für bestimmte Personengruppen“ ein. Das ist eine Art Paradigmenwechsel, von dem der Koalitionsvertrag ausdrücklich spricht, nur eben in eine andere Richtung.

Annalena Baerbock setzt sich zwischen die innerparteilichen Stühle. Die neuen geplanten Transitzentren in den Erstaufnahmeländern entlang der Mittelmeerküste seien „Fluch und Segen“ zugleich und „die einzige realistische Chance, in einer EU von 27 sehr unterschiedlichen Mitgliedsstaaten auf absehbare Zeit überhaupt zu einem geordneten und humanen Verteilungsverfahren zu kommen“.

Die Ampelparteien, allen voran die Grünen, wissen, dass die Deutschen bislang die Hauptlast des Flüchtlingsbewegungen stemmen mussten. Wenn die Ampel also die Politik der „offenen Tür“ im Inland nicht mehr durchhält, weil wir an die Kapazitätsgrenzen kommen, muss sie die europäischen Partner dazu bewegen, mehr Flüchtlinge aufzunehmen. Diese sind dazu aber nur bereit und auch nur vielleicht bereit, wenn die Tür nach Europa nicht mehr so weit offen steht. An diesem Widerspruch scheiterte bislang jede europäische Flüchtlingspolitik. Nun könnte der Knoten möglicherweise durchschlagen werden.

Während andere in Europa auch auf das Signal einer Abschottung und dadurch einer Begrenzung der Zuwanderung durch die Außengrenzenverfahren setzen, achtet Baerbock auf die Lesart, dass es um ein besseres Verfahren geht. „Das heißt, dass wir den Großteil der Menschen, die vor Krieg und Folter geflohen sind, nicht mehr über Jahre an der Außengrenze alleine lassen, sondern ihnen eine Perspektive geben“, so formuliert es die Außenministerin in einem Zeitungsinterview.

Pragmatiker versus Idealisten

Im Zeitenwendeprozess heißt es die zahlreichen Grünen „mitzunehmen“, die Migrationspolitik rein moralisch durchbuchstabieren wollen. Baerbocks Argument soll pragmatisch-proeuropäisch erscheinen. „Heute haben wir nämlich in der Theorie schöne Regeln, an die sich nur leider keiner hält.“ Baerbock warnt davor, dass es zu weiterer Abschottung komme, dass andere Länder Grenzzäune und Mauern bauen würden, wenn es nun keine Einigung gebe: „Als Herzenseuropäerin will ich nicht, dass an Rhein und Oder wieder Schlagbäume hochgezogen werden“, führt Baerbock europäischen Binnenmarkt und Freizügigkeit ins Feld, um den innerparteilichen Kritikern eine Neuausrichtung abzutrotzen.

Der grundsätzliche Zielkonflikt wird dadurch aber nicht gelöst. Tatsächlich wird es in der künftigen europäischen Asylpolitik um eine Begrenzung der Zuwanderung gehen, um das Signal, dass Europa nicht alle aufnehmen kann, um die – wenn nötig – auch Zurückweisung an den Grenzen, möglichst nach einem geordneten Verfahren. Die gemeinsame Formel lautet „Eindämmung der illegalen Migration“ – wer hat schon etwas gegen die Bekämpfung von Illegalität? Doch für Grüne und Teile der SPD – und auch nach der geltenden Rechtslage – waren eben viele illegale Migranten in dem Moment, in dem sie auf europäischem Boden einen Asylantrag stellten, legale Migranten. Künftig wird möglicherweise durch Registrierung und Grenzverfahren hier ein deutlich anderer Wind wehen. „Die europäischen Menschenrechtsstandards“ müssten gewahrt bleiben, so formuliert Baerbock sybillinisch. Und sie weiß: „Der Grat ist sehr schmal.“

Manchen geht die Zeitenwende zu weit. Prominente wie Herbert Grönemeyer und Katja Riemann empören sich. „Statt die versprochenen Verbesserungen voranzutreiben, wollen Sie nun den massivsten Asylrechtsverschärfungen jemals zustimmen“, heißt es in dem Brief, den laut Spiegel mehr als 50 Prominente aus Kunst und Kultur in Deutschland unterzeichnet haben. Statt Maßnahmen oder Kritik an „systematischen Rechtsbrüchen und Misshandlungen von Schutzsuchenden an den Grenzen“, schreiben die Unterzeichner, „nehmen wir nur Rufe nach Zäunen und Haftlagern wahr.“ Tatsächlich klingen die stark vereinfachenden Formulierungen genau nach dem, was die Briefschreiber selbst kritisieren: Populismus.

Populismus von links, das ist in der Tat ein Phänomen, das Scholz, Baerbock und der Mitkoalitionär Christian Lindner (FDP) nun verstärkt erleben. Grönemeyer und Co. klingen dann trotz anderem Thema und anderer Lautstärke doch im Stil und in der moralischen Tonalität fast wie Sahra Wagenknecht und Alice Schwarzer, die bei der Zeitenwende in Sachen Ukraine plötzlich eine Art aggressive Friedensrhetorik aus dem Hut zauberten, die verführerisch klang und mit der politischen Wirklichkeit doch nur entfernt etwas zu tun hatte.

Der Widerstand gegen die Migrationszeitenwende kommt auch weiter von der grünen Basis. Rund 730 Mitglieder haben sich an Baerbock und Habeck gewandt, um das europäische Vorgehen der Bundesregierung anzuprangern. Der Tenor soll vermittelnd sein, eine Argumentationshilfe wolle man liefern, damit sich Grüne gegen SPD und FDP durchsetzten. Tatsächlich aber verläuft das Zerwürfnis auch innerhalb der grünen Partei, zwischen den Pragmatikern und den Idealisten, so wie bei den anderen Themen auch. Sachsens Justizministerin Katja Meier hat den Brief unterzeichnet, ihr sei wichtig, „dass die Rechtsstaatlichkeit in allen Asylverfahren gewahrt bleibt“, sagt sie gegenüber Table media. Vor allem der Schutz von Minderjährigen dürfe nicht reduziert werden, meint sie. Deswegen will sie Familien und Kinder ausnehmen von dem Grenzverfahren, doch dies scheint auf europäischer Ebene kaum durchsetzbar.

Deutlicher wird der grüne Bundestagsabgeordnete Kassem Taher Saleh. Er hat zusammen mit der Gruppe „Brand New Bundestag“ einen eigenen Aufruf gestartet. Er erklärt: „Der aktuelle Vorschlag wird auch nichts an den vielen Toten im Mittelmeer und auf den Fluchtwegen ändern. Wir brauchen stattdessen sichere Fluchtrouten und eine staatliche Seenotrettung.“ So klingt der bekannte moralische Ton, den früher auch die gesamte Grünen-Spitze angeschlagen hat. Die Ampel und auch die Grünen-Minister gehen jetzt halb offen halb verdeckt in eine andere Richtung. Nicht sichere Fluchtwege, sondern Begrenzung der Fluchtmöglichkeiten.

Zeitenwende geht nicht ohne Blessuren und Verluste. Die Grünen müssen in Sachen Migration abermals am meisten drangeben. Möglicherweise steht hinter all dem aber noch mehr: der Konflikt zwischen dem Konkreten und dem Abstrakten, zwischen Wünschbarem und Machbarem. Die Grünen und die Ampel insgesamt müssen klären, was sie unter Politik verstehen. Ferdinand Otto schreibt in der Zeit: „Der alte grüne Reflex zieht nicht mehr. Die rhetorische Eskalation in die Moral – Menschlichkeit kennt keine Obergrenze – führt ins Gegenteil.“ Baerbock und Habeck wollen auch diese Zeitenwende durchziehen, wie weit ihre Anhänger mitmachen, ist offen.


„Das derzeitige europäische 
Asylsystem ist unmoralisch.“
Ein Gespräch mit Ruud Koopmans

Herr Koopmans, die Flüchtlingskrise von 2015 gilt als große Zäsur in der deutschen Politik. Nun erleben wir erneut eine Verschärfung der Lage. Was ist anders, was nicht?

Der größte Unterschied ist natürlich, dass im vergangenen Jahr die größte Gruppe aus der Ukraine stammte. Und diese Gruppe unterscheidet sich zunächst einmal auch aus moralischen Gründen von den meisten Flüchtlingen, die 2015 und 2016 zu uns kamen. Die Ukrainer, die jetzt nach Europa geflohen sind, kamen direkt aus einem Kriegsgebiet. Das heißt, es liegt kein anderes Transitland zwischen der Ukraine und Europa. Wir nehmen also Menschen auf, die unmittelbar vor Kriegsgewalt Schutz suchen. Das war 2015 anders, weil fast niemand damals zu uns kam, der direkt aus einem Kriegsgebiet oder direkt aus einem Nachbarstaat nach Europa kam. 

Was soll da genau der moralische Unterschied sein?

Moralisch gesehen, ist das etwas fundamental anderes. Moralisch gesehen, sind wir in Europa jetzt in der gleichen Lage, wie es 1938 die Schweiz war. Damals kamen Juden, die vor unmittelbarer Lebensgefahr aus Deutschland flohen, an die Schweizer Grenze und wurden zum Teil zurückgeschickt. Das ist natürlich eine Art von Zurückweisung von Flüchtlingen, die moralisch nicht zu rechtfertigen ist. Aus diesem Scheitern der Nachbarstaaten Deutschlands angesichts der Judenverfolgung haben wir eben unsere Lektion gelernt und das Asylrecht geschaffen. Die Idee war, dass es niemals wieder so kommen darf.

Die Flüchtlinge aus Syrien sind auch unmittelbar vor dem Krieg geflohen.

Sie sind vor dem Krieg geflohen, waren aber etwa in der Türkei in Sicherheit. Natürlich müssen wir dann der Türkei helfen, sie kann das nicht allein schaffen, der Libanon und Jordanien können das noch viel weniger. Aber es ist für uns nicht die gleiche Situation. Es ist nicht so, dass wir dadurch, dass wir Flüchtlinge aufgenommen haben, Menschenleben gerettet hätten. Im Gegenteil, wir haben Menschen sogar in Lebensgefahr gebracht. Das derzeitige europäische Asylsystem ist unmoralisch. Es verlangt, dass die Notleidenden und Verfolgten, bevor wir ihnen helfen, sich erst mal an einer europäischen Grenze melden müssen. Dafür haben viele das Mittelmeer überquert, dabei sind in den letzten zehn Jahren etwa 20 000 Menschen ums Leben gekommen. Das ist der moralische Skandal.

Das europäische Asylsystem ist unmoralisch, sagen Sie. Warum ist es falsch, Flüchtlinge aufzunehmen?

Unser Asylsystem ist unmoralisch, weil wir Menschen zwingen, eine lebensgefährliche Reise auf sich zu nehmen, wenn sie unsere Hilfe in Anspruch nehmen wollen. Wir helfen nicht Menschen in Not, sondern wir bringen sie in Not. Das ist das Gegenteil von dem, was wir vorgeben zu tun. Vor allem landen bei uns dann oft nicht diejenigen, denen wir helfen wollten, sondern diejenigen, die stark genug waren, die Reise auf sich zu nehmen. Es sind mehr Leute auf dem Weg nach Europa gestorben, als Menschen gestorben wären, wenn sie einfach geblieben wären, wo sie waren. In der Türkei zum Beispiel.

Doch diejenigen, die zu uns kommen, kommen doch aus einer Notlage heraus, sonst kämen sie nicht, oder?

Sie kommen sicher aus der Sehnsucht nach einem besseren Leben, aber wir betrügen sie mit falschen Anreizen. Wir locken die Menschen nach Europa, weil sie wissen, dass sie – nach der jetzigen Rechtslage –, wenn sie einmal hier sind, auch bleiben können, unabhängig davon, ob sie als Flüchtlinge anerkannt werden oder nicht. Und daraus folgt: Weil wir es nicht schaffen, die Leute in ihre Herkunftsländer zurückzuführen, die keinen Anspruch auf unsere Hilfe haben, schaffen wir es auch nicht, denen zu helfen, denen wir eigentlich helfen wollten und die es mehr nötig hätten.

Ist es denn falsch, Menschen, die in Seenot geraten sind, zu retten?

Es ist nie falsch, Menschen in Seenot zu retten, aber es ist noch falscher, den Leuten diese „Wurst“ vor die Nase zu halten. Nach dem Motto: Kommt doch, kommt doch rüber. Wenn ihr das schafft, dann könnt ihr hier auch bleiben.

Die Schwächen des Asylsystems sind lange bekannt. Was schlagen Sie vor?

Die Lösung besteht aus zwei Komponenten. Auf der einen Seite sollten wir in Europa Menschen direkt aus Krisengebieten aufnehmen, das heißt aus Kriegsgebieten oder auch aus den Erstaufnahmeländern. Und das schließt dann auch Länder ein, die nicht zufällig an die Europäische Union angrenzen, also nicht nur die Türkei oder Libyen, sondern Flüchtlinge aus dem Jemen oder Myanmar oder dem Kongo. Es gibt ja viele Gebiete, wo Menschen in Not sind und flüchten müssen. Das wäre die eine Komponente, dass wir endlich großzügig Menschen helfen, die tatsächlich Hilfe brauchen.

Und was wäre die zweite Komponente?

Der zweite Schritt ist viel schwieriger. Wir müssen weg von dem Prinzip, dass jeder, der einen Fuß auf europäischen Boden setzt und das Wort Asyl ausspricht, de facto auch ein Recht bekommt zu bleiben. Man muss an dem Anspruch festhalten, dass jeder ein Recht auf ein Asylverfahren hat, aber es steht nirgendwo geschrieben, dass es ein Recht auf ein Asylverfahren in der Europäischen Union gibt. Also die Lösung wäre, dass man Abkommen schließt mit Drittstaaten, die sich bereiterklären, die Asylverfahren bei sich durchzuführen. Diese Länder, wie etwa Tunesien, müssten sich dann natürlich auch bereiterklären, auch glaubhaft machen, dass sie sich an das internationale Recht halten, insbesondere an das Verbot von Zurückweisung.

Aber was hätte das für Auswirkungen, es kämen ja vielleicht weiterhin viele Menschen bei uns an?

Nein, nicht in dieser Weise. Es würde bedeuten, dass jemand, der über das Mittelmeer kommt oder gerettet wird auf hoher See, einen Anspruch auf ein Asylverfahren hat, aber dieses Asylverfahren würde er etwa in Tunesien durchlaufen, nicht in Köln oder Berlin. Und dann, das zeigt zum Beispiel die Erfahrung Australiens, kann man davon ausgehen, dass nur noch sehr wenige Menschen sich spontan auf den Weg Richtung Europa machen. Weil sie dann wissen, dass sie nicht in Deutschland, sondern in Tunesien landen werden.

Aber durch die erste Komponente wollen Sie weiterhin Schutzsuchende aufnehmen, nur andere?

Ja, ich will im Prinzip Migration durch Migration ersetzen. Und wenn wir das tun, können wir sogar viel mehr Menschen helfen, die tatsächlich Hilfe brauchen. Fast die Hälfte der Menschen, die in Europa Asyl beantragen, wird letztendlich abgelehnt. Das heißt, zur Hälfte helfen wir Leuten in Not, und die andere Hälfte kann weitgehend trotzdem bleiben. Oft helfen wir bislang also Menschen, die eigentlich den Schutz des Asylrechts gar nicht brauchen.

Wir haben inzwischen eine Debatte, dass Deutschland Zuwanderung benötigt, um dem Arbeitskräftemangel zu begegnen. Unser Thema war zunächst illegale Migration, Flucht und Asyl. Haben beide Themen miteinander zu tun?

Ja, Deutschland braucht Zuwanderung, da es eine schrumpfende Bevölkerungszahl gibt. Aber Deutschland braucht nicht jede Art von Zuwanderung. Wir haben uns die Zuwanderung von 2015/16 angeschaut. Von den Flüchtlingen hat nur ein sehr geringer Teil einen Arbeitsplatz gefunden. Ungefähr 30 Prozent der Migranten, die damals gekommen sind, sind bis heute imstande, selbst ihren Lebensunterhalt zu sichern. Die anderen 70 Prozent sind nach wie vor abhängig von Sozialleistungen. Diese Art von Zuwanderung ist natürlich keine Lösung für den demografischen Wandel und keine Lösung für die Probleme auf dem Arbeitsmarkt. Nun ist aber natürlich humanitäre Zuwanderung auch nicht dafür gedacht.

Brauchen wir also qualifizierte Zuwanderung in den Arbeitsmarkt?

Die ganze Diskussion, die darum läuft, ist etwas verzerrt. Denn derartige Zuwanderung in den Arbeitsmarkt gibt es doch bereits. Arbeitskräfte, auch Fachkräfte, kommen aus Ländern der Europäischen Union zu uns, weil Deutschland Teil des Binnenmarkts der Europäischen Union ist. In den letzten 15 Jahren hat es schon massive Zuwanderung aus Polen, Rumänien, Bulgarien, zum Teil auch aus Spanien, Griechenland und Italien gegeben. Ein Großteil von diesen Zuwanderern hat ein relativ hohes Bildungsniveau, ist gut ausgebildet. Und die Integration in den Arbeitsmarkt ist ausgezeichnet. Diese Migranten haben zum Teil eine höhere Arbeitsmarktbeteiligung als die ansässige Bevölkerung in Deutschland. Wir machen das schon alles ziemlich gut, das müssen wir uns durchaus klarmachen.

Benötigen wir auch Zuwanderung aus Nicht-EU-Ländern?

Da muss man gezielt vorgehen, und hier kann es auch eine Verbindung der beiden Komponenten geben. Bei den Abkommen mit Transitstaaten und mit Herkunftsstaaten kann es auch Elemente der qualifizierten Einwanderung geben. Das kann auch ein Anreiz für die Drittstaaten zur Zusammenarbeit sein. Ein Beispiel ist Nigeria in Westafrika. Der Migrationsdruck aus Afrika wird in den kommenden Jahren insgesamt besonders ansteigen, weil da das Bevölkerungswachstum enorm hoch ist. Und in Afrika gibt es Länder wie Nigeria mit einem relativ guten Bildungssystem, wo die meisten Leute auch Englisch sprechen und für den deutschen Arbeitsmarkt attraktiv wären. Viele wollen nach Europa, versuchen es über den Asylweg und werden dann abgelehnt. Diesen Ländern könnte man Kontingente für reguläre Arbeitsmigration anbieten. Im Gegenzug müssten diese Länder abgelehnte Asylbewerber zurücknehmen.

Kritiker einer restriktiven Flüchtlingspolitik sagen, Migration lasse sich in der globalisierten Welt gar nicht mehr strikt begrenzen.

Das stimmt einfach nicht. Natürlich können wir Zuwanderung begrenzen. Das hat sich ja in der Flüchtlingskrise gezeigt. Nach der Entscheidung von Merkel und dem österreichischen Bundeskanzler Faymann, die Grenzen zu öffnen, hat die Migration enorm zugenommen. Und nach dem Deal zwischen der EU und der Türkei und nach der Schließung der Balkanroute wurde die Flüchtlingszuwanderung extrem begrenzt. Also, politische Entscheidungen können enorme Konsequenzen haben für die Migration, im Negativen wie im Positiven.

Und doch wirkt das weltweite Migrationsproblem größer, und die Aussicht auf eine Festung Europa erscheint manchen unrealistisch.

Die Behauptung, dass sich Migration nicht steuern ließe, ist schlicht eine strategische Lüge von Leuten, die eine Politik der offenen Grenzen wollen. Man muss das einfach mal durchdenken, was die Konsequenzen wären. Es sind Dutzende von Millionen Menschen, die zum Beispiel in Westafrika nach eigener Aussage gerne nach Europa migrieren möchten oder sogar schon konkrete Vorbereitungen dafür getroffen haben. Würden die es zu uns schaffen, würde der Wohlfahrtsstaat sich natürlich unter solchen Bedingungen nicht erhalten lassen. Wir könnten es machen, aber dann müssten wir eine völlig liberalisierte Gesellschaft werden, dann müssten wir werden wie die Vereinigten Staaten und noch viel marktliberaler, als es die USA sind. Dann müssten wir auch Massenarmut akzeptieren. Das kann man alles machen, aber davon wird die Welt nicht besser.

Und wie sieht es mit der sogenannten Bekämpfung der Fluchtursachen aus?

Bekämpfung der Fluchtursachen, das ist auch nur eine Floskel zur Beruhigung. Wir lassen die Grenzen offen und machen etwas, um die Lage unter Kontrolle zu bekommen. Aber es wird nicht funktionieren. Die Fluchtursachen sind Krieg und Ungleichheit in der Welt. Also, ich bin natürlich völlig dafür, dass wir alles tun, um den Weltfrieden zu fördern und auch die großen Wohlstandsunterschiede in der Welt zu bekämpfen. Nur ist das nicht so einfach, und es ist gewiss nicht etwas, das wir jetzt kurz- oder mittelfristig schaffen werden. Hinzu kommt noch: Wenn man auf die konkreten Bedingungen von Migrationsströmen schaut, dann sehen wir, dass es gerade nicht die Ärmsten sind, die sich auf den Weg machen, sondern eher die Mittelschicht in den Herkunftsländern. Das heißt, wenn wir das Wohlstandsniveau in einem Land wie Nigeria anheben würden, würden wir eher mehr Menschen in die Lage versetzen, das Land zu verlassen.

Also bekämpft Entwicklungshilfe nicht die Fluchtursachen?

Natürlich sollten wir in Entwicklung und Wachstum in den Ländern investieren. Aber wir sollten es nicht verkaufen als Mittel, um die Migration zu begrenzen. Das wird nicht funktionieren. Eine Politik der offenen Grenzen ist einfach unrealistisch und eben kontraproduktiv mit Blick auf die Entwicklung der Länder.

Wie bewerten Sie generell die Migrationspolitik der Ampel nach einem Jahr?

Die Regierung will neue Wege für reguläre Migration schaffen und die irreguläre Migration bekämpfen. Beim Öffnen neuer Kanäle zeigt sich die Koalition auch sehr aktiv. Von der Rückführungsoffensive, die angekündigt wurde, ist hingegen bisher wenig zu spüren – und das wird auch so bleiben. Die Abschiebung von abgelehnten Asylbewerbern kann letztlich gar nicht besser werden, weil die jetzige Rechtslage es einfach nicht zulässt. Noch so effiziente Rückführungsabkommen ändern an der Zahl der irregulären Migranten nur sehr wenig, weil das System nicht funktioniert. Die Rückführung zu verbessern ist erstrebenswert, vor allem wenn es um Straftäter geht, aber man wird damit im quantitativen Sinne nur marginale Erfolge erzielen. Eine wirkliche Veränderung ist nur drin, wenn man an der Pforte dafür sorgt, dass nicht so viele irreguläre Migranten nach Europa reinkommen.

Gibt es in der Ampelregierung dazu den Willen?

Leider scheint es zur Begrenzung der irregulären Migration in der Ampel an der Fantasie und bei Teilen vielleicht auch am Willen zu fehlen. Ich hoffe, mit meinen Vorschlägen die Perspektive dazu zu öffnen. Eine moralische Flüchtlingspolitik und eine radikale Begrenzung der irregulären Migration sind keine Gegensätze. Im Gegenteil: Sie bedingen sich gegenseitig.

Wie bewerten Sie das Chancen-Aufenthaltsrecht? Wer abgelehnter Asylbewerber ist, soll arbeiten dürfen. Eine Chance für beide Seiten?

Es ist schwierig zu sagen. Auf der einen Seite ist es eine Antwort auf die Limbo-Situation, in der sich viele geduldete Asylsuchende befinden. Die Leute sind zugleich eigentlich dauerhaft hier und doch immer auch ausreisepflichtig. Also sagt die Regierung, wenn wir sie schon nicht zurückführen können, dann lassen wir sie wenigstens arbeiten. Die Kritiker sagen zu Recht, dass natürlich diese Aussicht, dass man, auch wenn man abgelehnt wird, letztendlich doch auf eine Legalisierung hoffen kann, es noch attraktiver macht, sich auf den Weg nach Deutschland zu machen. 

Nach den Silvesterkrawallen in Berlin wird über die Ursachen von Gewalt und Respektlosigkeit gegenüber Polizei und Feuerwehr diskutiert. Gibt es einen Zusammenhang mit dem Thema Migration oder nicht?

Das habe ich ziemlich genau recherchiert. Man kommt nicht umhin festzuhalten, dass Menschen mit Flüchtlingshintergrund in der Kriminalitätsstatistik stark überrepräsentiert sind. Und das ist sogar noch stärker der Fall bei schweren Formen der Kriminalität. Wir dürfen auch nicht vergessen, dass es hier ganz konkret Opfer gibt. Vor allem im öffentlichen Diskurs gibt es die Neigung, so zu tun, als ob dieses Problem nicht existierte. Stattdessen wird behauptet, es sei ein soziales Problem von jungen Männern. Doch auch wenn man dies berücksichtigt, sind Flüchtlinge stark überrepräsentiert. 

Aber wie genau kommt es zu diesem Problem der eingewanderten Kriminalität?

Es ist die direkte Folge unserer falschen Asylpolitik. Wir haben unter den Menschen, die wir aufnehmen, eben eine starke Überrepräsentation von jungen, alleinstehenden Männern. Das ist kein Naturereignis. Es ist nicht so, dass es in den Herkunftsländern keine verfolgten Frauen gäbe, keine verfolgten Familien mit Kindern, keine verfolgten alten Leute. Die gibt es sehr wohl, sie haben nur nicht die Chance, nach Europa zu kommen. Wir aber kümmern uns um jene, die sich zu uns durchschlagen. Und das hat entsprechende Folgen.

Sie beschreiben eine multiple Krisensituation. Warum ist die Politik diesem Problem nicht gewachsen?

Die Lösung des Migrationsproblems scheitert tatsächlich an der Polarisierung und Moralisierung dieses Themas und dem Unwillen der Politik, einfach mal nüchtern auf die Lage zu schauen. Die Politik macht das nicht, weil sie in der kurzfristigen Logik der Parteienkonkurrenz gefangen ist. Für beide Seiten des politischen Spektrums ist der Konflikt um die Migration unheimlich erfolgversprechend, weil er Wählerstimmen auslöst. Für die Linken ist es gewinnbringend, dem politischen Gegner in die Schuhe zu schieben, dass er unmenschlich und rassistisch sei. Und für die andere Seite des politischen Spektrums ist es gewinnbringend zu sagen, die Linken, die verkaufen die Interessen der ansässigen Bevölkerung.

Und was ist der Weg aus diesem Dilemma?

Der Weg hinaus ist, dass man sich auf das Problem konzentriert und dass man tatsächlich über den Schatten der eigenen elektoralen Interessen springt. Politiker haben zwei Funktionen: Auf der einen Seite müssen sie Wähler vertreten, sie müssen Wähler mobilisieren. Aber sie müssen auch Probleme lösen. Das Chancen-Aufenthaltsrecht wäre der richtige Ansatz gewesen wenn es mit der Botschaft verbunden wäre, dass zugleich zukünftige irreguläre Zuwanderung unterbunden wird. Das ist aber bisher nicht passiert, und damit wird es nur einen weiteren Anreiz für Zuwanderung durch Asylsuchende ohne Aussicht auf Anerkennung setzen.

Das Gespräch führte Volker Resing.


Funktioniert Fachkräftezuwanderung?
Deutschland braucht einen radikalen Kurswechsel

VON DANIEL STELTER

Fachkräftezuwanderung kann einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung des Wohlstands und Finanzierung der Sozialsysteme leisten. Um im internationalen Wettbewerb um Talente eine Chance zu haben, bräuchte Deutschland einen radikalen Kurswechsel in Wirtschafts- und Migrationspolitik. Doch beides ist nicht abzusehen.

Das Problem ist bekannt: Die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (20–66 Jahre) wird nach Berechnung des Statistischen Bundesamtes von heute 51,8 Millionen je nach Zuwanderungsszenario bis 2050 auf 43,2 bis 47,4 Millionen schrumpfen. Schon bis 2030 verlieren wir 2,6 bis 3,5 Millionen potenziell Erwerbstätige. Frankreich und Großbritannien werden uns bis 2050 bevölkerungsmäßig und auch nach Wirtschaftskraft überholen.1

Die Folgen des Bevölkerungsrückgangs sind erheblich, sinkt doch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, während die Kosten der alternden Gesellschaft wahrhaft explodieren. Wissenschaftler des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung Wien (Wifo) haben im Auftrag der Bertelsmann Stiftung berechnet, dass wir schon bis 2040 mit einem Verlust des Pro-Kopf-Wachstums des BIP von rund 3700 Euro rechnen müssen. Insgesamt wird das hiesige Bruttoinlandsprodukt um 274 Milliarden Euro niedriger ausfallen als bei konstanter Bevölkerung, eine Lücke, die in den nachfolgenden Jahrzehnten noch deutlich größer werden wird.2

Wollte man die Erwerbsbevölkerung stabil halten, fehlen uns 2,8 Millionen (2030) bis 5,2 Millionen (2040) Erwerbstätige. Wollte man die Quote Erwerbstätige/Rentner auf halbem Wege bei 2,4 stabilisieren, fehlen sogar 3 Millionen (2030) bzw. 11,2 Millionen (2040) Erwerbstätige. Diese Zahlen verdeutlichen den massiven Anstieg der Rentnerzahlen ab 2030.

Das führt zu der Frage: Was können wir tun, um die Entwicklung zu verlangsamen?

Mobilisierung der eigenen Potenziale

Bevor wir auf die Möglichkeit kommen, die Lücke der Erwerbsbevölkerung durch Zuwanderung zu schließen, lohnt es sich, daran zu erinnern, dass wir noch einige Hebel in der Hand haben, um den Rückgang der Erwerbsbevölkerung zumindest in diesem Jahrzehnt aus eigener Kraft zu verringern:

	höheres Renteneintrittsalter

	höhere Erwerbsbeteiligung

	höhere Jahresarbeitszeit



Je mehr wir bereit sind, diese Potenziale zu heben, desto weniger sind wir auf Zuwanderung angewiesen. In der politischen Praxis stellt sich die Lage jedoch anders dar:

Eine Erhöhung des Renteneintrittsalters wäre nicht nur gerecht, sondern von den Lebensumständen her auch mehr als gerechtfertigt. Die durchschnittliche Lebenserwartung bei der Geburt in Deutschland belief sich 2015 für Männer auf 78,4 und für Frauen auf 83,4 Jahre – damit hat sich die Lebenserwartung seit dem 19. Jahrhundert rasant entwickelt und sich gegenüber den 1870er Jahren mehr als verdoppelt.3 60-jährige Männer haben eine Lebenserwartung von 22 Jahren, 70-jährige noch eine von 14 Jahren. Für Frauen sieht es mit 25 bzw. 17 Jahren noch besser aus.4 Das zeigt, dass längeres Arbeiten überhaupt kein Problem ist, wenn die längere Lebenszeit auch mit einer längeren Zeit des gesunden Lebens einhergeht. Dies wäre auch generationengerecht, müssen doch immer weniger Junge immer mehr Alte finanzieren. Mit Blick auf das erhebliche Wählerpotenzial der älteren Jahrgänge schreckt die Politik in Deutschland jedoch vor einer Erhöhung des Renteneintrittsalters zurück.

Die Vorschläge zur Steigerung der Erwerbsbeteiligung der 20- bis 66-Jährigen sind seit Jahren Gegenstand verschiedener Studien und Vorschlägen. Deshalb ist es auch mehr eine Frage des Handelns als der fehlenden Analyse.5 Folgende Maßnahmen bieten sich an: Entlastung der Arbeitnehmer von Abgaben und Steuern, um so einen stärkeren Anreiz zu geben, am Arbeitsprozess teilzunehmen, Flexibilisierung des Übergangs von Teil- in Vollzeit und wieder zurück, bessere Betreuungsangebote für Kinder und geringere Grenzbelastungen der Einkommen.6 Ebenfalls wichtig wären Maßnahmen zur Reduktion der Anzahl Langzeitarbeitsloser und zur schnellerer Integration der Zuwanderer in den Arbeitsmarkt. Hier setzt die Politik seit Jahren falsche Signale durch die Ausweitung von Sozialleistungen und den Rückbau etwaiger Sanktionen. Im Gegenteil bleibt die Grenzbelastung mit Abgaben hoch, während die Transfers sich immer mehr in Richtung eines bedingungslosen Grundeinkommens entwickeln.

Laut OECD lag die jährliche Arbeitszeit in Deutschland 2018 bei 1363 Stunden. Damit waren wir das Land mit der geringsten Arbeitszeit. In den USA (1786), Italien (1723), Spanien (1701) und selbst in Frankreich (1520) wird pro Jahr deutlich mehr gearbeitet. Eine maßvolle Erhöhung der jährlich geleisteten Arbeitsstunden hätte den größten Effekt auf das effektive Arbeitsangebot. Wollten wir den Rückgang der Erwerbsbevölkerung nur durch Mehrarbeit auffangen, müsste jeder Erwerbstätige 2030 1452 Stunden pro Jahr arbeiten und im Jahr 2040 1541. Dies entspräche einem Anstieg der Jahresarbeitszeit um sieben bzw. 13 Prozent. Oder auf die Woche umgelegt, einer Mehrarbeit von zwei bis vier Stunden. Dass dies möglich ist, zeigt ein Blick in die Geschichte. Noch 1993 lag die Jahresarbeitszeit bei 1542 Stunden.7 Die Politik unterstützt derweil Forderungen nach einer Vier-Tage-Woche, so die SPD-Parteivorsitzende Saskia Esken: „Partiell haben wir für die Organisation unseres eigenen Lebens doch keine Zeit mehr, weil wir zu viel arbeiten.“8

Die Weigerung, diese Hebel zu aktivieren, erhöht die Lücke, die nun über Zuwanderung geschlossen werden soll.

Die Abwanderung stoppen

Bevor man über Zuwanderung nachdenkt, bietet es sich an, auf die Abwanderung zu schauen. Immerhin kehren jedes Jahr über 200 000 Deutsche der Heimat den Rücken. Aktuell leben fünf Prozent der Deutschen im Ausland. Im Vergleich mit anderen OECD-Staaten liegt Deutschland hinter Polen und Großbritannien auf dem dritten Platz. Beliebte Länder für deutsche Auswanderer sind die Schweiz (200 000 deutsche Zuwanderer in den letzten zehn Jahren), die Vereinigten Staaten (127 000), Österreich (108 000) und Großbritannien (82 000).9

Die Auswanderer aus Deutschland sind jünger und besser ausgebildet als der Durchschnitt der Bevölkerung und können ihr Einkommen im Ausland deutlich steigern. Die Unterschiede sind zum Teil gewaltig: So verdiente ein Assistenzarzt an einem deutschen Krankenhaus 2018 brutto rund 81 000 Euro und damit gerade einmal 4300 Euro mehr als ein Lastwagenfahrer, der in den USA für die Handelskette Walmart arbeitet. Nach Steuern und Sozialabgaben hat der amerikanische Trucker ein höheres Nettoeinkommen als der deutsche Mediziner.10

Es führt also kein Weg daran vorbei, dass die Löhne in Deutschland nach Jahren der Zurückhaltung deutlich steigen. Ebenso ist es an der Zeit, das Steuer- und Abgabensystem so umzubauen und den Staatsanteil auf ein angemessenes Maß zurückzuführen, dass netto mehr in den Taschen der Arbeitnehmer bleibt. Denn eines dürfen wir von qualifizierten Zu- und Abwanderern erwarten: dass sie rechnen können.

Doch es dürfte nicht nur an den Einkommen liegen. In einigen Wissenschaftsbereichen findet Forschung nicht mehr in Deutschland statt. Der Zustand von Schulen und Infrastruktur ist bekanntlich schlecht. Verzicht und Rückschritt prägen die gesellschaftliche Debatte bei wichtigen Themen wie dem Klimawandel, nicht Aufbruch und Innovation.

Gute Unternehmen führen mit Mitarbeitern, die kündigen, „Exit Interviews“, um zu lernen und besser zu werden. Höchste Zeit, dass wir das auch als Land tun. Die wenigen Datenpunkte, die vorliegen, sind nicht ermutigend. Nicht nur sind die Auswanderer höher qualifiziert, sie sind auch noch deutlich gesünder (+24 Prozent) und glücklicher (+8 Prozent) als jene, die hierbleiben.

Diese Abwanderung zu reduzieren, ist nicht nur naheliegend, sondern eine Ursachenanalyse dürfte auch dabei helfen, Deutschland für Zuwanderer attraktiver zu machen. Denn nur wer attraktiv für die schon hier Lebenden ist, ist es auch für Neuankömmlinge.

Die Zuwanderung, die wir brauchen

Der Fachkräftemangel erreicht bereits jetzt – vor der Verrentung der geburtenstarken Jahrgänge – neue Höchststände. Nach Erhebungen des ifo Instituts sind schon heute 49,7 Prozent der Unternehmen beeinträchtigt. 11Nach Erhebungen des Kompetenzzentrums Fachkräftesicherung (Kofa) gab es 2022 für mehr als 630 000 offene Stellen rechnerisch keine passend qualifizierten Arbeitslosen.12

Umgekehrt haben wir das Problem, dass immer mehr Menschen zwischen 20 und 35 über keinen Berufsabschluss verfügen. 2022 waren das immerhin 2,64 Millionen, verglichen mit 2,08 Millionen im Jahr 2016. Die Ursache ist vor allem in der Migration zu sehen: Von den 20- bis 34-Jährigen, die nicht in Deutschland geboren und aufgewachsen sind, hat knapp ein Fünftel keine Ausbildung. Bei Gleichaltrigen ohne Migrationshintergrund gilt das nur für jeden Zehnten.13

Die Politik wird nicht müde zu betonen, dass Deutschland nach Umfragen eines der beliebtesten Zielländer in der Welt ist. Mit Blick auf den demografischen Wandel ist es jedoch unerlässlich, vor allem auf qualifizierte Zuwanderung zu achten. Schon 2014 wurde in einer Studie der Bertelsmann Stiftung vorgerechnet, dass die Zuwanderung nach Deutschland ein finanzielles Zuschussgeschäft ist, weil die Migranten eine zu geringe Erwerbsbeteiligung und zu geringe Einkommen aufweisen. Die konsequente Folgerung: „Eine Wiederholung der Gastarbeitereinwanderung ist weder hinsichtlich der erwähnten Tragfähigkeitslücke noch mit Blick auf den Arbeitsmarkt im 21. Jahrhundert ökonomisch sinnvoll. Wissend um die schon erwähnten demografischen Entwicklungen, ist es mit Blick auf die Wohlstandssicherung in Deutschland hingegen sinnvoll, ja geradezu geboten, qualifizierte Einwanderer ins Land zu holen.“14

Die Vorteile einer Fokussierung auf qualifizierte Zuwanderer liegen auf der Hand:

	Die Erwerbsbeteiligung ist durchweg höher. Im Schnitt weisen Zuwanderer nach Deutschland eine geringere Erwerbsbeteiligung auf als die schon hier wohnende Bevölkerung. Während die Beschäftigungsquote von Zuwanderern aus anderen EU-Staaten leicht über jener von Menschen ohne Migrationshintergrund liegt, liegt sie bei den anderen Gruppen auch noch zehn Jahre nach erfolgter Zuwanderung darunter. Besonders ausgeprägt ist der Rückstand bei Menschen, die auf dem Weg des Asyls zu uns kommen.15 Qualifizierte Zuwanderer hingegen sind rasch in den Arbeitsmarkt zu integrieren.

	Die Einkommen qualifizierter Zuwanderer liegen ebenfalls deutlich höher. So lag der Medianlohn eines in Vollzeit sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mit deutscher Staatsbürgerschaft im Dezember 2020 bei 3541 Euro, Ausländer verdienten mit durchschnittlich 2638 Euro deutlich weniger. Während Vollzeitbeschäftigte aus Syrien (2195 Euro), Rumänien (2157 Euro), Bulgarien (2072 Euro) sowie aus Afrika ohne Nordafrika (2150 Euro) vergleichsweise geringe Medianmonatslöhne aufweisen, verdienen Inder (4800 Euro), Nordeuropäer (4700 Euro) und Österreicher (4600 Euro) deutlich mehr. „Die meisten der aus Indien stammenden Beschäftigten gehen in Deutschland einer akademischen Tätigkeit nach, mehr als ein Drittel arbeitet in gefragten akademischen MINT-Berufen, also in den Bereichen Mathematik, Naturwissenschaften, Informatik und Technik.“16

	Auch lässt sich feststellen, dass die Integration qualifizierter Zuwanderer deutlich leichter fällt. „Integration gelingt nur, wenn sie nicht gepredigt werden muss, weil die Neubürger – unter welcher Gottheit und Hautfarbe auch immer – mit der Kompetenz für lebenslanges Lernen kommen. Solche Migranten verfallen auf das für ihr Fortkommen passende Verhalten von ganz allein“, stellte der Soziologe Gunnar Heinsohn einst fest. Und: „Schulversager dagegen integrieren sich fast niemals mit ihresgleichen aus fremden Kulturen“, was dann der Ghettobildung Vorschub leistet.17

	Auch bei der Bildung der nachfolgenden Generation zeigen sich die Vorteile qualifizierter Zuwanderung, wie die Ergebnisse des ifo-Chancenmonitors verdeutlichen:18 Demnach gehen Kinder die in Geringverdienerhaushalten, in denen beide Elternteile kein Abitur haben, aufwachsen, deutlich seltener auf das Gymnasium als die Kinder von Eltern mit Abitur. Dies betrifft überwiegend Menschen mit Migrationshintergrund. Umgekehrt liegt die Wahrscheinlichkeit eines Gymnasialbesuchs bei keiner Gruppe so hoch wie bei den gut verdienenden Haushalten, bei denen beide Elternteile Migrationshintergrund und Abitur haben. Ein Ergebnis, welches unterstreicht, wie wichtig es ist, bei der Zuwanderung auf die Qualifikation der Zuwanderer zu achten.



Qualifizierte Zuwanderer sind allerdings sehr umworben, denn nicht nur Deutschland erhofft sich eine Linderung der demografischen Probleme. Hier zeigt sich, dass Deutschland nicht unbedingt besonders attraktiv aus Sicht der potenziellen Zuwanderer ist. So steht ein gutes Bildungssystem an erster Stelle bei den Wünschen,19 was mit Blick auf den Bildungserfolg der Kinder eingewanderter Hochqualifizierter nicht verwundert. Gerade das zunehmend schlechte Leistungsniveau in Kernfächern wie Mathematik dürfte hier eher abschreckend wirken.20

Auch ein weiterer Punkt sollte zu denken geben: Die potenziellen Zuwanderer erhoffen sich – wenig überraschend – eine positive Einstellung gegenüber Migranten.21 Diese ist aber in Deutschland nicht unbedingt gegeben, zeigen doch Umfragen, dass mehr Befragte die bisherige Zuwanderung für nachteilig als für einen Gewinn halten.22

Was tun?

Das führt zu der Frage, wie Zuwanderung gesamthaft gestaltet werden muss.

Zum einen müssen wir attraktiver für qualifizierte Zuwanderer werden. Wie dargelegt, beinhaltet das alle Maßnahmen, die es auch attraktiver machen würden, im Land zu bleiben: Bildung, Abgabenlast, Infrastruktur, Offenheit für neue Technologien. Es muss möglich sein, in Deutschland aus eigener Kraft etwas aufzubauen.

Der Prozess der Einwanderung muss sich primär auf die Menschen fokussieren, die wir aus wirtschaftlichen Gründen anlocken wollen. Klare und transparente Kriterien – Punktesystem – mit schnellen Entscheidungsprozessen. Die Ausländerbehörden dürften hierfür die falsche Instanz sein. Es wäre zu prüfen, hier eine neue Behörde aufzusetzen, die sich ausschließlich um diese Gruppe der Zuwanderer kümmert.

Da wir auch künftig unqualifizierte Zuwanderung haben werden – und diese auch in gewissem Maße brauchen –, müssen wir den Weg der Zuwanderung ändern. Heute nutzen viele Zuwanderungswillige das Asylrecht, weil ihnen ein anderer legaler Weg der Zuwanderung verwehrt wird. In der Folge dauert es sehr lange, bis eine Integration in den Arbeitsmarkt erfolgt – sofern diese überhaupt gelingt. Denkbar wären Aufnahmezentren in den Herkunftsländern, die neben einer Berufsausbildung auch Sprachkurse und Gesellschaftskunde anbieten. Nach erfolgreichem Abschluss sollte eine Einreise genehmigt werden.

Ebenso ist es unerlässlich, die bereits zugewanderten Menschen zu einer höheren Erwerbsbeteiligung zu bewegen. Die „Einwanderung in die Sozialsysteme“ ist Realität. Migranten sind überproportional Hartz-IV-Empfänger, Armut ist in Deutschland überwiegend zugewandert. Dabei liegt das Transferniveau hierzulande zum Teil deutlich über dem Bruttoinlandsprodukt/Kopf der Herkunftsländer. Was bei uns also als „arm“ gilt, stellt sich aus Sicht der Empfänger ganz anders dar. Kürzungen von Leistungen in Verbindung mit Anreizen zum Spracherwerb und zur Erwerbsbeteiligung, wie sie in Dänemark praktiziert werden, sind in der hiesigen Debatte zwar tabuisiert, wir können uns dieses Tabu angesichts der demografischen Entwicklung jedoch nicht mehr leisten.

Fazit: Zuwanderung kann einen Beitrag zur Linderung unserer demografischen Herausforderungen leisten. Dies setzt allerdings grundlegende Reformen voraus, die weit über die Erleichterung des Zuzugs qualifizierter Ausländer hinausgehen. Angesichts des weltweiten Wettbewerbs um Talente ist es höchste Zeit, dass Deutschland die Migration an den eigenen wirtschaftlichen Interessen ausrichtet.
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Erschöpfte Ressourcen.
Die aktuelle Flüchtlingspolitik 
aus kommunaler Sicht

VON BORIS PALMER

In den Kommunalverwaltungen in Deutschland herrscht im Jahr 2023 parteiübergreifend die Meinung vor, dass die Aufnahmekapazitäten für Flüchtlinge weitgehend erschöpft sind. Das lässt sich aus den Stellungnahmen der kommunalen Landesverbände klar erkennen und findet für mich als Oberbürgermeister Bestätigung in vielen Gesprächen unter Kollegen.

Wenige Zahlen begründen diese Auffassung eindrücklich: Allein im Jahr 2022 hat Deutschland rund 1,3 Millionen Menschen Zuflucht gewährt, davon deutlich über eine Million Menschen aus der Ukraine. Der Zustrom setzt sich im Jahr 2023 fort, allerdings machen Geflüchtete aus der Ukraine mittlerweile weniger als ein Fünftel der Neuankömmlinge aus. Der Schwerpunkt hat sich wieder auf Länder verlagert, deren Staatsangehörige im Gegensatz zu Menschen aus der Ukraine einen Asylantrag stellen müssen. 80 000 solcher Erstanträge in den ersten drei Monaten lassen an die 400 000 neue Anträge im Jahr 2023 erwarten.

Das bedeutet aus Sicht der Kommunen: Nach der erfolgreichen Aufnahme der historisch größten Zahl von Flüchtlingen seit dem Zweiten Weltkrieg im vergangenen Jahr treffen die nun ankommenden Menschen auf bereits sehr stark ausgelastete Hilfssysteme. Setzt sich der Trend fort und steigen die Asylanträge gegenüber 2022 um 80 Prozent oder mehr an, so können die Kommunen in vielen Fällen die von ihnen erwarteten Hilfeleistungen nicht mehr anbieten, weil die Ressourcen erschöpft sind und zumindest kurzfristig nicht weiter ausgeschöpft werden können.

Das betrifft vorerst nicht die Finanzen. Auch wenn Kommunen und Länder mit vollem Recht auf die Erstattung ihrer von der Bundespolitik ausgelösten Kosten beharren und der Bund sich recht zugeknöpft zeigt, sind Finanzverhandlungen zwischen verschiedenen staatlichen Ebenen nicht die maßgebliche Restriktion. Vielmehr wird die Verfügbarkeit geeigneten Personals und materieller Ressourcen zunehmend mehr zum entscheidenden Engpassfaktor.

Das gilt in erster Linie für Wohnraum. Dieser ist in vielen Städten in Deutschland schon lange knapp. Die Ursachen liegen in der Vergangenheit und können nicht geändert werden: eine falsche Prognose sinkender Bevölkerungszahlen („Deutschland ist fertig gebaut“) und der dramatische Verlust an preisgebundenen und daher preiswerten Wohnungen. Die Explosion der Baukosten und die Knappheit von Handwerkern und Material für Baustellen machen es unmöglich, diesen Mangel zu beheben. Damit werden Geflüchtete unmittelbar zu Konkurrenten um günstige Wohnungen und öffentliche Wohnungsangebote, und dies mit einer Vorrangstellung durch eine Unterbringungspflicht der Kommunen. In Tübingen wurde gegen den Bundes- und Landestrend die Zahl preisgebundener Wohnungen im letzten Jahrzehnt deutlich gesteigert. Der gesamte Zubau ist jedoch durch Geflüchtete belegt, sodass für die ortsansässige Bevölkerung ein komplettes Jahrzehnt größter Anstrengungen keinerlei Verbesserungen erbracht hat.

Aus dieser Situation gibt es keinen Ausweg ohne Nachteile. Man könnte die Verteilung der Flüchtlinge in Deutschland ändern und sie Wegzugsregionen und ländlichen Räumen mit nach wie vor hohen Leerstandsquoten zuweisen. Das dürfte politisch keinerlei Akzeptanz in den betroffenen Regionen finden und scheitert daran, dass die Aufnahme nicht nur eine Wohnung, sondern eine breit aufgestellte Infrastruktur benötigt, die in den Leerstandsgebieten mangels Personal nicht aufgebaut werden kann. Eine zweite Möglichkeit bestünde darin, Geflüchtete nicht mehr in ordentlichem Wohnraum, sondern in schnell zu errichtenden Großeinrichtungen in Einfachstbauweise unterzubringen. Nicht wenige Kommunen gehen bereits in diese Richtung, indem sie Hallen für die Unterbringung von Geflüchteten nutzen. Bei anhaltend hohen Zugangszahlen wird sich dieses Phänomen ausbreiten und der Bau von lagerähnlichen Großunterkünften beginnen. Es liegt auf der Hand, dass dies die Chancen auf Integration drastisch verschlechtert und von großen Teilen der Bevölkerung abgelehnt wird. Wenn diese beiden Optionen ausscheiden sollen, bleibt nur noch die Verringerung der Zugangszahlen von Flüchtlinge übrig. Diese wird häufig mit Plattitüden („Menschlichkeit kennt keine Obergrenze“) oder moralisierenden Vorwürfen für unmöglich erklärt. Für eine dieser drei Möglichkeiten werden wir uns aber entscheiden müssen.

Ein zweiter wesentlicher Engpassfaktor ist die Verfügbarkeit von qualifiziertem Personal für die Integrationsleistungen. Aufgrund des demografischen Wandels herrscht mittlerweile im gesamten öffentlichen Dienst Nachwuchsmangel. Das betrifft insbesondere den Bildungssektor, also Kindergarten und Schule. In den meisten Kommunen mussten nach der Coronakrise die Öffnungszeiten in Kitas verringert und Plätze gesperrt werden. Die Mehrheit der Bundesländer ist nicht mehr in der Lage, die Sollpersonalstärke in Grundschulen zu sichern. Auf dieses bereits überlastete System wirken Kinder von Geflüchteten überproportional belastend. Denn sie haben einen besonderen Förderbedarf, kommen häufig aus bildungsfernen Familien, sind auch durch die Fluchtgeschichte traumatisiert oder bereits verhaltensauffällig. Je mehr Kinder mit solchen Dispositionen in bereits voll besetzte Klassen und Gruppen aufgenommen werden, umso schwieriger wird es, ausreichend Plätze bereitzustellen und das Leistungsniveau zu halten. Die bundesweiten Bildungsstudien zeigen wenig überraschend einen deutlichen Trend nach unten und einen wachsenden Anteil der Kinder, die im Bildungssystem nicht mehr erfolgreich unterrichtet werden können.

Weil die beste Möglichkeit, ausreichend qualifiziertes Personal für alle Kinder bereitzustellen, auf viele Jahre hinaus nicht gegeben ist, ja eher zu befürchten ist, dass der Personalkörper kleiner wird, gibt es erneut nur zwei schlechte Lösungsoptionen, wenn der Zustrom unvermindert anhält: Entweder werden die Kinder von Geflüchteten gleichberechtigt ins Bildungssystem einbezogen. Dann finden andere Familien keinen Platz, und das Bildungsniveau insgesamt sinkt weiter. Oder die Kinder Geflüchteter werden in einem Vorbereitungssystem separat betreut und unterrichtet, bis sie ins Regelsystem überführt werden können, ohne dort unerfüllbare Bedarfe auszulösen. Diese Angebote werden zwangsläufig von geringerer Qualität sein müssen, weil hier in vielen Fällen nur angelerntes Personal eingesetzt werden kann und das Leistungsniveau weit geringer sein wird als im Regelsystem. Rechtlich wäre in vielen Fällen ein Systemwechsel vom Integrationsanspruch hin zur bloßen Gewährung von Schutz notwendig. Ein Rechtsanspruch auf einen Kitaplatz für Geflüchtete wäre dann nur noch gegeben, wenn die Gemeinde ausreichend Plätze zur Verfügung hat. Ist das nicht der Fall, müsste die Familie das Kind selbst betreuen oder Spielgruppenangebote akzeptieren.

Ein dritter Engpassfaktor ist die Verwaltung selbst. Vor allem in den Ausländerbehörden stapeln sich die unerledigten Anträge. Fachpersonal ist kaum zu finden. Ohne eine drastische Vereinfachung des Ausländerrechts ist hier keinerlei Abhilfe zu erwarten. Und die Probleme strahlen auf andere Verwaltungsbereiche aus. Kräfte aus Bürgerämtern werden den Ausländerämtern zugeordnet und reißen dann Lücken bei allgemeinen Verwaltungsdienstleistungen. Die Zusammenarbeit der staatlichen und kommunalen Behörden wird durch den Datenschutz extrem behindert, sodass zum Beispiel die Mietverwaltung bei der Stadtkasse nur noch händisch geleistet werden kann und das Forderungsmanagement enormen Mehraufwand hat. Die Zusatzbelastung trifft immer auf einen voll ausgelasteten Verwaltungsapparat, der nicht entlastet, sondern ständig mit neuen Aufgaben überfrachtet wird. Nur eine drastische Senkung von Standards und Bürokratie, verbunden mit voller Digitalisierung, kann hier noch helfen. Leider sind hier die Fortschritte aber kaum sichtbar.

Auch jenseits der kommunalen Leistungsverwaltung sind Engpässe entstanden, die sich nur schwer beheben lassen. So ist die ärztliche Versorgung in vielen ländlichen Regionen bereits am Limit. Zahlreiche Arztpraxen haben einen Aufnahmestopp. Die oft schon sprachlich sehr aufwendige Versorgung von Flüchtlingen gelingt nur noch, solange Mediziner bereit sind, bis spät in die Nacht zu arbeiten. Dauerhaft wird das nicht funktionieren. In den Notaufnahmen stellt man dann eine steigende Zahl von Patienten fest, die eigentlich keine Krankenhausbehandlung benötigen. Ebenso wird das Rettungsdienstsystem für die Primärversorgung von Flüchtlingen beansprucht. Das ist alles für einen begrenzten Zeitraum machbar, aber nicht bei dauerhaft steigenden Zugangszahlen. Dann kommt es zu Belastungsbrüchen, und die medizinische Versorgung der gesamten Bevölkerung der betroffenen Region verschlechtert sich spürbar, weil Personal abwandert und bestimmte Leistungen gar nicht mehr angeboten werden können. Eine Verbesserung könnte es sein, Ärzte unter den Geflüchteten, vor allem aus der Ukraine gibt es diese, in die Versorgung einzubeziehen. Sie könnten in Arztpraxen als Ärzte für Geflüchtete ähnlich dem früheren Arzt im Praktikum mitarbeiten und damit einen Großteil der ärztlichen Beratung, Anamnese und Therapievorschlägen übernehmen, ohne in die volle Verantwortung gehen zu müssen.

Ein letztes System, das erwähnt werden muss, ist die öffentliche Sicherheit. Die Bundesinnenministerin hat sich dazu in Schweigen gehüllt, aber die polizeiliche Kriminalstatistik weist zwei Ergebnisse aus, die eine deutliche Sprache sprechen: Flüchtlinge sind weit überproportional häufig Tatverdächtige bei schwerer Kriminalität und körperlicher Gewalt. Und allein von 2022 auf 2023 ist Flüchtlingskriminalität um mehr als 30 Prozent angestiegen. Hier baut sich ein Problem auf, das vor allem für die Sicherheit des öffentlichen Raums relevant ist. Schon wenige spektakuläre Straftaten können das Sicherheitsgefühl großer Gruppen der Bevölkerung beeinträchtigen. Wenn zentrale öffentliche Räume, etwa Parks, Bahnhofsareale oder Innenstadtreviere, zu Gebieten werden, die von jungen migrantischen Gruppen eingenommen werden und andere Menschen zunehmend verdrängen, dann hat dies gravierende Folgen für das Zusammenleben und die Akzeptanz von Geflüchteten. Diese Situation tritt vermehrt auf, und es fällt den Behörden sehr schwer, dagegen vorzugehen. Kleinkriminalität wie Drogenhandel gedeiht in diesem Umfeld bestens, weil der Polizei im Falle von Asylbewerbern kaum geeignete Sanktionsinstrumente zur Verfügung stehen.

In allen genannten Feldern sind die Überlastungserscheinungen kein Ausdruck eines strukturellen Rassismus oder fehlender Hilfsbereitschaft, sondern schlicht ein Missverhältnis zwischen zur Verfügung stehenden Ressourcen und der Zahl der Flüchtlinge. Es ist so, wie Bundespräsident Gauck es trefflich ausgedrückt hat: „Unser Herz ist weit, doch unsere Möglichkeiten sind endlich.“ Wenn man das als Teil der Wirklichkeit akzeptiert, kommt man einer Erkenntnis nicht vorbei: Falls es nicht gelingt, die Zugangszahlen sehr deutlich zu verringern, muss man entweder den Flüchtlingen zumuten, künftig mit weniger günstigen Lebensbedingungen in Deutschland klarzukommen, also letztlich das Prinzip Nothilfe an die Stelle des Prinzips Integration zu setzen. Oder aber man muss der Bevölkerung zumuten, dass sie selbst mit deutlichen Leistungseinschränkungen in zentralen Bereichen klarkommen muss.

Wer beides nicht für erstrebenswert hält, muss die Zugangszahlen auf ein verträgliches Maß senken. Der Schlüssel dazu ist für mich die Reduktion der irregulären Migration. Im langfristigen Mittel liegt die Gesamtschutzquote nur bei etwa 50 Prozent. Die Hälfte der Menschen, die einen Asylantrag stellen, verbleibt im Land, obwohl sie keinerlei Bleiberecht hat. Hier muss und darf man ansetzen.

Nun gehört die Forderung, die Migration zu ordnen, zu den Formeln, die nahezu alle politischen Parteien stetig wiederholen. Für offene Grenzen sprechen sich nicht mal die Linken offensiv aus. Allerdings haben die letzten Jahre gezeigt, dass diese Ordnung nicht hergestellt wird. Abschiebungen gelingen nur in sehr geringer Zahl und mit einem riesigen Aufwand. Die Prüfung der Asylanträge an der EU-Außengrenze entspricht zwar dem europäischen Recht, aber die Grenzstaaten winken diejenigen, die es über die Grenze geschafft haben, Richtung Deutschland durch, weil sie kein Interesse haben, die Geflüchteten in ihrem Land zu halten. Eine Verteilung der Geflüchteten nach einem europäischen Schlüssel scheitert am Widerstand der Länder, die dann Flüchtlinge aufnehmen müssten. An diesen Zuständen hat sich seit 2015 kaum etwas verändert.

Es stellt sich also die Frage, ob es im Inland die Möglichkeit gibt, die Fluchtmigration zu ordnen. Genauer: zwischen den Menschen, die ein Bleiberecht haben, und denjenigen, die es nicht haben, zu trennen. Die Möglichkeit dazu besteht nach dem Gesetz bereits: Die Bundesländer können Geflüchtete bis zur Klärung des Asylstatus in der Erstaufnahme unterbringen, längstens 18 Monate. In der Praxis werden Migranten aber schon nach wenigen Monaten an die Kommunen überstellt, selbst wenn bereits feststeht, dass sie kein Bleiberecht haben. In den Kommunen beginnen dann die Integrationsmaßnahmen, und so verfestigt sich der Aufenthalt, bis eine Abschiebung nicht mehr in Betracht kommt.

Das könnte man durch einen dauerhaften Verbleib in den Aufnahmeeinrichtungen der Länder verhindern. Würde dort wieder konsequent auf Sachleistungen umgestellt, also kein Geld mehr ausgezahlt, sondern Unterkunft und die komplette Verpflegung vor Ort geleistet, so würden sich diejenigen, die kein Bleiberecht erhalten, früher oder später in großer Zahl zur Rückreise entschließen. Für diejenigen, die keine Fluchtgründe haben, sondern eine bessere materielle Perspektive suchen, bedeutet der Entzug von Geldleistungen den Wegfall des wesentlichen Migrationsmotivs. Damit würde auch die irreguläre Migration nach kurzer Zeit deutlich geringer ausfallen. Es gibt in Deutschland eine Denkschule, die diese sogenannten Pull-Faktoren als nicht existent sieht. Dabei handelt es sich aber um eine Position, die von der Realität nicht gedeckt ist. Es trifft eben nicht zu, dass alle, die Asyl beantragen, vor Krieg und Verfolgung fliehen.

Zusammengefasst muss aus kommunaler Sicht rasch die Frage geklärt werden, ob wir die Integrations- und Unterstützungssysteme im Kontext von Migration immer weiter überlasten und damit Verschlechterungen öffentlicher Leistungen für alle hinnehmen oder zu mehr Differenzierung übergehen, die humanitäre Pflichten ohne Wenn und Aber erfüllt, aber die Anreize für irreguläre Migration deutlich reduziert und eigene Leistungssysteme für Geflüchtete aufbaut, bis die Regelsysteme in der Lage sind, sie ohne wesentliche Einschränkung aufzunehmen.


Die Selbsterdrosselung des Staates.
Was Deutschland von ukrainischen Flüchtlingen über seinen bürokratischen Wahnsinn lernen kann

VON MATHIAS BRODKORB

Der Krieg in der Ukraine setzt auch Deutschland einer Belastungsprobe aus. Dabei geht es nicht nur um hohe Kosten der Integration, nicht nur um Waffenlieferungen, Energiekrisen und massiv steigende Preise für die Normalbevölkerung. Es geht auch um die Frage, was der deutsche Staat noch an Belastungen verarbeiten kann, ohne selbst an den Rand der Handlungsfähigkeit gebracht zu werden.

Aber ukrainische Flüchtlinge „belasten“ nicht nur das deutsche Gemeinwesen. Sie sind auch ein sprudelnder Quell der Erkenntnis über uns selbst. Man kann viel von ihnen lernen. Gar nicht über die Ukraine und den Krieg, sondern darüber, in welchem miserablen Zustand sich der deutsche Staat als Rechtsstaat befindet. Dessen Regelungen haben ein Maß an Absurdität erreicht, das nur noch schwer erträglich und vor allem eines ist: eine veritable Verschwendung von Steuergeldern. Es ist ein wenig so, als zündete der Staat höchstselbst täglich Dutzende Millionen von Euro an, um sie in Rauch aufgehen zu lassen. Und zwar für nichts und wieder nichts.

Der Vorteil, den Flüchtlinge in Erkenntnishinsicht haben, ist ganz einfach: Sie sind noch nicht an unseren Wahnsinn gewöhnt. Sie kommen aus ganz anderen gesellschaftlichen Verhältnissen und müssen sich von heute auf morgen mit unseren Regeln und Gepflogenheiten zurechtfinden. Während die Deutschen eher wie der Frosch sind, der in einem Behälter voller Wasser sitzt, dessen Temperatur ganz langsam erhöht wird, werden Flüchtlinge von heute auf morgen ins kochende Wasser geschmissen. Was sich bei Deutschen auf Jahre und Jahrzehnte verteilt, müssen Flüchtlinge in wenigen Wochen und Monaten über sich ergehen lassen – und noch etwas mehr: Steueridentifikationsnummer, Rundfunkbeitrag, Krankenversicherung, Jobcenter, Bundesagentur für Arbeit, Antrag auf Kindergeld, Meldebescheinigung, Fiktionsbescheinigung, Aufenthaltstitel, Ausländerbehörde etc. Während sich also bei den meisten Deutschen Phasen der bürokratischen An- und Entspannung abwechseln, stehen Flüchtlinge unter Dauerstress in einem unlogischen System. Es ist geprägt von Dysfunktionalität, Zuständigkeitsrangeleien, logischen Absurditäten und durch all dies: Steuergeldverschwendung. Nicht selten fühlt es sich an, als hätte Franz Kafka persönlich die Hand geführt.

Ein Blick in die Wirklichkeit

Dies ist ein überaus persönlich geprägter Bericht. Es ist ein Blick in den Alltag der bürokratischen Wirklichkeit. Und das kam so: Mit dem Ausbruch des Krieges hatte sich unsere Hausgemeinschaft entschlossen, in einer kleinen Ferienwohnung in unserem Haus Kriegsflüchtlinge unterzubringen. Die Initiative dazu ging von unserem über 80-jährigen Nachbarn aus, alter mecklenburgischer Landadel. Die Verhandlungen mit dem Eigentümer waren nah zwei Minuten erledigt. Er verzichtete vorerst auf Miete und Betriebskosten, wenn wir die Wohnung renovieren würden. Gesagt, getan. Wie befreiend es sein kann, nicht auf den Staat angewiesen zu sein.

Seit dem 1. April 2022 wohnten Tetiana und ihre 14-jährige Tochter Sofi bei uns im Haus. Unser Nachbar erteilte beiden mehrfach pro Woche über Monate hinweg Deutschunterricht, dafür musste ich mich um die bürokratischen Angelegenheiten kümmern. Unser Nachbar, Jurist, hatte sich bei dieser Aufgabenteilung sicher etwas gedacht.

Die studierte Lehrerin aus Odessa stellte von Anfang an klar, sie wolle nach Möglichkeit ihren Lebensunterhalt selbst verdienen, um niemandem „auf der Tasche“ zu liegen. Für sie hatte das offenbar auch etwas mit Würde und Selbstachtung zu tun. Noch im April 2022 war die Tochter in einer Schule und die Mutter in einem Integrationskurs untergebracht. Alles ließ sich gut an.

Die Leistungen gemäß Asylbewerberleistungsgesetz zu organisieren, war zäh, aber nicht unmöglich. Trotzdem erschien es uns dann wie ein Segen, dass die große deutsche Politik irgendwann entschieden hatte, die Ukrainer ab dem 1. Juni in die Grundsicherung einzugliedern. „Rechtskreiswechsel“ nennt sich das. Wahrscheinlich war das damals dem weiten Herz und der Überlegung geschuldet, dass man die Ukrainer auf dem deutschen Arbeitsmarkt vielleicht ganz gut gebrauchen könnte. Schließlich herrscht Fachkräftemangel in Deutschland.

Der Bescheid vom Amt kam auch so rechtzeitig und blitzschnell vor dem 1. Juni an, dass ich ganz stolz war auf den deutschen Sozialstaat. Aber dieser Stolz war letztlich unbegründet. Tatsächlich hatten wir es gemeinsam geschafft, Tetiana im Juni zumindest für drei Wochen als Vertretungslehrkraft in einer Schule in öffentlicher Trägerschaft unterzubringen. In Schwerin handelt es sich um jene Schule, die anfangs vor allem zuständig war für ukrainische Flüchtlingskinder. Was die Lehrer in diesen Tagen und Wochen selbstlos und pragmatisch alles auf die Beine gestellt haben mögen, kann man sich kaum ausmalen. Und wie oft sie dafür klammheimlich geltendes Recht brechen mussten, wahrscheinlich auch nicht.

Aber mit dem Job, den Tetiana nun hatte, begannen die Probleme. Eigentlich sollte Hartz IV ja ein System sein, um Menschen in Arbeit zu bringen. Aber organisiert war es, als ob das Gegenteil beabsichtigt wäre – und das hat sich auch beim „Bürgergeld“ nicht wesentlich geändert. Wer sich in dem System unauffällig und ganz passiv verhält, bekommt monatlich einfach eine entsprechende Überweisung. Wer hingegen versucht, sein Leben in die eigenen Hände zu nehmen, bekommt Post vom Amt und eine Menge an Problemen.

Kaum hatte Tetiana ihr Interesse an einem Job in der Schule bekundet, meldete sich das Schulamt. Eines Abends lud sie mich in ihre Wohnung ein und war ganz aufgelöst. Mit Tränen in den Augen eröffnete sie mir, dass sie jetzt ins Gefängnis müsse.

Ich fragte sie, was denn geschehen sei. Als Antwort überreichte sie mir ein Konvolut von ungefähr dreißig Seiten, das ihr das Schulamt zugeschickt hatte. Überwiegend handelte es sich um Auszüge aus dem Strafgesetzbuch und einer Richtlinie des Landes zur Korruptionsprävention. Sie sollte schriftlich bestätigen, sich an all diese Vorgaben zu halten. Für den Fall der Nichteinhaltung wurde ihr u. a. Gefängnisstrafe angedroht. Da Tetiana kein Deutsch sprach, schon gar kein Verwaltungsdeutsch, war sie auf eine Übersetzung-App angewiesen. Und die drohte ihr eben mit der Inhaftierung.

Was man den Unterlagen entnehmen konnte, war das Folgende: Sie dürfte sich nicht an Gefangenenbefreiungen beteiligen – sonst käme sie ins Gefängnis. Sie dürfte keine Staatsgeheimnisse verraten – sonst käme sie ins Gefängnis. Und sie müsste natürlich alle Vorschriften zu öffentlichen Vergaben einhalten, sonst bekäme sie rechtliche Schwierigkeiten. Was für eine ausgeprägte Willkomenskultur.

Der Clou ist nur: Ein normaler Lehrer hat mit „Vergaben“, also der Verausgabung erheblicher Summen von Steuermitteln an private Unternehmen, schlicht gar nichts zu tun. Und mit Staatsgeheimnissen auch nichts. Was das Amt Tetiana eigentlich sagen wollte, war nur dies: Sie darf keine Geschenke von Eltern annehmen, deren Kinder sie zugleich benotet, weil sonst Befangenheit entstehen könnte. Als es mir gelungen war, ihr die Sache zu erklären, fragte sie nur Folgendes: „Warum schreiben die Damen und Herren vom Amt nicht einfach, worum es ihnen in Wahrheit geht, damit ich es verstehen kann?“

Nachdem Tetiana diese Hürde gemeistert und den Arbeitsvertrag unterschrieben hatte, wurde er beim Jobcenter eingereicht. Daraufhin bekam sie einen Brief: Ab sofort würden ihre Leistungen vollständig gestrichen. Das Amt gehe nämlich davon aus, dass sie sich und ihre Tochter ab sofort selbst unterhalten könne. Das war eine absurde Situation. Wegen ihres Integrationskurses hatte sie nur einen Teilzeitjob. Ihr und ihrer Tochter standen von Gesetzes wegen monatlich rund 1380 Euro zu. Ihr Verdienst war mit 600 Euro aber deutlich niedriger und existierte außerdem nur für ganze drei Wochen. Das alles stand auch haargenau so in den Unterlagen, die wir zum Jobcenter geschickt hatten. Trotzdem sollten ab sofort die Leistungen gestrichen werden.

Das war der Zeitpunkt, zu dem sie alle behördlichen Dinge in meine Hände legte. Seitdem verfügte ich über eine entsprechende Vollmacht. Natürlich legte ich Widerspruch ein, und das Amt zog den Bescheid wieder zurück. Nur: Hätte man das nicht alles vermeiden können, einfach durch Studium der ohnehin vorliegenden Akten? Und vor allem: Was machen eigentlich jene Ukrainer, die keinen Behördendolmetscher an ihrer Seite haben – und all die anderen Leistungsempfänger?

Dann kam Tetiana eines Tages nahezu beglückt zu uns nach Hause. Sie bekomme jetzt Kindergeld, erzählte sie uns freudestrahlend. Sie habe nämlich ein entsprechendes Schreiben des Jobcenters erhalten. Ich konnte nicht glauben, dass es irgendeinen berechtigten Anlass für Euphorie gab.

Ich las den Brief und musste Tetiana enttäuschen. Es war zwar richtig, dass sie Kindergeld für ihre Tochter Sofi erhalten sollte. Aber das geht in Deutschland natürlich so: Es gilt das Prinzip „vorrangiger Leistungen“. Oder anders formuliert: Jede Behörde versucht der anderen die heiße Kugel zuzurollen. Allerdings ist das nicht einmal böse Absicht der Mitarbeiter, sondern einfach Gesetzeslage.

Tetiana sollte also bei der Familienkasse einen Antrag auf Kindergeld in Höhe von 219 Euro monatlich stellen, damit dann das Jobcenter seine Leistungen um exakt denselben Betrag absenken kann. Als ich Tetiana erklärte, dass sie nach dem ganzen Vorgang genauso viel Geld erhalten würde, als hätte es ihn überhaupt nicht gegeben, stellte sie eine ganz einfache Frage: „Ja, aber warum macht ihr das denn? Das ist doch sinnlos!“

Dazu muss man wissen, dass die Familienkasse sogar eine Organisationseinheit der Bundesagentur für Arbeit ist. Es schreibt also die eine öffentliche Stelle die Leistungsempfänger an, damit diese sich bei einer anderen öffentlichen Stelle melden und beide öffentliche Stellen die heiße Kugel zwischen sich hin- und herschieben können. Da wäre es einfacher und kostengünstiger, die Behörden klärten diese Dinge einfach unter sich, ohne die Betroffenen zu belästigen. Auf die Einhaltung des Datenschutzes zwischen den Behörden verzichteten wir zu diesem Zwecke ausdrücklich und schriftlich. Folgen hatte das freilich nicht.

Dann kam der nächste Brief vom Jobcenter. Die kleine Sofi habe doch auch einen Vater, und der sei unterhaltspflichtig. Vladislav lebt noch heute in Odessa, hat keine Arbeit und kümmerte sich damals noch um Tetianas kranke Mutter, obwohl die Eheleute seit Jahren geschieden sind. Vladislav konnte also gar nichts zahlen.

Für solche Fälle gibt es in Deutschland aber den „Unterhaltsvorschuss“. Den sollte Tetiana für Sofi bei der Stadt beantragen. Und man ahnt schon, worauf es am Ende hinauslief: Die Stadt Schwerin zahlte für ein paar Monate Unterhaltsvorschuss an das Jobcenter – und genau derselbe Betrag wurde Tetiana vom Jobcenter wieder abgezogen. Sie hatte am Ende der Operation wieder nur eine Frage: „Warum macht ihr das? Ich verstehe den Sinn dahinter einfach nicht.“

Nach ein paar Monaten lud mich Tetiana scheinbar spontan zum Kaffee ein. Sie überreichte mir ihr Handy mit einem sehr langen vorbereiteten Text. Sie entschuldigte sich vielmals, sei auch dankbar für alles, was wir und unsere Nachbarn für sie getan hätten. Aber sie müssten einfach in eine neue Wohnung ziehen. Die jetzige sei auf Dauer nicht geeignet, womit sie völlig recht hatte. Ob ich bei der Suche nach einer neuen Wohnung helfen könne?

Wir durchforsteten wochenlang den Wohnungsmarkt. Am liebsten wollten sie bei uns in der Nähe bleiben, in der Schweriner Innenstadt. Wir fanden auch Vermieter, die das Risiko auf sich genommen hätten. Bei einer Telefonberatung mit dem Jobcenter wurde mir gesagt, es sei auch gar kein Problem, wenn die Wohnung teurer wäre, als die höchsten Erstattungssätze des Jobcenters dies vorsähen. Dann müsste Tetiana einfach schriftlich erklären, dass sie die Mehrkosten durch sehr sparsames Leben selbst trage – und alles sei gut. Das schien mir logisch und pragmatisch, aber die Auskunft war falsch.

Als wir dann eine Wohnung gefunden und das Mietangebot an das Jobcenter geschickt hatten, kam prompt eine Ablehnung. Die Wohnung sei zu teuer. Auf eigenes Risiko könne Tetiana die Wohnung natürlich trotzdem mieten. Völlig überflüssig zu betonen, dass auch dieses Schreiben wie alle anderen in einer Sprache abgefasst war, dass man selbst als Muttersprachler Mühe hat, alles zu verstehen. Die Sache hatte nur einen Pferdefuß: Weder Umzugskosten (die ohnehin nie geltend gemacht wurden) noch Kaution oder steigende Nebenkosten würden durch das Amt abgedeckt. Bei einer Wohnung, deren Kosten die Höchstsätze auf dem Papier nicht übersteigen, ist das ganz anders. Da zahlt das Amt selbstverständlich: und zwar alles.

Angesichts explodierender Gaspreise riet ich Tetiana von dem Risiko nachdrücklich ab. Das könne ihr Ruin werden. Damals gab es noch keine Gaspreisbremse. Letztlich half eine Freundin dabei, eine Wohnung zu finden, die das Amt auch akzeptierte. Sie ist viel kleiner, als sie sein dürfte, und erreicht trotzdem jene Kosten, die das Amt maximal zu bezahlen bereit ist. Auch im Schweriner Plattenbau sind die Mietpreise explodiert.

Seit dem 1. September wohnen Tetiana und Sofi in einer neuen, sehr bescheidenen Plattenbauwohnung. Eines hatte ich nun aber gelernt: Hätte der erste Vermieter auf dem Papier einfach die Nebenkosten künstlich beschönigt, damit das Amt das Mietangebot absegnet, und Monate später die Rechnung mit viel höheren Nebenkosten präsentiert, wäre das gar kein Problem gewesen. Das Amt hätte gezahlt.

Seit Anfang August wohnte dann die 22-jährige Kateryna aus Bila Zerkwa mit uns in unserer Familie. Kateryna studierte Violine und ließ uns daran verabredungsgemäß bis zu vier Stunden am Tag teilhaben. Kaum war sie bei uns eingezogen, bekam auch sie Post vom Jobcenter. Quasi als Begrüßungsgeschenk kündigte es an, ab September sämtliche Leistungen einzustellen.

Die Lage war ungefähr die folgende: Das Jobcenter stellte deshalb die Leistungen ein, weil sie weder postalisch noch telefonisch erreichbar gewesen war und mehrere Auflagen nicht erfüllt hatte: Sie sei erstens nicht zu einem Termin erschienen, und zweitens hätte sie keinen Antrag auf Kindergeld gestellt – oder das jedenfalls nicht nachgewiesen.

Es war ein bisschen mühsam, Kateryna zu der Einsicht zu bewegen, dass die Vorwürfe des Jobcenters nicht ganz unbegründet waren. Natürlich müsse sich das Jobcenter sicher sein, dass sie sich überhaupt noch in Deutschland befinde, wenn es ihr Geld geben solle. Und zu der Verwirrung habe eben die Vielzahl ihrer Adressen beigetragen – Kateryna hatte ständig zwischen verschiedenen Notunterkünften gewechselt – und auch, dass sie telefonisch offenbar nicht erreichbar gewesen sei.

Das lag daran, dass sie aus Kostengründen irgendwann ihre deutsche Telefonnummer nicht mehr genutzt und offenbar versäumt hatte, das Jobcenter davon in Kenntnis zu setzen. Allerdings hätte es auch gar nichts genutzt, wenn es anders gewesen wäre. Die zuständige Sachbearbeiterin, die ich bald kennenlernen sollte, hätte sie am Telefon ohnehin nicht verstanden. Kateryna sprach nur Russisch und Ukrainisch, die Sachbearbeiterin nichts davon.

Ich versuchte, Kateryna einzuhämmern, dass man den Anweisungen deutscher Behörden Folge zu leisten habe. Ohne Entschuldigung zu einem Termin nicht zu erscheinen, habe in Deutschland eben Konsequenzen. Und auch den Antrag auf Kindergeld hätte sie, wie gefordert, einfach stellen müssen. „Warum hast du das denn nicht getan?“, fragte ich sie. Sie zuckte nur verständnislos mit den Schultern und sagte: „Aber ich habe doch gar keine Kinder!“ Sie hielt das alles für einen Behördenirrtum.

Ich bat auch Kateryna um eine Vollmacht, um das Damoklesschwert der Leistungseinstellung durch das Jobcenter abzuwenden. Ab sofort wusste dieses wieder, wo sie wohnte, was sie tat und wie man sie telefonisch erreichen konnte. Den Termin bei der Bundesagentur für Arbeit für ihre Vermittlung auf dem Arbeitsmarkt hatten wir zwischenzeitlich absolviert.

Mit Tetiana hatte ich das ja auch schon durch. Sie saß irgendwann im Sommer 2022 mit mir vor einer wirklich freundlichen und bemühten Mitarbeiterin. Als diese in feinster Behördenpoetik auf Tetiana einhämmerte, unterbrach ich kurz den Redeschwall und erlaubte mir den Hinweis, dass vor ihr ein ukrainischer Flüchtling sitze, der fast kein Deutsch verstehe: „Also bitte langsam sprechen, keine Fremdwörter und bitte nur einfache Hauptsätze!“ Die Sachbearbeiterin nickte verständig und freundlich und fuhr fort, als wäre nichts gewesen.

Tetiana lächelte die Mitarbeiterin daher einfach fortlaufend an, nickte im Takt der ihr unbekannten Sprache mit dem Kopf und sagte ständig einsichtsvoll nur: „Да, да, да, конечно.“ Die Sachbearbeiterin war sehr zufrieden mit ihr – und sich selbst. Als ich Tetiana später fragte, ob sie überhaupt irgendetwas verstanden habe, sagte sie nur schulterzuckend zu mir: „ Конечно, нет.“

Unterschreiben musste sie am Ende eine „Eingliederungsvereinbarung“. Darin versicherte ihr die Behörde, sie jederzeit dabei zu unterstützen, in einem Integrationskurs Deutsch zu lernen. Im Grunde besteht die Vereinbarung auch aus gar nichts anderem. Das Problem war nur, dass Tetiana bereits seit April 2022 auch ohne amtliche Hilfe einen Integrationskurs besuchte. Es war daher nicht ganz klar, warum sie sich Monate später zu etwas verpflichten sollte, was sie ohnehin längst tat. Aber so sind eben die Rechtsvorschriften. Seit dem 3. August 2022 hatte sie nun die offizielle Bestätigung, dass sie einen Integrationskurs besuchen durfte, an dem sie bereits seit April desselben Jahres teilnahm. Alle konnten das Dokument nun folgenlos abheften.

Kateryna konnte ich auf diese Weise gut auf ihren Termin bei der Arbeitsagentur vorbereiten. Ich wusste ja schon, worum es gehen würde. Auch sie müsste eine Eingliederungsvereinbarung unterschreiben, mit der sie sich zum Deutschlernen verpflichtete. Aber wenn das denn überhaupt wenigstens möglich wäre! Kateryna wünschte sich wenig sehnlicher als das.

Im Unterschied zu Tetiana und Sofi kam Kateryna aber nicht im März, sondern erst im Mai nach Deutschland. Dann noch einen Platz in einem Integrationskurs zu finden, war völlig aussichtslos. Der Träger, bei dem sie nun immerhin einen Vorbereitungskurs für einen Integrationskurs absolvieren konnte, vertröstete sie auf Januar oder Februar 2023. Erst dann könne es losgehen.

Gemäß Integrationsvereinbarung war sie jedoch verpflichtet, bis Ende Oktober 2022 nachzuweisen, dass sie einen Integrationskurs besuchen werde. Das hing aber gar nicht von ihr ab. Das hätte ihr der entsprechende Träger der Maßnahme versichern müssen – aber der konnte es einfach nicht, behauptete er jedenfalls: Fachkräftemangel allerorten. Die Mitarbeiterin der Arbeitsagentur, die die Unterschrift von ihr verlangte, wusste das natürlich alles schon vorher, wie sie mir auf Nachfrage eingestand.

Als die Sachbearbeiterin die Eingliederungsvereinbarung für Kateryna ausdruckte, stöhnte sie tief in sich hinein. Was dann sei, fragte ich sie. Sie antwortete ungefähr das Folgende: „Na ja, eigentlich ist das ja alles völlig sinnlos. Ob Frau K. die Vereinbarung unterschreibt oder nicht, macht keinen Unterschied. Es gibt ja durch die Entscheidung der Politik im Rahmen des Bürgergeldes ohnehin keine Konsequenzen für die Leistungsempfänger mehr.“ Ich blickte auf eine tief frustrierte Frau in einem Hamsterrad. Kateryna zog dann im März 2023 nach Rostock. In Schwerin gab es auch im Februar 2023 und damit fast ein Jahr nach ihrer Ankunft noch immer keinen Integrationskurs für sie.

Aber ein Problem gab es immer noch. Sie sollte ja unbedingt Kindergeld beantragen, obwohl sie doch gar keine Kinder hat. Kindergeld zu beantragen, machte einerseits Sinn. Sie studierte ja noch Violine – online in der Ukraine, und für Studenten bis zum Alter von 27 Jahren besteht in Deutschland Anspruch auf Kindergeld. Andererseits machte es natürlich keinen Sinn. Es ging bloß darum, dass das Jobcenter monatlich 219 Euro weniger an Kateryna überweisen muss und stattdessen die Familienkasse für genau denselben Betrag aufkommt. Wieder das Prinzip linke Tasche, rechte Tasche also.

Die Aufforderung des Jobcenters schien aus einem anderen Grund keinen Sinn zu machen. Antragsberechtigt sind beim Kindergeld ja gar nicht die Kinder, sondern die Eltern. Katerynas Eltern wohnten aber noch immer in der Ukraine und konnten folglich keinen Antrag auf Kindergeld für ihre Tochter stellen. Sie waren schlicht nicht antragsberechtigt. Bei der Hotline der Familienkasse bestätigte man mir das auch alles.

Was ich mit der Aufforderung des Jobcenters denn nun tun solle, fragte ich den Herrn am Telefon. „Es gibt nur eine Möglichkeit für die junge Frau: selbst einen Antrag auf Kindergeld zu stellen“, meinte er. „Und zwar?“, fragte ich. „Sie muss bei der Familienkasse Karlsruhe einen Antrag auf Kindergeld für Flüchtlinge stellen, deren Eltern tot oder verschollen sind.“ Diese Fälle würden deutschlandweit in Karlsruhe gebündelt. 

Allerdings war ja beides nicht der Fall. Ich erklärte noch mal, dass Katerynas Eltern zum Glück quicklebendig und auch nicht verschollen seien. „Ich habe Sie schon verstanden!“, meinte der freundliche Herr nun etwas nachdrücklicher zu mir, aber es gehe eben nicht anders. Was das denn alles solle, fragte ich genervt zurück. „Das ist doch klar: Der Antrag wird abgelehnt, die junge Frau kann den Bescheid beim Jobcenter einreichen, und alle können alles abheften.“ Dass die Eltern leben – und zwar in der Ukraine –, war dem Jobcenter freilich längst bekannt.

Also taten wir, wie uns geheißen wurde. In einem Begleitschreiben erklärten wir ausdrücklich, dass die Eltern weder tot noch verschollen waren. Die Hoffnung war, durch schonungslose Ehrlichkeit die Ablehnung des Antrages möglichst noch zu beschleunigen. Aber die Hoffnung war vergebens. Ungefähr sechs Wochen später kam nicht die Ablehnung, sondern die Aufforderung, weitere Unterlagen nachzureichen: Meldebescheinigung, Aufenthaltstitel, Studienbescheinigung. Obwohl eigentlich auch ohne diese Unterlagen bereits feststand, dass der Antrag abgelehnt würde, mussten erst noch die Akten vervollständigt werden. Auch hier war ein behördenübergreifender Datenaustausch, der alles einfacher und vor allem billiger machen könnte, nicht vorgesehen. Warum man aber nachweisen soll, dass die hinreichenden Bedingungen erfüllt werden, obwohl das nicht einmal bei den notwendigen der Fall ist und man ausdrücklich um eine Ablehnung des Antrages gebettelt hat, bleibt für den gesunden Menschenverstand ein Mysterium. Wiederum ein nicht durchdachter, verschwenderischer und sinnloser Verwaltungsvorgang. Diesmal exekutiert in Karlsruhe. Nach Versand der angeforderten Unterlagen wurde der Antrag schließlich drei Wochen später wie erwartet abgelehnt.

Heute lebt Kateryna in Rostock und ist als Gasthörerin bei der Hochschule für Musik und Theater (HMT) eingeschrieben. Sie hatte auch schon mit dem Gedanken gespielt, ganz regulär in Deutschland zu studieren. Aber dann verlöre sie den Anspruch auf Bürgergeld und müsste ins BaföG-System wechseln. Sie erhielte dann monatlich zwar eine ähnliche Summe Geldes, die Hälfte davon aber bloß als Kredit – wie jeder deutsche Student auch. In ein paar Jahren müsste sie den Kredit zurückzahlen, und zwar mindestens 130 Euro im Monat. Der Durchschnittsverdienst in der Ukraine betrug vor dem Krieg aber nur etwa 250 Euro im Monat – und dorthin will sie lieber heute als morgen wieder zurück. Eine etwas unrealistische Perspektive also, einen Kredit zurückzuzahlen. Das ist noch so eine der dysfunktionalen Folgen eines überhastet herbeigeführten Rechtskreiswechsels vom Asylbewerberleistungsgesetz zur Grundsicherung. Komplexe Systeme werden durch überhastete Entscheidungen nämlich nicht besser, sondern noch komplexer. Wäre es dazu nicht gekommen, hätte Kateryna – vorerst – ganz problemlos ihr Studium in Deutschland fortsetzen können. 

Bei Tetiana hofften wir, langsam die ganzen bürokratischen Anfangsschwierigkeiten überwunden zu haben. Irgendwann müsste sich das System doch irgendwie eingeschaukelt haben, dachten wir. Allein den Beitragsservice zur Einziehung der Rundfunkbeiträge mussten wir drei- oder viermal anschreiben, bis dieser akzeptierte, dass sie und ihre Tochter als Flüchtlinge keine Beiträge zu zahlen hatten. Mehrfach und immer wieder forderte der Beitragsservice Beiträge ab 1. Februar 2022 ein, obwohl der Krieg am 24. Februar begonnen hatte und die beiden nachweislich erst seit April eine eigene Wohnung hatten. 

Aber die Probleme wurden und wurden nicht kleiner und auch nicht weniger. Tetianas Probleme waren dabei im Vergleich zu denen Katerynas deshalb besonders groß, weil sie einen Job hatte und einen Teil ihres Lebensunterhaltes selbst bestreiten konnte. Sie hatte zwar theoretisch mehr Geld als andere Leistungsbezieher, aber plötzlich trotzdem Schulden in der Höhe zweier Monatsmieten. Und das kam so: 

Tetiana verdiente netto inzwischen monatlich etwa 1000 Euro als Lehrerin, hatte aber als alleinerziehende Mutter eigentlich Anspruch auf rund 1400 Euro. Von ihrem Lohn durfte sie 280 Euro behalten, die anderen 720 Euro wurden ihr vom Jobcenter wieder abgezogen. Und genau da begann das Problem: Die Grundsicherung wird immer zum Ende eines Monats für den Folgemonat gezahlt. Es ist dann kein Problem, zu Beginn eines jeden Monats pünktlich die Miete zu bezahlen. Das stimmte aber nur, wenn man als Leistungsempfänger nicht arbeitete. Sobald es einem gelang, sein Leben in die eigenen Hände zu nehmen, begannen die Probleme. Ihren Lohn erhielt Tetiana nämlich wie jeder Arbeitnehmer erst am Ende eines Monats – rückwirkend nach getaner Arbeit. Es entstand eine Liquiditätslücke von mehr als 700 Euro. Tetiana und Sofi mussten sich also entscheiden: entweder dauerhaft hungern oder dauerhaft zwei Monatsmieten im Rückstand bleiben, obwohl sie – theoretisch – 280 Euro pro Monat mehr zur Verfügung hatten als Leistungsempfänger ohne Arbeit. Natürlich kam prompt Post vom Vermieter.

Alle Versuche, Tetiana in dieser Angelegenheit zu helfen, schlugen fehl. Die Mitarbeiterin des Jobcenters betrachtete den Sachverhalt nicht als ihre Angelegenheit und verwies stattdessen an den Arbeitgeber. Solle der halt einen Vorschuss auszahlen. Aber auch beim Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Arbeitgeber, war Hilfe nicht zu organisieren. Eigentlich wäre es möglich gewesen, einen Vorschuss auszuzahlen. Dafür waren zwei Behörden zuständig, das Schulamt und das Landesamt für Finanzen. Beide bestätigten auch, dass das prinzipiell möglich sei. Der Antrag, den wir stellten, ging aber zwischen den Behörden ebenso hin und her wie entsprechende Vermerke und anschließend in Rauch auf. Jede der beiden Behörden schob die Verantwortung für die Entscheidung auf die andere. Das Verrückte war: Jede der Behörden bestätigte der jeweils anderen, dass man selbst mit einem Vorschuss einverstanden und dies auch rechtlich möglich sei, aber eben die jeweils andere Behörde die Entscheidung treffen müsse. Eine der Behörden reichte den Fall sogar an das zuständige Ministerium weiter, aber auch dort: ohne Ergebnis. Die Behörde aus dem anderen Ministerium müsse das ja entscheiden!

Mehrkosten für den Arbeitgeber hätte das alles nicht zur Folge gehabt, es hätte sich ja bloß um einen Vorschuss gehandelt. Sinnlose Mehrkosten entstanden freilich durch das „Heiße Kugel“-Spiel trotzdem. Aber die sah man nicht, weil die Mitarbeiter der Verwaltung ja bereits bezahlt wurden. Es waren bloß „Eh da“-Kosten, wie es im Verwaltungsjargon in solchen Fällen heißt. Eine Lösung gab es erst, als jüngst das Bürgergeld eingeführt wurde. Nun stehen Leistungsempfänger, die schrittweise zurück in die Arbeitswelt wollen, nicht mehr vor einer unlösbaren Liquiditätslücke, wenn sie eigenes Geld verdienen. Sie haben dann mehrere Monate Zeit, ihre Schulden beim Amt in Raten abzuzahlen. Die Lösung für dieses durch den Gesetzgeber selbst verursachte Problem hat bloß 20 Jahre gedauert!

Deutschlands Staat braucht eine Generalreform

Mit ziemlicher Sicherheit war der „Rechtskreiswechsel“ für die Ukrainer ein großer politischer Fehler. Diese wurden bereits ab 1. Juni 2022 pauschal aus dem Asylbewerberleistungsgesetz ausgegliedert und in die Grundsicherung überführt. Erstens hat dies Leistungsempfänger mit einem bürokratischen System konfrontiert, auf das diese nicht vorbereitet waren – und die Mitarbeiter in den Jobcentern und bei der Bundesagentur für Arbeit ebenso wenig. Und es hat zweitens eine doppelte Ungerechtigkeit erzeugt: gegenüber Flüchtlingen aus anderen Nationen, die noch immer dem Asylbewerberleistungsgesetz unterliegen und insofern Flüchtlinge „zweiter Klasse“ sind – und gegenüber deutschen Leistungsempfängern, die nun dieselben Leistungen erhalten wie Menschen, die zum deutschen Sozialstaat noch nie etwas beigetragen haben. Dem Rückhalt des deutschen Staates bei dessen Bürgern dürfte das kaum dienlich gewesen sein. Die Hoffnung, die Ukrainer für den deutschen Arbeitsmarkt zu mobilisieren, hat sich jedenfalls bisher nicht erfüllt. Auch mehr als ein Jahr nach dem Krieg sind nur rund 20 Prozent der erwerbsfähigen Ukrainer auf die eine oder andere Weise in den Arbeitsmarkt integriert. Und das, obwohl die meisten von ihnen als hoch qualifiziert gelten. Logischer wäre es daher gewesen, den Arbeitsmarkt behutsam für alle anerkannten Asylbewerber und Flüchtlinge zu öffnen und eben keine Sonderrechte zu schaffen. 

Im Falle der Ukrainekrise kommen in Sachen Bürokratie und Überkomplexität des Rechtsstaates daher gleich mehrere Dinge zusammen:

	Da wäre zunächst eine seit über 100 Jahren anhaltende Tendenz zur immer weiter fortschreitenden Verrechtlichung gesellschaftlicher Beziehungen, das Rechtsstaatssyndrom also. Es ist der hilflose Versuch, der Komplexität der Wirklichkeit durch Verdoppelung dieser Komplexität im System der Rechte Herr zu werden. Die Verdoppelung einer Komplexität kann diese aber logischerweise nicht zugleich reduzieren. Da das Recht der Wirklichkeit zugleich beständig hinterherhinkt, müssen die systemischen Dysfunktionalitäten zugleich zunehmen. Allerorten entstehen Anschlussprobleme und Regulierungslücken. Und das erzeugt nicht nur Frust, es kostet unnötig Geld.

	Hinzu kommt in Deutschland die Geißel des Föderalismus. Die Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund, Ländern und Kommunen wäre ja dann kein Problem, wenn einzelne Sachgebiete der öffentlichen Verwaltung einer der drei Ebenen auch klar und vollständig zugeordnet wären. Dann könnte die jeweilige Ebene nicht nur grosso modo alles Erforderliche effizient und effektiv regulieren, sondern wäre dafür auch finanziell verantwortlich und politisch haftbar zu machen. Aber nicht einmal beim Thema Schule klappt das: Die Verantwortung für Hausmeister, Reinigungskräfte, Sozialpädagogen, Schulgebäude und Lehrmaterial liegt bei der kommunalen Ebene; die Zuständigkeit für den Unterrichtsinhalt und die Lehrkräfte bei den Ländern; und seit ein paar Jahren meint auch der Bund, zum Beispiel bei den Themen Digitalisierung der Schulen oder Ganztagsschule, von oben mitmischen zu müssen. Und da immer alles mit allem zusammenhängt, können daraus nur Probleme entstehen. Während zum Beispiel alle Bundesländer unter Lehrermangel ächzen und den regulären Unterricht kaum noch absichern können, will der Bund mit Macht den Rechtsanspruch auf Ganztagsbeschulung ausweiten und den Lehrermangel sogar noch erhöhen. Was auf Bundesebene für tolle Schlagzeilen sorgt, wird in den Schulen vor Ort vor allem eines provozieren: noch mehr Unterrichtsausfall. So ist das eben, wenn Entscheidungskompetenz und zu tragende politische Verantwortung für die Folgen von Entscheidungen nicht auf derselben Ebene angesiedelt sind.

	Und dann wären da noch der Traum von der Einzelfallgerechtigkeit und eine immer weiter ausufernde Anspruchshaltung gegenüber dem Staat. Auch so lässt sich wohl der spontane „Rechtskreiswechsel“ der ukrainischen Flüchtlinge erklären. Gegen Einzelfallgerechtigkeit ist ja auch nichts zu sagen, nur lässt sie sich gerade nicht dadurch erreichen, dass man Einzelfallgerechtigkeits-Gesetze in Kraft setzt. In äußerster Zuspitzung wären sie sogar verfassungswidrig. Der Sinn von Gesetzen ist es vielmehr, gleich gelagerte Fälle auf gleiche Weise zu behandeln. Einzelfallgerechtigkeit unter komplexen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen lässt sich folglich nicht durch Steigerung der Komplexität des Rechts erreichen, sondern nur durch das Gegenteil: einen ausreichend flexiblen rechtlichen Rahmen bei angemessenem Ermessensspielraum der Mitarbeiter des Staates. Den gibt es aber immer weniger. Und so erwächst in der Praxis aus der angestrebten Einzelfallgerechtigkeit mitunter sogar das Gegenteil.



Vor der Bundestagswahl 2021 hat Oppositionsführer Friedrich Merz (CDU) noch eine Generalreform des Staates für unabdingbar erklärt, damit Deutschland international nicht den Anschluss verliere. Unter dem Eindruck von Coronakrise und Krieg in der Ukraine hat auch die Bundesregierung unter Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) eine „neue Deutschland-Geschwindigkeit“ angekündigt. Bisher erstreckt sie sich nur auf Einzelprojekte im Rahmen der Energiekrise. Es geht um einzelne Genehmigungsverfahren – wie bei der Errichtung von LNG-Terminals.

Aber bis heute verfügt keine deutsche Partei über eine systematische Analyse der Selbsterdrosselungsmechanismen des deutschen Rechts- und Sozialstaates oder gar ein entsprechendes Reformprogramm. Dabei hat Merz am Ende ja recht: Gängelnde, bis ins Absurde hineinreichende Bürokratie untergräbt nicht nur das Vertrauen der Bürger in Rechtsstaat und Politik, sondern führt in einer wirtschaftlich globalisierten Welt zu erheblichen Wettbewerbsnachteilen. Auch wer Deutschlands Wohlstand sichern will, wird sich daher mit den Strukturen des deutschen Staatswesens beschäftigen und drei Probleme auf einmal angehen müssen: die Überkomplexität des Rechts, die Dysfunktionalität des Föderalismus und die allenthalben grassierende Anspruchsmentalität gegenüber dem Staat in Verbindung mit dem Traum von der Einzelfallgerechtigkeit. Auch von den ukrainischen Flüchtlingen ließe sich für diese Neuerfindung der Deutschen manches lernen.


Integration ist mehr als Sprache plus Arbeit minus Kriminalität

VON AHMAD MANSOUR

Die Wahlergebnisse in Schweden 2022, die die rechtspopulistischen Schwedendemokraten zur zweitstärksten politischen Kraft machten, sind eine Mahnung. Sie zeigen, dass, wer die Probleme der Integration tabuisiert, sachlich differenzierte Debatten verhindert und konservative Meinungen nahezu kriminalisiert, damit vor allem die Extremisten stärkt. Während die gesellschaftliche Mitte aus Angst vor Rassismusvorwürfen zunehmend sprachlos wird, gewinnen migrantische Extremisten und Kriminelle immer mehr an Selbstbewusstsein. Die Rechtsextremen übernehmen die Themen und schlagen daraus politisches Kapital.

Eine Dynamik, die ich auch bei meinen Veranstaltungen der letzten Jahre in schwedischen wie deutschen Schulen wahrgenommen habe. Das Programm ist fast immer gleich: morgens Gespräche mit den Schülern und mittags Fortbildungen mit den Lehrern. Im Vergleich zu deutschen Einrichtungen sehen die Schulen in Schweden schöner aus, sie sind größer und besser ausgestattet. Die Themen, denen ich dort begegne, könnten jedoch unverändert aus Deutschland übernommen worden sein. Wenn es um die Themen Islamismus, Gleichberechtigung oder Antisemitismus geht, reagieren Schüler und Lehrer in beiden Ländern ziemlich ähnlich. Die Bereitschaft einzelner, meist männlicher Schüler, ihre antidemokratischen Einstellungen zu äußern, wird zunehmend größer, und sie werden dabei immer schamloser und lauter. Da hört man Aussagen wie „Israel ist ein Naziland“ oder „Die Schweden sind alle Drecksrassisten, ein Haufen Ungläubiger, die in der Hölle schmoren werden“. Auch auf persönlicher Ebene gibt es Kommentare wie „Ich würde meine Schwester umbringen, wenn sie einen Freund hätte oder ihre Jungfräulichkeit verlöre“. Aussagen, die ich seit 2007 immer und immer wieder höre, in Schulen, Gefängnissen, Jugendzentren und nicht zuletzt in den sozialen Medien.

In zahlreichen Artikeln, Büchern und Interviews habe ich immer wieder betont: Mir geht und ging es nie darum, alle Migranten als eine homogene, unintegrierte Gruppe darzustellen. In Schweden wie in Deutschland ist die Mehrheit der Menschen längst in unserer Demokratie angekommen. Sie gestalten unsere Gesellschaft mit, orientieren sich an demokratischen Werten und können mit den zitierten Aussagen schwedischer oder deutscher Schüler kaum etwas anfangen.

Um eine Gesellschaft zu überfordern, genügt jedoch eine kleine Gruppe. Eine solche Gruppe ist in der Lage, durch Clankriminalität Unsicherheiten zu schaffen, durch praktizierten Antisemitismus Juden vollständig aus bestimmten Orten zu vertreiben und mit der Ablehnung demokratischer Werte Unbehagen in der Bevölkerung auszulösen. Dies stellt die Politik vor gigantische Herausforderungen. Anstatt jedoch den Gefährdungen entgegenzutreten, versuchen politische und zivilgesellschaftliche Kräfte, „Integration“ weniger umfänglich zu definieren. Werte spielen dabei keine Rolle mehr.

Eine verunsicherte Mehrheit

Während die Schüler immer vorlauter werden, erlebe ich die Lehrer von Jahr zu Jahr hilfloser, stiller, verunsicherter. Die meisten sind bemüht, die Ursachen zu verstehen und gemeinsam nach Lösungen zu suchen, doch in vielen Lehrerzimmern herrscht die Angst, von Kollegen, Eltern oder Schülern sofort als rassistisch oder islamophob bezeichnet zu werden, sobald Probleme deutlich und klar benannt werden. Viele Schulleitungen weigern sich, diese Probleme anzuerkennen. Zu groß ist die Angst, als Problemschule zu gelten. Und so wird der Ruf der Schule als wichtiger betrachtet als das Wohl der Schüler, die durch das Verhalten von Einzelnen zu Opfern werden: wie zum Beispiel Mädchen, die wegen vermeintlich unislamischen Verhaltens gemobbt werden, oder wie Anhänger anderer Religionen, die deswegen tagtäglich verbal angegriffen und regelrecht fertiggemacht werden.

Vor einigen Jahren habe ich noch andere Lehrer erlebt. Solche, die noch leidenschaftlich für Integration und Demokratie kämpften. Wo sind sie hin? Hunderte Antirassismusexperten sind seither an Schulen zu Besuch gewesen. Anstatt jedoch eine differenzierte Debatte über Rassismus und Diskriminierung mit den Lehrern zu führen und mit ihnen zu reflektieren, haben sie mit ihrem generalisierten Rassismusvorwurf die gesamte Lehrerschaft verunsichert. Sie hätten sich zusammenschließen und gemeinsam gegen Rassismus kämpfen können. Stattdessen wurden die Lehrer als Rassisten hingestellt, sobald sie die vorhandenen Probleme ansprachen. Und man redete ihnen ein, dass im Endeffekt sie und ihre vermeintlich feindlichen Einstellungen das Problem seien.

Genauso verhält es sich in der Gesellschaft insgesamt. Die Überbringer schlechter Botschaften sind scheinbar das Problem geworden und nicht die Probleme an sich. Wer Probleme bei der Integration anspricht, betreibt Populismus, bedient rechte Ideologien oder ist Islamhasser, so das Narrativ. Diese Vorwürfe bekomme auch ich oft genug zu hören. Ich treffe neben gut integrierten und freiheitsorientierten Menschen ebenso auf antidemokratisch gesinnte Schüler, radikalisierungsgefährdete Insassen in Gefängnissen, verunsicherte Flüchtlinge aus den verschiedensten Nationen, und ich diskutiere mit ihnen allen über Tabuthemen. Es sind in der Tat keine leichten Gespräche. Trotzdem erlebe ich den Austausch mit ihnen immer noch als angenehmer und offener als mit manchen links ideologisierten Großsprechern, die, ohne irgendeinen Alltagskontakt mit Migranten und Muslimen zu besitzen, mich als islamophob und fremdenfeindlich beschimpfen.

In Politik und Medien sind Kräfte am Werk, die all das nicht hören wollen. Sie sind auf der Suche nach Akteuren, die ihnen Fantasien über Integration verkaufen. Nach dem Motto „Je mehr Konflikte, desto besser – die Integration funktioniert“. Die Zusammenhänge zwischen Migration und Messerangriffen werden geleugnet, Ehrenmorde als Femizide bezeichnet, kulturelle Ursachen verdrängt. Und wenn man sich doch gezwungen sieht, darüber zu sprechen, dann sind „Experten“ gefragt, die nicht müde werden, die Mehrheitsgesellschaft und ihr rassistisches Verhalten dafür verantwortlich zu machen – und zwar ausschließlich. Anstatt Muslime oder Flüchtlinge als mündige Menschen zu behandeln, die für ihr eigenes Handeln Verantwortung übernehmen können und sollen, und anstatt solche Probleme differenziert und auf unterschiedlichen Ebenen zu betrachten, werden sie nur als Opfer angesehen. Die These: Sie radikalisieren sich und sind antisemitisch, weil sie diskriminiert werden.

Solche Sichtweisen sind in den Postcolonial Studies und in der Identitätspolitik sehr verbreitet und haben im Diskurs durchaus ihre Berechtigung. Was allerdings nicht geschehen darf, ist, dass der ganze Diskurs damit gekapert wird, sodass andere Sichtweisen nicht nur verhindert, sondern gar bekämpft werden.

Gern hat man jahrelang Unterschiede und Vielfalt zelebriert und die damit verbundenen Herausforderungen ignoriert. Zur Integration gehört aber auch die Festlegung von Werten: verpflichtende gemeinsame Grundwerte, die alle Menschen in dieser Gesellschaft teilen und als persönliche Bereicherung verinnerlichen, egal ob es um sexuelle Selbstbestimmung, Meinungsfreiheit oder die Ablehnung von Antisemitismus geht. Es fehlte und fehlt immer noch an Konsens, Entschlossenheit und Selbstbewusstsein, genau diese Werte von allen Menschen einzufordern. Stattdessen wird der Begriff „Integration“ durch „Teilhabe“ abgelöst. So kann man die Integration als eine ausschließliche Aufgabe der Mehrheitsgesellschaft definieren.

Am 31. August 2015 – mitten in der Flüchtlingskrise – sagte die Bundeskanzlerin Angela Merkel ihre berühmten Sätze: „Deutschland ist ein starkes Land. Das Motiv, mit dem wir an diese Dinge herangehen, muss sein: Wir haben so vieles geschafft – wir schaffen das!“ Kurz danach traf ich in Berlin eine hochrangige Lokalpolitikerin. Als wolle sie es der Kanzlerin gleichtun, sagte sie entschlossen: „Wir haben das damals mit den Türken geschafft, wir schaffen es auch mit denen, die neu zu uns gekommen sind.“ In mir taten sich Fragen auf: Was haben wir mit den Türken geschafft? Sie integriert? Keine Frage! Es gibt viele Kinder und Enkelkinder der damaligen Gastarbeiter, die in Deutschland angekommen sind. Es sind zum Beispiel Ärzte, Journalisten, Politiker, Lehrer, Sozialarbeiter, Pfleger und noch viele mehr. Und sie sind Nachbarn und Freunde, die sich nicht nur als Teil dieser Gesellschaft fühlen, sondern wirklich ein integrierter Teil sind.

Doch so allgemein wie diese Frau kann und darf man als Politiker oder Politikerin nicht reden. War sie noch nie in Berlin-Neukölln oder im Wedding? In Duisburg oder in Köln? Weiß sie, was Parallelgesellschaften sind? Hat sie nicht die Tausenden von Türken auf der Straße erlebt, die für Erdoğan demonstriert haben und ihn feierten? Hat sie noch nie etwas von den Grauen Wölfen, von DITIB und Milli Görüş gehört?

Ich beschäftige mich schon lange mit der Frage, ab wann jemand hier und in anderen Ländern als integriert bezeichnet werden kann – und ab wann Integration als gescheitert gilt. Und was ist das eigentlich: Integration? Was macht sie aus?

Integration als Bringschuld – und Lotterie

Integration ist in erster Linie die Bringschuld der Zugewanderten. Von Menschen, die neu ins Land kommen und bleiben wollen, wird erwartet, dass sie sich an die Gesetze halten und den Sinn der demokratischen Grundordnung verstehen lernen. Sie brauchen die Motivation, die Bereitschaft und die Offenheit, das Land und seine Bewohner kennenzulernen, es zu erkunden und Vorurteile abzulegen. Wer die freie Art und Weise ablehnt, wie Menschen hier leben, wer Gesetze und Demokratie abwertet, der wird kaum Chancen haben, anzukommen oder akzeptiert zu werden. Und um beides geht es.

Zur Integration gehört daher auch die Bereitschaft, manches, das im Herkunftsland gilt, infrage zu stellen, wie etwa Konzepte von Hierarchien zwischen Männern und Frauen, Eltern und Kindern oder Strukturen von Autorität und Gehorsam. Vor allem aber bedeutet Integration, die im Grundgesetz repräsentierten Werte als eine Chance für sich und die Familie zu begreifen, zu verinnerlichen und sie nicht als bedrohliche Risikofaktoren zu sehen. Der Weg zu dieser offenen Haltung ist nicht einfach. Über Generationen tradierte emotionale Strukturen ändern sich nicht einfach über Nacht. Man kann Emotionen nicht rational ausschalten, indem man das Grundgesetz auswendig lernt.

Tatsächlich verändern sich Haltungen und Affekte von Menschen nur durch andere Menschen, durch Begegnungen und Dialoge, bei denen Befürchtungen und Abwehr ernst genommen werden und das offene Gespräch darüber möglich ist. Neuankömmlinge aus autoritären Systemen oder Menschen, die hier schon seit zwei, drei Generationen de facto in Parallelgesellschaften leben, hegen oft starke Vorbehalte gegen die ungewohnte, ihnen fremde freie und demokratische Kultur. Sie befürchten, die Solidarität ihres Herkunftslandes oder ihrer Religionsgemeinschaft und die Bindung an die Verwandten und Freunde dort zu verlieren. Sie bangen um den Verlust ihrer Sprache und empfinden es als bedrohlich, wenn sich ihre Kinder im „Neuland“ von ihnen entfremden. Viele Ängste entspringen purem Unwissen über die großen Chancen und Möglichkeiten, die eine freie Gesellschaft allen bietet, auch den Zuwanderern. Nur über politisch kluge und empathische Brücken kann man wirklich in diesem Neuland ankommen.

Solche Brücken fehlen. Es fehlen die rechtlichen, bildungspolitischen, sozialpolitischen Straßen, die zu ihnen und über sie hinwegführen. Es fehlt das Bewusstsein für die Komplexität der Aufgabe. Kurz: Es fehlen gesamtgesellschaftlich wirksame Maßnahmen. Gebraucht werden Konzepte, wie die Architektur der Brücken zur Integration aussehen soll, wie sie konkret gebaut werden sollen und wie sie haltbar und langfristig begehbar bleiben.

„Integration“ ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt vor allem aber nur ein Schlagwort, hinter dem eine Kombination aus gut gemeinten bis naiven Maßnahmen steckt, ein oft ineffektives Flickwerk in Ländern, Kommunen und Gemeinden, an Schulen und in Ausbildungsbetrieben.

Für Neuankömmlinge ist Integration genauso wie für viele seit Generationen hier lebende Menschen eine Art Lotterie. Mit Glück erwischt man einen effektiven Integrationskurs, eine gute Schule, aufgeklärte Nachbarn, die als Paten wirken. Das ist die Ausnahme. Mit Pech begegnet man nichts von alledem. Das ist bisher die Regel. So kann es in einer Einwanderungsgesellschaft aber nicht weitergehen. So bleiben viele zurück, so werden manche gefährlich. So wird sozialer Friede ebenso wenig erreicht wie die Stärke, die jede Demokratie in Europa heute dringend braucht, um zu gedeihen und sich in einer globalisierten Welt zu behaupten.

Umso wichtiger ist es, bundesweit geltende klare Standards für die Prozesse der Integration zu etablieren. Das zu tun, die passenden, stabilen Brücken zu bauen, um Konfliktpotenzial zu verringern, ist Kernaufgabe der aufnehmenden Gesellschaft. Über die Brücken zu gehen, um wirklich anzukommen, ist Kernaufgabe der Neuankömmlinge.

Integration passiert nur sehr selten von selbst. Wer glaubt, Geduld allein genüge, der irrt. Und wer glaubt, Integration könne nie gelingen, der irrt genauso. Fest steht: In einer Welt globaler Migration ist sie eine Jahrhundertaufgabe, die uns alle und die nächsten Generationen begleiten wird. Es ist höchste Zeit, dieser Aufgabe und ihrem Konfliktpotenzial unvoreingenommen zu begegnen, auf Augenhöhe mit denen, die eben erst oder auch schon vor zwei, drei Generationen dazugekommen und noch nicht Teil dieser Gesellschaft sind.

Too big to fail – was wir brauchen

Resultate verfehlter und fehlender Konzepte der Integration sind überall präsent: In manchen Parallel- und Gegengesellschaften wird seit Jahrzehnten kaum Deutsch gesprochen, heute zum Teil sogar weniger als früher. Satellitenschüsseln und das Internet haben diese Tendenz noch verstärkt. Kinder, deren Eltern oder Großeltern aus Anatolien oder Istanbul nach Deutschland kamen, jubeln heute Erdoğan und dessen autokratischem Regime zu, ähnlich wie die in Gelsenkirchen geborenen Fußballer Mesut Özil und Ilkay Gündoğan, die im Mai 2018 neben „ihrem Präsidenten“ Erdoğan posierten. Junge Leute aus arabischen und anderen muslimisch geprägten Familien begeistern sich für den Islamischen Staat oder für rigiden Salafismus. Eltern zwingen Grundschulmädchen Kopftücher auf, Schüler diskriminieren Mädchen, die keines tragen. Dutzende Brüder oder Väter haben schon ihre Schwestern oder Töchter attackiert oder sogar ermordet, weil sie die „Ehre der Familie verletzt“ hatten, sich „unkeusch“ kleideten oder vor der Ehe einen Freund hatten. Lehrer verzweifeln, wenn Kinder im Ramadan fasten und dehydriert vom Notarzt aus der Schule abgeholt werden müssen.

Selbstverständlich gibt es viele Vorbilder, Migranten, denen der Weg geglückt ist, Frauen und Männer, die jeden Tag dazu beitragen, dass dieses Land prosperiert. Doch die Ränder, an denen jene leben, die noch nicht angekommen sind oder sich momentan sogar weiter von der Demokratie entfernen, sind schlicht zu breit geworden.

In meiner Arbeit begegne ich oft Politikern, Journalisten, Schulleitern und anderen Bürgern, die in Krisen schnelle Lösungen wollen und Integrationsarbeit als Hauruckaktion verstehen. Und so zieht man in Brennpunktvierteln ein paar Projekte hoch, verschärft hier und da ein Gesetz und hält Sonntagsreden, die schöne Schlagzeilen schaffen. All das ist weder tiefgreifend noch nachhaltig. Wenn ich dann klarere Maßnahmen fordere, erklären Politiker gern, was alles „nicht umsetzbar“, „unbezahlbar“ sei. Oder man schafft durch politisch motivierte Forschung und Umfragen eine alternative Realität, die die Probleme relativiert. Die Integrationsforschung ist beispielsweise zum Teil durch ideologische Definitionen geprägt: Statt Integration auch als Bringschuld der Zugewanderten zu definieren, wird der Begriff „Integration“ durch „Teilhabe“ ersetzt, was bedeutet, dass die Verantwortung für eine erfolgreiche Integration allein bei der Mehrheitsgesellschaft liegt. Ein anderes Beispiel ist eine Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, die zu dem Ergebnis kommt, Flüchtlinge würden dieselben demokratischen Grundwerte vertreten wie die Deutschen, obwohl andere Studien deutlich zeigen, dass unter Flüchtlingen der israelbezogene Antisemitismus stärker ausgeprägt ist als in der deutschen Mehrheitsgesellschaft. Auch bei den Themen „sexuelle Selbstbestimmung“, „religiöse Vielfalt“ oder „Gleichberechtigung von Mann und Frau“ sehe ich in meiner Arbeit große Unterschiede in den Einstellungen, die in vielen Studien einfach ignoriert werden.

Kommt es allerdings zu schlimmen Ereignissen oder massivem Protest, wird manches plötzlich doch möglich. Das hat zum Beispiel ein Brandbrief der Lehrerschaft der Berliner Rütli-Schule im März 2006 gezeigt. Die Schule liegt in einem wirtschaftlich und sozial benachteiligten Viertel und hatte damals einen Migrantenanteil von rund 83 Prozent. Es gab dort derart viel Gewalt und Unruhe, dass Unterricht kaum noch möglich war. Nach dem Brandbrief, der deutschlandweit wochenlang Thema in den Medien war, ging alles ganz schnell: Alle befassten sich mit der Schule – selbst der Bundestag. 2007 bewarb sie sich für das Modellprojekt Gemeinschaftsschule, und das Land Berlin stellte 32 Millionen Euro für den Ausbau zur Verfügung. Dadurch entstand die heutige „Gemeinschaftsschule auf dem Campus Rütli“ mit einer Finanzierung, um die sie viele Schulen beneiden.

Nicht möglich? Kein Geld da? Nein. Man muss es nur einsetzen wollen. Man denke beispielsweise an die kurzfristig bereitgestellten Coronahilfen und die Subventionierung von Masken während der Pandemie oder an das Sondervermögen von 100 Milliarden Euro für Rüstungsprojekte der Bundeswehr, das Bundeskanzler Olaf Scholz in seiner Rede zur „Zeitenwende“ am 27. Februar 2022, kurz nach Beginn des Ukrainekrieges, ankündigte. Als die Politiker die Notwendigkeit des Handelns in diesen Fällen erkannt und verinnerlicht hatten, stand das Geld zur Verfügung. Ebenso verhielt es sich in der Finanzkrise, deren Auswirkungen auf der ganzen Welt zu spüren waren. Auch in Deutschland. Und während vorher aus angeblicher Geldnot Schwimmbäder und Bibliotheken geschlossen und Bahn- und Buslinien abgewickelt worden waren, waren auf einmal Milliarden für die Rettung von Banken vorhanden, die „too big to fail“ waren, zu groß, um zu scheitern.

Ganz genauso verhält es sich mit der Integration: Sie ist „too big to fail“, zu real präsent, zu real problembehaftet, um zu scheitern. Was also fehlt, ist nicht das Geld, sondern der politische Wille hinzusehen, Chancen zu schaffen und Chaos zu beseitigen, etwas zu ändern. Auch Integrationsmaßnahmen, der Wohnungsbau, Sprachkurse und Plattformen zur Förderung des Dialogs zwischen Politik und Bürgern müssen jetzt finanziert werden. Nur mithilfe dieser Maßnahmen können wir die Menschen mitnehmen und Integration erfolgreich gestalten. Die Kosten einer gescheiterten Integration werden am Ende höher sein als die Kosten, die jetzt für die Finanzierung all dieser Maßnahmen anfallen. Die Vorstellung, Migration und Integration seien nach der Einreise und Bereitstellung von Wohnraum geschafft, ist ein absoluter Trugschluss! Denn Integration startet erst, wenn die Menschen angekommen sind. Es geht vor allem darum, sie danach langfristig zu begleiten, sie zu fördern, aber auch darum, von ihnen zu fordern, die Grundwerte unserer Gesellschaft zu verinnerlichen und danach zu leben.

Bei meiner Arbeit an Schulen, in Gefängnissen, in sozialen Medien, in Asylunterkünften und in Jugendzentren konnte ich in den letzten Jahren Tausende von Gesprächen führen und Situationen erleben – mit Schülern, Eltern, Lehrern, Wissenschaftlern, Polizisten, mit Ehrenamtlichen, Sozialarbeitern, mit inhaftierten Terroristen, mit Richtern und vor allem mit Migranten und Flüchtlingen. Bei dieser jahrelangen Erfahrung an vorderster Integrationsfront wurde mir immer klarer: Man muss „out of the box“ denken. Wir müssen innovativ ansetzen, damit Integration gelingt.

Dafür schlage ich zehn Maßnahmen und Handlungsanweisungen für die Politik vor.

Diese Maßnahmen lauten im Kern:

	Integration ohne politische Ängste angehen

	Integrationsarbeit standardisieren, evaluieren und professionalisieren

	Bildungsarbeit und Sozialarbeit reformieren und neu konzipieren

	Einberufung eines Bundesgipfels zur Vermittlung der Werte des Grundgesetzes

	Ein Einwanderungsgesetz auf den Weg bringen – jetzt!

	Integrationsleistungen belohnen

	Selbstbewusstes und entschiedenes Auftreten des Staats

	Aktive Förderung einer Kultur der Inklusion

	Paten- und Mentorensysteme einführen

	Staatliche Förderung der innerislamischen Debatte



Nur wenn die Menschen hier wirklich emotional ankommen, die Grundwerte dieser Gesellschaft verinnerlichen, danach leben und sie nicht als Risiko wahrnehmen, wird Integration funktionieren und die Akzeptanz dafür in der Gesellschaft zunehmen. Ein „Weiter so“, Parolen wie „Wir schaffen das“ oder moralisierend geführte Debatten führen nur zu mehr Spaltung, Radikalisierung und zu mehr Desintegration. Damit wir in zehn oder 20 Jahren von einer gelungenen Integration sprechen können, brauchen wir jetzt Konzepte und Konsequenz in deren Durchsetzung und Kommunikation. Nur wer die sexuelle Selbstbestimmung, die Meinungsfreiheit und das Existenzrecht Israels akzeptiert, kann und wird ein Teil dieser Gesellschaft werden.


Die Unterlassungssünden 
deutscher Migrationspolitik.
Das Beispiel der türkischen Einwanderung

VON ILGIN SEREN EVISEN

Die Beziehung zwischen Deutschland und der Türkei ist alt. Erste Kontakte knüpften das Heilige Römische Reich Deutscher Nation und die Rum-Seldschuken. Auch das Osmanische Reich hielt enge Beziehungen zum deutschen Kaiserreich. Deutsche Friedhöfe in der Türkei, deutsche Schulen, deutsche Kindergärten und nicht zuletzt die Bosporus-Deutschen, wie zur Zeit des Osmanischen Reichs eingewanderte Deutsche genannt werden, zeugen von einem regen Kontakt zwischen beiden Nationen. Nicht verwunderlich also, dass die Bundesrepublik 1961 ein Anwerbeabkommen auch mit der Türkei schloss, in dessen Gefolge die türkischen Gastarbeiter kamen. Wer in der Türkei verfolgt wurde, wer es dort nicht schaffte, beruflich Fuß zu fassen – was aufgrund schon fast chronischer Wirtschaftskrisen häufig der Fall war –, suchte sein Heil in Deutschland. Deutschland wurde zur Alternative für viele Türken, denen ein wirtschaftlich und politisch stabiles Leben im Herkunftsland verwehrt blieb. Inzwischen leben laut Mikrozensus 2,8 Millionen Menschen mit türkischem Migrationshintergrund in Deutschland. Ihre Geschichten, ihre Herausforderungen, ihre an eine Einwanderung geknüpften Erwartungen sind Bestandteil Dutzender türkischer Lieder, die in emotionaler, prägnanter Sprache wiedergeben, was deutsche und türkische Intellektuelle übersehen: die Zerrissenheit zwischen den Welten, zwischen den Kulturen und den Erwartungen der jeweiligen Gesellschaft; und die Unfähigkeit der hiesigen Politik, passende Integrationskonzepte zu entwickeln und Integration einzufordern. Dazu kommt die zu weiche Haltung Deutschlands gegenüber Funktionären aus der Türkei, die die türkische Bevölkerung Deutschlands für ihre außenpolitischen Ziele nutzen und die Menschen über eine vermeintlich unauflösliche emotionale Verbundenheit zu ihrem Herkunftsland manipulieren.

Von Gastarbeitern zu Ausländern zu Arbeitsmigranten zu Migranten

Deutschland erlebte 1955 einen wirtschaftlichen Aufschwung, dessen Erfolg von der Beseitigung des Fachkräftemangels abhing. Durch die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte, denen man meist weniger Ansprüche als ihren deutschen Kollegen unterstellte, wollten deutsche Arbeitgeber Lohnforderungen deutscher Arbeiter entgegenwirken. In der Türkei herrschte zu dieser Zeit – verursacht durch ein schnelles Bevölkerungswachstum – eine hohe Arbeitslosigkeit. Dies betraf insbesondere jüngere Männer. Durch Überweisungen türkischer Gastarbeiter in das Ursprungsland sollte das Land wirtschaftlich profitieren, schließlich waren alle NATO-Staaten an einer wirtschaftlichen und politischen Stabilität des türkischen Partners interessiert.

Die Aufenthaltserlaubnis für türkische Gastarbeiter in Deutschland war damals auf zwei Jahre begrenzt. Danach sollte ihr Rückzug in die Türkei erfolgen. Im Tausch sollten andere Arbeiter nach Deutschland kommen. Auch ein Familiennachzug war nicht vorgesehen. Doch deutsche Arbeitgeber sprachen sich dagegen aus, dass ihre angelernten und motivierten Mitarbeiter zurückgeschickt werden sollten, sodass es zu einer ersten Überarbeitung des Abkommens kam. Der Familiennachzug und ein längerer Aufenthalt waren nun möglich. Was folgte, war der Beginn des dauerhaften Aufenthalts von Türken in Deutschland.

Die „neuen“ Bürger Deutschlands holten ihre Familien aus der Türkei, gründeten erste Geschäfte und Unternehmen und behaupteten sich in einer Gesellschaft, die sie als fremd und kalt empfanden. Der Ausdruck der „Parallelwelten“ stammt aus dieser Zeit, in der sie in Stadtteile zogen, in denen sie mehrheitlich unter sich waren. Dieses Verhalten zeigt sich weltweit in allen Migrationsbewegungen: Wer kann, sucht räumlich Anschluss an Menschen, mit denen er eine Sprache, Religion oder Kultur teilt, meist auch aus Angst vor Anfeindungen aus der Mehrheitsgesellschaft. Ähnliche Muster finden sich bei den Bosporus-Deutschen in der Türkei, den Juden Osteuropas in ihren Schtetls und den Deutschen in Kanada oder auf Mallorca.

Die türkischen Gastarbeiter werden in soziologischen Studien der Türkei und Deutschlands gern als konservativ-ländlich-islamisch dargestellt. Diese soziologische Zuordnung soll helfen, ihre vermeintliche Rückständigkeit und ihre angebliche Weigerung, sich zu integrieren, zu erklären. Doch dies trifft auf diese erste Einwanderergeneration nicht oder nur teilweise zu. Eine einheitliche Kategorisierung ist schwierig, geradezu unmöglich, da sie aus allen Teilen der Türkei stammten, aus verschiedenen soziokulturellen Milieus, aus verschiedenen Ethnien. Die Türkei, in der sie sozialisiert worden waren, war eine laizistisch-kemalistische, keine religiös-konservative wie heute. Die Generation der Gastarbeiter war es aus dieser westlich orientierten Türkei gewöhnt, westliche Kleidung zu tragen. Auch in der Türkei hatten sich viele dieser Nichtakademiker schon optisch an Normvorstellungen der herrschenden Elite der Republikaner angepasst, Integration war für diese Menschen nichts Unbekanntes. Auf vielen Fotos aus dieser Zeit sind fröhliche junge Männer zu sehen, die zu vielen in ihren Ein-Zimmer-Unterkünften feierten – und dabei Alkohol tranken und rauchten.

Die Migranten, die kamen, waren demnach überwiegend „integrationsfähig“. Westliches Leben kannten nicht wenige von ihnen, die in türkischen Großstädten gearbeitet hatten. Ihr Rückzug in Stadtteile, in denen sie mit ihresgleichen wohnten, geschah, weil die deutsche Politik sie sich selbst überließ. Durch die Schaffung des Begriffs der „Gastarbeiter“, der einen Aufenthalt auf Zeit und einen baldigen Rückzug implizierte, wurden Maßnahmen, die eine beträchtliche Anzahl an Zugewanderten auf einen dauerhaften Verbleib und eine nachhaltige Integration vorbereiten sollten – wie es heute der Fall ist –, obsolet. Es gab keine Sprach- oder Integrationskurse, keine Vermittlung der neuen Gesellschaft und ihrer Kultur. Die Eingewanderten hatten in einer Zeit ohne Smartphone und ohne Google keine Möglichkeit, Wissen über das Einwanderungsland zu erwerben. Die wenigen Integrationshelfer waren „Omas“ – ältere deutsche Nachbarinnen, die den zugezogenen migrantischen Familien die deutsche Kultur und Bräuche erklärten, indem sie ihren Alltag mit ihnen teilten.

Was bewirkt Migration bei Menschen, die in ihrer neuen Heimat keine Zugänge zu Bildung, zum Spracherwerb bekommen und die in ihrer einstigen Heimat herablassend als „Almancıs“ („Die irgendwie Deutschen“) bezeichnet werden? Die dort wegen eines ausländischen Akzents in ihrer türkischen Muttersprache und ihrer Unsicherheit während der jährlichen Urlaube bei ihren Familien als „Entwurzelte“ wahrgenommen werden?

Die Geschichte der türkischen Arbeitsmigranten ist neben den vielen Erfolgen von Bildungsaufsteigern und erfolgreichen Gründern in der Generation der Kinder und Enkelkinder eine der soziokulturellen und oft auch emotionalen Orientierungslosigkeit. Depressionen, Suizide, familiäre Gewalt, vernachlässigte Kinder – die Liste der negativen psychischen Auswirkungen auf Entwurzelte ist lang. Die politischen Folgen sind ebenfalls nicht zu übersehen: Dort, wo deutsche Behörden Territorien wie migrantisch geprägte Stadtteile vernachlässigten, entstanden deutungsfreie Räume, in denen der Siegeszug islamistischer und nationalistischer Bruderschaften und Vereinigungen nur eine Frage der Zeit war. Was heute als „Quartiersmanagement“ bezeichnet wird und eher Kuschelromantik in Form von Nachbarschaftscafés und Bingo für deutsche Senioren meint, hätte die deutsche Politik zur Zeit der ersten türkischen Einwanderung in den 1960er und 1970er Jahren in Form von Integrationskursen, Sprachangeboten und einer Vermittlung deutscher Werte und Gebräuche anbieten sollen.

Deutschland hat den Großteil seiner von türkischen Migranten bewohnten Stadtteile der Deutungshoheit von religiösen Radikalen und Nationalisten überlassen, die Menschen, die weder in der alten Heimat zu Hause waren noch in der neuen Fuß gefasst hatten, eine Identität gab, die mit der Türkei selbst nur wenig zu tun hatte. Pöbelnde Jugendliche, Stadtteile mit Müllproblemen: Wer wie ich sowohl in Deutschland als auch in der Türkei lebte, weiß, dass solche moralischen Fehltritte in der Türkei von der Gemeinschaft und den Autoritäten durch schnelles Eingreifen und Strafen fast unmöglich sind. Dort, wo der deutsche Staat und seine Autoritäten nicht eingriffen, fanden sich Radikale mit Missionierungsdrang oder deutsche Sozialpädagogen mit ihrer „Wir müssen erst mal verstehen, wo das Problem liegt“-Mentalität. Die einen waren auf Seelenfang, die anderen waren unfähig, Grenzen zu setzen.

Wie sich die Rezeption und Kategorisierung dieser Menschen aus der Perspektive der deutschen Mehrheitsgesellschaft im Laufe der Zeit änderte, zeigt sich in den verwendeten Begriffen: „Gastarbeiter“ implizierte einen kurzen Aufenthalt und eine baldige Rückkehr in das Herkunftsland. „Arbeitsmigranten“ sollte zeigen, dass diese Gruppe nur arbeitsbedingt einwanderte und nur über ihre Arbeit eine Daseinsberechtigung erhielt. Zu „Migranten“ wurden sie, weil nach mehreren Jahrzehnten klar wurde, dass sie Teil der Geschichte des Landes wurden, auch wenn sie ursprünglich nur als „Gastarbeiter“ gekommen waren.

Diskriminierung nicht nur durch die Mehrheitsgesellschaft

Der Journalist Tahir Hacikadiroǧlu, der in Frankfurt vor 31 Jahren die erste türkische Buchhandlung Europas gründete, kennt die Biografien Dutzender türkischer Arbeitsmigranten. Er war einer der Ersten, der sie in Form von Büchern verewigte. In „Yasemins Schrei“ („Yasemin’in Cıǧlǧı“) beschreibt er an Yasemins Beispiel die traumatisierende Kindheit vieler Gastarbeiterkinder. „Sie haben eine sehr harte Kindheit erlebt. Oft mussten sie als Kinder schon mitarbeiten und ihre Eltern konnten sie in der Fremde, ohne Sprach- und Kulturkenntnisse, wenig bis gar nicht unterstützen. Sie waren sich selbst überlassen“, so Hacikadiroǧlu. Nicht wenige Töchter türkischer Gastarbeiter wurden Prostituierte, nahmen Drogen. „Yasemin“ ist eine von ihnen. Hacikadiroǧlu begleitete die junge Frau bis zu ihrem grausamen Drogentod.

Die Geschichte der türkischen Gastarbeiter ist eine der vielen Tabus. Drogen, Prostitution, Aufenthalte in der Psychiatrie, Radikalisierung. Über „Ausfälle“ von der Normalbiografie oder Zusammenbrüche wird in den Familien oft bis heute nicht geredet. Nicht alle Probleme in der deutsch-türkischen Community gehen auf erlebten Rassismus und Diskriminierung durch die deutsche Mehrheitsgesellschaft zurück. Innerhalb der Gruppe der Deutschtürken kommt es zwischen den unterschiedlichen Ethnien und Religionen oftmals zu Anfeindungen. Zahlreiche Deutschtürken, deren Leben jahrzehntelang aus harter körperlicher Arbeit bestand, investierten in der Türkei in Bauprojekte, bei denen ihnen am Ende kein Dokument bestätigte, dass sie die Besitzer waren. Die Geschichte der Deutschtürken ist auch eine des Betrugs, der Erniedrigung und der Diskriminierung in der Türkei. Mit ihrem ausländischen Akzent, ihrem zum Teil fehlerhaften Türkisch und ihrem Auftreten wurden sie oft das Gespött ihrer türkischen Familien und Umgebung. In türkischen Filmen wurden sie mit ihrem aus Sicht von Türkeitürken „seltsamen“ Auftreten stilisiert. Nicht wenige Türken werfen ihnen vor, die Türkei und die türkische Kultur wegen ihres Unvermögens, sich zu integrieren, im Ausland blamiert zu haben.

Innermigrantische Diskriminierung darf aus Sicht linker Identitätspolitik nicht thematisiert werden, denn „Täter“ sind ja nur „alte, weiße Männer“. Dass es innerhalb der migrantischen Community über ethnische, religiöse und kulturelle Grenzen hinweg zu Diskriminierung und Gewalt kam, ist bis heute nur wenigen bekannt. Das Tabu, das eigene Herkunftsland zu kritisieren, verhindert – mit Unterstützung von Identitätsfunktionären – eine Aufarbeitung dieser zutiefst traumatisierenden Diskriminierungserfahrungen, denen Deutschtürken in der Türkei und unter Türken in Deutschland ausgesetzt waren und sind.

Linke, Minderheiten, Aleviten – für sie wird Deutschland zur Rettung

Türken sind Putsche gewöhnt. Viele ältere Türken sehen sich als „Putschexperten“. Den Ablauf kennen sie wie die Rezepte ihrer Großmütter. Für viele war der dritte Militärputsch in der Türkei vom 12. September 1980 keine Überraschung. Wer es sich leisten konnte, schickt seinen Sohn schon vorher ins Ausland. So auch Gülhanım Sıtkı aus einem kleinen alevitischen Vorort Ankaras. Die alleinerziehende Mutter möchte nicht, dass ihr Sohn in die Straßenkämpfe türkischer Linker und Rechte verwickelt wird, und befürchtet einen baldigen Militärputsch. Gülhanım Sıtkı schafft es, das Geld für die Ausreise ihres Sohnes zusammenzusparen, und schickt ihn nach Deutschland. Am 27. Dezember 1979 beginnt Hüseyin Sıtkıs Geschichte in Deutschland. Seine Geschichte gehört zu den Erfolgsgeschichten der Community. Er studiert, hat einen festen Job an der Universität, initiiert eines der ersten türkischen Filmfestivals in Deutschland und erhält 2014 für sein Lebenswerk das Bundesverdienstkreuz.

Für viele andere politisch Aktive wird Deutschland in den 1980er und 1990er Jahren zur Rettung vor den Wirren der türkischen Politik. Auch dieser Generation stehen wenige Sprachkurse und Integrationsangebote zur Verfügung. Doch sie finden meist sehr schnell Anschluss an deutsche Parteien, nutzen vorhandene türkische Netzwerke und profitieren vom regen sozialen Leben an deutschen Universitäten. Ihr Erfolgsanker ist die Notwendigkeit zum sozialen Austausch mit Deutschen. Anders als Türken aus der ersten Generation können viele von ihnen nicht in die Türkei zurück. Deutschland wird für die, die nicht der Normidentität der türkisch-sunnitischen Mehrheit entspricht, zur Rettung, zur Alternative zur Türkei und zur einzigen Möglichkeit, ein Leben ohne Repressalien zu leben. Diese Generation gehört zu denen, die am meisten auf die Gefahr durch zunehmend radikale Strömungen in der Community aufmerksam machte. Doch wer von eigenen Gewalterfahrungen während Verhören in der Türkei spricht, erntete von deutschen Linken ein arrogantes „Das Problem haben wir hier auch“. Wer vor Salafisten warnte, bekam zur Antwort „Der Katholizismus ist auch ein Problem“. Der Identitätspolitiker verteidigt in Deutschland Feminismus und Rechte von Queeren, möchte sich aber in der migrantischen Community nicht zu Frauen- oder Minderheitenrechten positionieren, wenn sich diese in Form von Zwangsverschleierung oder der Ausgrenzung sowie familiären Ächtung queerer Familienmitglieder zeigen.

Radikale aus der Türkei lieben die deutsche Toleranz

Ein Vorwurf, den gerade türkische Kemalisten an Deutschland richten: Wen wir in der Türkei als Feinde einer demokratischen und säkularen Verfassung ins Gefängnis stecken möchten, der findet in Deutschland eine neue Heimat.

Das türkische Militär bekam vom Gründer der türkischen Republik, Mustafa Kemal Atatürk, den Auftrag, die türkische Verfassung, den Kemalismus – kurzum die einzige laizistische Republik des Nahen Ostens –, zu schützen. Auf das türkische Militär konnten sich Kemalisten bis zum Aufstieg der religiös-konservativen AKP verlassen. In verschiedenen Wellen wurden islamistische Organisationen in der Türkei zerschlagen. Einige ihrer Mitglieder verließen die Türkei aus Angst vor Strafverfolgung. Asyl bekamen sie in Deutschland und somit die Möglichkeit, sich hier zu organisieren, Mitglieder anzuwerben, zwischen den Welten zerrissene junge Türken in ihren Bann zu ziehen. Unter dem Deckmantel der Toleranz und der „Wir mischen uns nicht in migrantische Angelegenheiten ein, das wäre ja Rassismus“-Haltung deutscher Politiker gelang islamistischen Organisationen das, was ihnen in der Türkei dank des Eingreifens des Militärs lange verwehrt blieb: der Aufbau einer professionellen Struktur, eine erfolgreiche Akquise Zehntausender und eine starke Ideologisierung einst liberal orientierter Gastarbeiter. Bis heute schaffen es deutsche linke Politiker nicht, radikale frauen- und demokratiefeindliche Strukturen in migrantischen Kreisen zu verurteilen.

Aktuell erlebt die Türkei im Zuge der zunehmend autoritären Regierung den größten Braindrain ihrer Geschichte. Ärzte, Ingenieure und IT-Experten verlassen das Land. Wer es sich leisten kann, schickt seine Kinder ins Ausland, lautet erneut die Devise türkischer Mütter. Diese Türken sind die bestqualifizierten in der Geschichte der Migration nach Deutschland. Auch sie greifen auf bestehende türkische Netzwerke zurück. Anders als in den Vorgängerwellen gibt es heute in Deutschland ein Überangebot an Sprach- und Integrationskursen. Die Gruppe der Expats mit ihren Ballungszentren in Frankfurt, München, Berlin, Köln und Mannheim sowie anderen deutschen Großstädten zeichnet sich durch ein großes Selbstbewusstsein aus. Auf die hier lebenden Deutschtürken blicken sie meist herab, weil diese ihrem Verständnis nach nicht gut genug Türkisch sprechen. Somit sind die Türken Deutschlands mal wieder Diskriminierungen ihrer türkischen Mitbürger aus der Türkei ausgesetzt: Sprache, Habitus, Werte. Die Deutschtürken können es keinem recht machen. Mit Unverständnis reagieren Expats auch darauf, dass viele Deutschtürken hier links und bei türkischen Wahlen Erdoğan wählen. „Wieso ziehen sie denn dann nicht in die Türkei?“, fragen sich die, die in den letzten Jahren nach Deutschland gezogen sind.

Tabus und Diskriminierung in der Community – der blinde Fleck linker Identitätspolitik

Über Probleme zu reden, ist in vielen türkischen Familien und Milieus ein Tabu. Vor allem wenn diese Probleme einen selbst betreffen. Auch Deutsche mögen sich an diese moralischen Appelle zum Schweigen erinnern, bevor Psychotherapien, Biografien und Talkshows dieses Tabu aufbrachen. Wer es wagt, über Probleme in der Community zu reden, wird nicht selten als Nestbeschmutzer bezeichnet. Unterstützung erhält diese Haltung von linken Verfechtern der Identitätspolitik, die die Benennung von mit Migration einhergehenden Problemen und jegliche Kritik an negativen Entwicklungen in der migrantischen Community gern als Rassismus bezeichnen.

Diese Form der moralistischen Kriegsführung in einer Zeit großer gesellschaftlicher und geopolitischer Veränderungen und Herausforderungen führt bei säkularen Migranten aus dem Nahen Osten immer mehr zu einer Entfremdung von linken Parteien. Denn das „gegen rechts“ in der deutschen Mehrheitsgesellschaft ist nicht das „gegen rechts“ in der migrantischen Community. Für Millionen Säkulare, Minderheiten aus dem Nahen Osten sind radikale religiöse Strömungen genauso gefährlich wie der eingesessene deutsche Proll-nazi. Die Weigerung, sich mit von Migranten geäußerten politischen Bedürfnissen auseinanderzusetzen, ist eine der vielen Schwachstellen der Identitätspolitik. Hinzu kommt die gravierende Unkenntnis migrantischer kultureller und sozialer Vielfalt und ihrer politischen Bedarfe. „Marginalisierte“ Gruppen, das Objekt des Identitätsdiskurses, sind keine homogene Gruppe und per se nicht die Opfer des „alten weißen Mannes“, sondern oft genug „Opfer“ „nichtweißer Männer“. Männer, die ebenfalls toxisch sind, die eine mittelalterliche Gesellschaftsordnung wünschen, die sich anmaßen, Frauen Kleider- und Moralvorschriften zu machen, die homosexuellen Familienmitgliedern mit Ermordung drohen. Diese „nichtweißen“ Beispiele toxischer Männlichkeit sind der Albtraum liberaler Muslime, Feministinnen und der Queeren, kurzum aller Menschen aus der Türkei oder aller mit türkischer Migrationsgeschichte, die gern in der Moderne leben. Die Identitätspolitik ähnelt in ihren realitätsfernen Theorien denen deutscher Politiker, die mit ihrer „Wir mischen uns nicht ein und ignorieren die Gastarbeiter“-Mentalität der früheren Jahrzehnte ebenfalls politisch sündigten.

Helmut Schmidt sagte 2004: „Es war ein Fehler, dass wir zu Beginn der sechziger Jahre Gastarbeiter aus fremden Kulturen ins Land holten.“ Von einem sozialdemokratischen Politiker wäre zu erwarten, dass er nicht die Ankunft von Arbeitsmigranten kritisiert, sondern die Unfähigkeit der deutschen Politik, mit Migration umzugehen. Die Fehler der Vergangenheit wiederholt Deutschland bei jeder Migrationswelle: erst herholen und nicht integrieren, dann bereuen oder bemitleiden. Die Folgen sind eindeutig: Die deutsche Bevölkerung fühlt sich von den Radikalen unter den Migranten bedroht und von der politischen Elite nicht repräsentiert, weil ihre Bedenken nicht thematisiert werden, die Populisten gewinnen an Zustrom. Migranten weisen seit Jahrzehnten darauf hin, dass ganze Stadtteile der Deutungshoheit Radikaler überlassen wurden, wünschen sich, stärker einbezogen zu werden, und ein Eingreifen der Politik, um ihre Jugend vor radikalen Organisationen zu schützen – sie werden mit ihren Bedenken von linken Identitätspolitikern überhört oder schlimmstenfalls noch als Rassisten bezeichnet. In Stadtteilen, in denen sich Salafisten gut organisiert haben, sollen Instrumente wie Quartiersmanagement zu einem Miteinander im Stadtviertel führen. Dass dieses „Miteinander“ eine Kooperation mit gewaltbereiten frauenfeindlichen Ideologen heißt, scheint nicht zu stören. Wer radikale Ideologien wie den Salafismus kritisiert, wird wie der mittlerweile verstorbene hessische CDU-Politiker Ismail Tipi von linker Seite mit dem Rassisten-Label versehen.

Migration kann bereichern, sowohl die Gesellschaft, in die eingewandert wird, als auch das Individuum, das einwandert. Im Idealfall verfügt die Einwanderungsgesellschaft in Zeiten der internationalen Migrationsbewegungen über eine Akzeptanz kultureller Vielfalt. In Anbetracht Dutzender interkultureller Feste, die meist von deutschen Ehrenamtlichen initiiert werden, spreche ich den Menschen hierzulande diese Toleranz mehrheitlich zu. Von Migranten fordert ein friedliches und für beide Seiten konstruktives Zusammenleben Offenheit und Neugierde für die Mehrheitsgesellschaft und eine Akzeptanz der bestehenden Gesellschaftsordnung. Dass Gewalttaten und Ausschreitungen wie an Silvester 2022 in Berlin nicht die Mehrheit migrantischen Lebens in Deutschland abbildet, spricht ebenfalls für diese Bereitschaft, eine bestehende Ordnung zu akzeptieren. Für die deutsche Politik sollte Migration mit passenden Konzepten, einer Vielfalt an Angeboten und einer Politik einhergehen, die sowohl Deutsche als auch Migranten vor radikalen religiösen Strömungen schützt und Entscheidungsstärke und ein klares Bekenntnis zu Frauenrechten und zur Demokratie signalisiert. Diese Haltung sollte von allen politischen Richtungen und Parteien unterstützt werden. An dieser Stelle herrscht noch viel Nachholbedarf, gerade auch bei linken Identitätspolitikern, die verstärkt in den Dialog mit liberalen Muslimen und säkularen Türken treten und sich ein Bild von deren Ängsten und Nöten machen sollten und ihre moralistische und von Vorurteilen geprägte Interpretation migrantischer Identität kritisch reflektieren müssen.

Für säkulare Migranten, liberale Muslime, für viele Deutsche mit türkischer Migrationsgeschichte sind weder deutsche Rechte noch vermeintlich linke Identitätspolitiker verlässliche Ansprechpartner. Der deutsche Rechte moniert, dass türkischstämmige Mitbürger Muslime und Türken geblieben sind, weil er die harte Assimilation als wirksames Mittel des friedlichen Zusammenlebens präferiert. Dabei übersieht er die Erfolge Eingewanderter und die Vorteile multikulturellen Zusammenlebens. Viele sind Muslime und Türken geblieben, aber haben sich zu Kurpfälzern, zu Rheinhessen, zu Berlinern entwickelt. Ihre Kinder feiern christliche Feste und sprechen besser Deutsch als Türkisch. Der deutsche – „linke“ – Identitätspolitiker bemitleidet die Gruppe der Deutschtürken und andere Migranten und will sie über eine Quotenregelung beruflich unterstützen und übersieht dabei, wie rassistisch die Unterstellung ist, es nicht auf der Basis eigener Kompetenzen schaffen zu können. Die Erfolge migrantischer Gründer beweisen das Gegenteil. Die Mehrheit der Migranten braucht keine Quoten, kein Mitleid. Ihre politischen Werte und Leitlinien eines gelungenen Zusammenlebens ähneln denen ihrer nichtmigrantischen Mitbürger: Demokratie, Freiheit, Solidarität.


Überall Rassisten.
Wie die Diskussionsunkultur zur Flüchtlingskrise bis heute die Migrationsdebatte prägt

VON BEN KRISCHKE

Theoretisch könnte man von Upahl mit dem Auto nach Yamoussoukro fahren mit Zwischenstopp auf der Fähre, die einen über die Meerenge von Gibraltar bringt, und immer weiter gen Süden; fast bis runter zum Golf von Guinea. Google Maps informiert, von Upahl bis zur Hauptstadt der Elfenbeinküste seien es 8015 Kilometer. Es sind aber nicht nur diese 8015 Kilometer, die am Mittwoch, den 7. Februar 2023, zwischen Angela Merkel (CDU) in Yamoussoukro und den Menschen in Upahl im Landkreis Nordwestmecklenburg liegen werden. Es sind Welten.

Die ehemalige Bundeskanzlerin bekommt am Abend dieses Tages den UNESCO-Friedenspreis verliehen. Für ihre – so die Jurybegründung – „mutige Entscheidung“, während der Flüchtlingskrise der Jahre 2015/16 mehr als 1,2 Millionen Migranten in Deutschland aufgenommen zu haben. In Upahl wird währenddessen protestiert. In der 500-Seelen-Gemeinde soll, so wurde wenige Tage zuvor bekannt, ein Containerdorf für etwa 400 Flüchtlinge errichtet werden.

Die Proteste hier und die Preisverleihung dort sagen viel aus über das Verhältnis der Spitzenpolitik zu den einfachen Menschen im Land, das in immer mehr Bereichen zu einem zu werden scheint, das sich mit dem Begriff „Neofeudalismus“ beschreiben lässt. Oben stehen die Mächtigen, die nach Gutsherrenart Entscheidungen mit weitreichenden Konsequenzen für ein ganzes Land treffen respektive getroffen haben – und sich dafür feiern lassen. Und unten, da stehen die Ohnmächtigen, die das ausbaden müssen. 

Während es in Yamoussoukro hohen Besuch und Häppchen gibt, gehen die Upahler also auf die Straßen, um gegen das Containerdorf zu protestieren. Doch weil sich auch echte oder vermeintliche Rechtsextreme unter die Protestierenden gemischt haben sollen, dominiert in der Berichterstattung nicht etwa die Frage, ob Verantwortliche, die solche Vorhaben ersinnen, noch alle Tassen im Schrank haben. Nein, in der Berichterstattung – nicht überall, aber doch zahlreich – werden Vorwürfe gegen die protestierenden Einwohner erhoben. Nach dem Motto: Wer gegen ein Containerdorf für Flüchtlinge demonstriert, vollzieht einen rassistischen Akt, ist Rassist – oder macht gemeinsame Sache mit Rassisten.

Die Fakten sehen anders aus: Es sind, bis auf ganz wenige Ausnahmen, keine Radikalen, keine Rechtsextremen, keine Reichsbürger, die das Vorhaben nicht einfach hinnehmen, sondern normale Menschen, die auf etwas aufmerksam machen wollen, was jeder Bürger mit gesundem Menschenverstand verstehen müsste: dass die Errichtung eines großen Containerdorfes in einer kleinen Gemeinde ein Irrsinn ist. Eine simple Erkenntnis, die viele Politiker, Journalisten und selbstredend Nutzer in den sozialen Medien aber nicht teilen wollten; also wurde mal wieder die „Nazi-Keule“ ausgepackt.

Ein wahrer Satz

„Ohne Not haben wir uns wieder dem Verdacht ausgesetzt, wir würden mit den Mächtigen unter einer Decke stecken, wir würden so uniform berichten, als seien wir gesteuert; wir würden die Sorgen und Ängste der Menschen ignorieren, die nicht selbst zur Flüchtlingshilfe oder zur politischen Klasse gehören.“

Dies schrieb der Chefredakteur der Zeit, Giovanni di Lorenzo, im Januar 2017. Eine selbstkritische Auseinandersetzung mit der Rolle der Medien während der Flüchtlingskrise 2015/16. Ein Text, aus dem ein Satz stammt, den ich schon häufiger zitiert habe: „Wir waren aber zumindest in der Anfangszeit geradezu beseelt von der historischen Aufgabe, die es nun zu bewältigen galt.“

Ernest Hemingway notierte in „Paris, ein Fest fürs Leben“: „Alles, was du tun musst, ist, einen wahren Satz schreiben. Schreib den wahrsten Satz, den du weißt.“ Das, was Lorenzo damals notierte, war ein wahrer Satz. Ein großer Teil der deutschen Medien und auch der Politik war während der Flüchtlingskrise 2015/16 tatsächlich geradezu beseelt von der historischen Aufgabe. Womöglich, weil der Deutsche geplagt ist vom eigenen historischen Gewissen und sich plötzlich die Chance auftat, auf der richtigen Seite der Geschichte zu stehen, endlich einer von „den Guten“ zu sein; „Willkommenskultur“ in den Medien, applaudierende Bürger an Bahnhöfen, Politiker, die Reden hielten, die derart durchtränkt waren mit Eine-Welt-Kitsch, dass man daraus zig Kalendersprüche hätte extrahieren können.

Exemplarisch sei Katrin Göring-Eckardt von den Grünen zitiert, damals Fraktionsvorsitzende im Deutschen Bundestag. Durch die Flüchtlinge, so Göring-Eckardt, werde Deutschland „religiöser, bunter, vielfältiger, jünger“. Außerdem werde der Fachkräftemangel gelöst. Und dann ein Satz für die Ewigkeit: „Wir kriegen jetzt plötzlich Menschen geschenkt.“ Göring-Eckardts Aussagen – und viele, sehr viele ähnlich klingende Wortbeiträge damals – waren von einer erschreckenden Naivität geprägt, die auch in fast allen relevanten deutschen Medien zu beobachten war.

Am 6. August 2015 titelte die Zeit „Willkommen!“. Schon zwei Monate zuvor hatte die Bild-Zeitung zur Solidarität mit den Ankommenden aufgerufen – und sich dafür den Antifa-Slogan „Refugees welcome“ zu eigen gemacht. Und obwohl die Flüchtlingsströme vor allem junge Männer ins Land spülten, dominierten im öffentlich-rechtlichen Rundfunk Bilder von geflüchteten Frauen und Kindern. Tränendrüse statt „Sagen, was ist“ (Spiegel-Gründer Rudolf Augstein).

Sorgen und Nöte

Die Euphorie ging damals so weit, dass es einige Tage dauerte, bis die Vorfälle in der berüchtigten „Kölner Silvesternacht“ überhaupt einer breiten Öffentlichkeit berichtet wurden. Während des Jahreswechsels 2015/16 war es im Bereich des Kölner Hauptbahnhofs und des Kölner Doms zu zahlreichen Übergriffen auf Frauen gekommen. Die Täter waren vorwiegend junge Männer aus dem nordafrikanischen und arabischen Raum. Rund 1200 Strafanzeigen wurden erstattet; etwa die Hälfte wegen Sexualdelikten.

In dieser Nacht wurde deutlich, dass gewisse Sorgen und Nöte, die von Teilen der deutschen Bevölkerung im Zuge einer unkontrollierten Zuwanderung artikuliert wurden, ihre Berechtigung hatten. Der Schock saß auch deshalb tief, weil sich die lautesten Vertreter der „Willkommenskultur“ der einfachen Tatsache, dass die massenhafte Einwanderung von Menschen aus einer fremden Kultur auch zu Konflikten führen wird, von Anfang an verweigerten – und nicht wenige blieben auch nach den Ereignissen in Köln bei ihrer Haltung.

Zu beobachten war im linken Spektrum – respektive in jenem Milieu, das von sich behauptet, links zu sein – ein Reflex, der häufig zu beobachten ist, wenn es um Gewalt durch Menschen mit Migrationshintergrund geht. Statt über das Frauenbild der Täter zu sprechen, wurde darüber diskutiert, ob man die Herkunft der Täter überhaupt nennen sollte. Schließlich sei das „Wasser auf die Mühlen“ der Rechten. Können die Täter vielleicht nichts dafür, dass sie Frauen begrapschen, weil sie Opfer einer rassistischen Gesellschaft sind? Und überhaupt: Sexismus gibt es auch bei „Biodeutschen“.

In der Süddeutschen Zeitung machte man es vor: „Über sexuelle Gewalt sprechen – ohne Rassismus“ war da zu lesen. Im Beitrag wird die Autorin Kübra Gümüşay mit einer kurzen „Analyse“ zitiert, die den Tenor des Beitrags setzt: Geht es nach Gümüşay, sei es dem biodeutschen Rassisten gerade recht, wenn Migranten übergriffig werden. Denn: „Sie zeichnen ein idealisiertes Bild von Deutschland als Gesellschaft, in der es keinen Sexismus gibt.“ Und weiter: „Stattdessen versuchen sie, den Sexismus in der eigenen Gesellschaft auf die neu Dazugekommenen zu projizieren, um damit zu suggerieren, dass das Problem importiert sei.“ Ein Ereignis wie das in Köln passe gut in dieses Bild, gibt es direkt Schützenhilfe von der SZ-Autorin selbst. „Es versichert diejenigen ihrer Ansichten, die denken: Die Flüchtlinge schon wieder, war ja klar. Dass die Täter noch gar nicht identifiziert, die genauen Abläufe unklar sind, spielt da keine Rolle.“

Dabei ist die Argumentation Gümüşays abenteuerlich. Erstens nutzt sie ein Strohmannargument, um zu ihrer Kernbotschaft zu gelangen: nämlich dass irgendwer behaupten würde, dass es in Deutschland keinen Sexismus gäbe. Doch nur Gümüşay behauptet, dass es irgendwer behaupten würde. Auch der Vorwurf der „Projektion“ macht keinen Sinn. Schließlich unterstellte damals niemand, dass es in Köln zu sexuellen Übergriffen durch Zugewanderte gekommen sei. Es war einfach so.

Kontrollverlust und Staatsversagen

Cicero war während der Flüchtlingskrise 2015/16 eines der ersten Medien überhaupt, das die möglichen negativen Auswirkungen der deutschen „Willkommenskultur“ thematisierte. Bereits 2014 war eine migrationskritische Titelgeschichte erschienen, im Februar 2016 legte die Redaktion nach. Auf dem illustrierten Cover war Angela Merkel zu sehen, wie sie seelenruhig auf einem Sofa sitzt und Tee trinkt, während hinter ihr der Kölner Dom in Flammen steht. „Nicht mehr mein Land“, stand auf dem Titel, inspiriert von einer Rede Merkels im September 2015, in der sie sagte: „Wenn wir jetzt anfangen, uns noch entschuldigen zu müssen dafür, dass wir in Notsituationen ein freundliches Gesicht zeigen, dann ist das nicht mein Land.“

Der Untertitel dieser Cicero-Titelgeschichte brachte den Zustand „ihres“ Landes derweil treffend auf den Punkt: „Deutschland zwischen Kontrollverlust und Staatsversagen“. Von einer „Invasion der Machtlosen aus fernen Kulturen“ war im Beitrag zu lesen. Und der Philosoph Peter Sloterdijk kritisierte im selben Heft eine „Überrollung Deutschlands“ durch Migranten. Er sagte: „Es gibt keine moralische Pflicht zur Selbstzerstörung.“ Ich war damals noch nicht Teil der Cicero-Redaktion, kann mich an dieses Cover aber sehr gut erinnern. Es war überspitzt, ohne Frage, aber anders als viele andere Medien zu dieser Zeit wurde Cicero seiner journalistischen Aufgabe gerecht, indem die Redaktion jene Fragen stellte, die andere Medien ebenso hätten stellen müssen.

Die Kollegen der taz nahmen diese Titelgeschichte allerdings zum Anlass, Cicero eine fragwürdige Gesinnung zu unterstellen. Die Behauptung: „Seit Beginn der Flüchtlingsdebatte nähern sich Texte des Cicero dem rechten Rand.“ Die Autorin war nicht die Einzige, die ihre Wut auf alle, die nicht bedingungslos „Willkommenskultur“ feierten, auf Cicero projizierte (hier macht der Begriff wirklich Sinn). Ein Spiegel-Redakteur warf der Redaktion vor, „Salonhetzer“ zu sein. Und Jakob Augstein schrieb, Cicero betreibe „völkische Propaganda“.

Denn die Sache war ja genau andersherum: Statt kritischen Journalismus zu machen, stimmten zahlreiche Redaktionen unkritisch in die Willkommenseuphorie ein und fungierten als Sprachrohr der Regierung.

Der große Sündenfall

Der mediale Umgang mit der Flüchtlingskrise 2015/16 und den Ereignissen drum herum, etwa der „Kölner Silvesternacht“, ist einer der größten Sündenfälle des deutschen Journalismus der jüngeren Geschichte. Auch deshalb, weil damals ein Tenor in der Diskussion gesetzt wurde, der bis heute nachwirkt. Die Migrationsdebatte der Jahre 2015/16 ist der rhetorische Urknall dessen, was heute als „Spaltung der Gesellschaft“ beschrieben wird, weil damals große Teile der Medien und auch der Politik dazu übergingen, Meinungen nicht mehr inhaltlich zu bewerten, sondern danach, wer dies oder jenes (eventuell) genauso sagen würde. Einer der beliebtesten Vorwürfe bis heute: Dies oder jenes sei „AfD-Sprech“. Auch die beliebten „Kontaktschuld“-Vorwürfe und jene Phänomene, die sich als „Cancel Culture“ beschreiben lassen, sind teilweise Erben der deutschen „Willkommenskultur“, aus der kurzerhand auch eine „Diffamierungsunkultur“ gewachsen war.

Ebenso wie das, was eine „Schock-Studie“ (Bild) des Allensbach-Instituts zuletzt Ende 2022 ergab: Nur 48 Prozent der Befragten gaben an, dass man in Deutschland seine Meinung noch frei äußern könne. Nun muss man solche Meinungsumfragen mit Vorsicht genießen. Schließlich spiegeln sie die subjektiven Empfindungen der Befragten wider. Berücksichtigt werden muss auch, dass die Umfrage noch unter dem Eindruck der Coronapandemie stand, in der sich die gesellschaftlichen Gräben weiter vertieft haben bzw. neue Gräben entstanden sind, auch abseits der Migrationsdebatte. Das heißt jedoch nicht, dass solche Ergebnisse nicht alarmierend wären. Denn Demokratie lebt nicht nur von den tatsächlichen Rahmenbedingungen, sondern auch davon, welches Verhältnis die Bürger eines Landes zu Medien und Politik haben. Sinkt das Vertrauen in beide, weil beispielsweise über Migration nicht offen und ehrlich debattiert wird oder gewisse Probleme nur halbherzig angegangen werden, hat das eben weitreichende Konsequenzen: Während ich diese Zeilen schreibe – es ist Juni 2023 –, liegt die AfD in den jüngsten Umfragen bundesweit gleichauf mit der Kanzlerpartei SPD.

Das Wiedererstarken von Rechtsaußen hat nicht allein mit der Migrationsthematik zu tun, aber auch. Erstens, weil sich Deutschland in den Jahren 2022/23 einer neuen Flüchtlingskrise gegenübersieht. Zweitens, weil viele Integrationsprobleme bis heute nicht gelöst sind. Und drittens, weil zahlreiche Reflexe in Politik und Medien, die in den Jahren 2015/16 ihren Ursprung haben, nach wie vor zu beobachten sind: von der Weigerung, Migrations- und Integrationsprobleme überhaupt anzuerkennen, bis zum Versuch, Kritikern per se „Rassismus“ sowie „Hass und Hetze“ zu unterstellen.

„Nicht die Zuwanderung ist das Problem gewesen an Silvester, sondern der ungehemmte Zugang zu Feuerwerk! Jeder, der das zu einem Problem von Migrant*Innen macht statt zu einem gesamtgesellschaftlichen, ist ein Rassist!“, schleuderte mir Anfang Januar 2023 ein junger Mann auf Twitter entgegen. Denn wer anderen eine böse Gesinnung unterstellt, geht dem Erkenntnisgewinn, der Teil einer gesunden Diskussion sein sollte, prophylaktisch aus dem Weg.

Das zeigt dieser Tweet, und das zeigten zahlreiche weitere Reaktionen auf die Ausschreitungen während der Berliner Silvesternacht zum Jahreswechsel 2022/23. Nach allem, was zahlreiche Videos und Berichte schnell belegten, waren die Chaoten vor allem junge Männer aus dem migrantischen Milieu; nicht junge Japaner, Dänen oder Portugiesen, sondern Männer, die sich dem zuordnen lassen, was unter „muslimischer Kulturkreis“ verstanden wird.

Diejenigen, die damals Polizisten angriffen und weitere Straftaten begingen – Raketen, Böller, Eisenstangen und Schreckschusspistolen waren dafür die Mittel zum Zweck –, stammten also überwiegend aus demselben Kulturkreis, dem schon die Täter der „Kölner Silvesternacht“ zugeordnet werden konnten. Wenn Tätergruppen allein auf ihre Herkunft reduziert werden, kann dies tatsächlich ein Ausdruck von Rassismus sein. Wer aber meint, die Herkunft spiele in der Betrachtung solcher Vorfälle keine Rolle, weiß nicht, wie eine seriöse soziokulturelle Analyse aussieht.

Realitätsverweigerung

Daher war es entweder ideologieblind oder schlicht naiv, dass die Grünen-Politikerin Amina Touré folgenden Standpunkt vertrat: „Wir können jetzt natürlich gerne 18 Wochen lang dämliche Metadebatten über Integration führen, oder wir schützen Einsatzkräfte und Bevölkerung mit ’nem Verbot von Böllern.“ Erstens: Setzt man bestehende Verbote und deren Einhaltung sowie ein mögliches Verbot legaler Böller ins Verhältnis, sieht es inklusive Böllerverbot in den darauffolgenden Silvestern dann so aus: Polizisten werden nur noch mit Schreckschusspistolen, Eisenstangen und bereits illegalen „Polen-Böllern“ angegriffen und nicht mehr mit Kinderkram wie „Kracher-Inferno“, den man für 2,99 Euro bei Lidl kaufen kann. 

Zweitens: (Meta-)Debatten über Integration in Deutschland sind nicht „dämlich“, sondern notwendig, um die Banlieueisierung gewisser Stadtteile zu verhindern, unter der dann auch die Bewohner dieser Stadtteile leiden, die selbst Migrationshintergrund haben. Dass Touré nicht wollte, dass auch über die Herkunft der Täter diskutiert wird, lässt nur einen Schluss zu: Es ging ihr und vielen Grünen-Politikern, die sich ähnlich äußerten, nicht darum, Einsatzkräfte und Bewohner zu schützen, sondern darum, eine passende Gelegenheit gefunden zu haben, ein Böllerverbot zu fordern, mit dessen Umsetzung wir dem grünen Traum von der Bundesrepublik als „Spaßbefreit Postfaktistan“ einen entscheidenden Schritt näher kämen. 

Gleichwohl war die Reaktion Tourés sowie weiterer Politiker und Kommentatoren vorhersehbar, weil gelernt: Wenn über Integrationsprobleme diskutiert wird, wird gerne versucht, diese eigentlich notwendige Diskussion mit Ablenkungsdebatten zu übertönen. Das bekam kurz darauf auch CDU-Chef Friedrich Merz zu spüren. In der Sendung von Markus Lanz wurde nach den Silvesterkrawallen über die Ursachen für die Zerstörungswut migrantischer Jugendlicher und junger Männer diskutiert. Als die Runde auf die Zustände an deutschen Schulen zu sprechen kam, ließ sich Merz zu folgender Formulierung hinreißen:

„Sprechen Sie mal mit Lehrerinnen und Lehrern an Grundschulen. Was die jeden Tag erleben, auch an verbaler Gewalt. Und dann wollen Sie diese Kinder zur Ordnung rufen. Und die Folge ist, dass die Väter in den Schulen erscheinen und sich das verbitten, insbesondere, wenn es sich um Lehrerinnen handelt, dass sie ihre Söhne, die kleinen Paschas, da mal etwas zurechtweisen.“

Ich bin befreundet mit einer Lehrerin. Und was die über ihren Schulalltag erzählt, ist dasselbe, was Merz hier über den Schulalltag vieler Lehrerinnen erzählte. Doch nach der Sendung wurde nicht über die Probleme diskutiert, die Lehrerinnen insbesondere mit Schülern mit Migrationshintergrund haben, sondern sich vor allem über die Formulierung „kleine Paschas“ empört. Das sei rassistisch, so der Tenor. Über konkrete Formulierungen lässt sich immer streiten. Aber sich über Begriffe aufzuregen, statt sich den Problematiken, die damit beschrieben werden, zu stellen, ist blanke Realitätsverweigerung.

Wer Probleme mit Migration und Integration lösen möchte, muss sich den Tatsachen stellen, den dokumentierten Vorfällen und den Statistiken, die etwa verraten, dass Menschen mit Migrationshintergrund überproportional häufig straffällig werden. Dass dies – die Anerkennung der Realitäten, um echte Lösungen zu entwickeln – in den öffentlichen Debatten heute eher die Ausnahme als die Regel zu sein scheint, hat viel mit der Migrationsdebatte der Jahre 2015/16 zu tun. Und es ist ein Armutszeugnis für ein Land, das ein multikulturelles Land sein will. Ein Land, das seine Migrations- und Integrationsprobleme aber nicht etwa löst, sondern einer 500-Seelen-Gemeinde stattdessen ein großes Containerdorf „schenkt“, während sich eine ehemalige Bundeskanzlerin am anderen Ende der Welt für eine angeblich „mutige Entscheidung“ feiern lässt.
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Der Klimawandel ist längst schmerzhaft in Deutschland angekommen: extreme Hitze, lang anhaltende Dürre, Starkniederschläge mit Überschwemmungen und Tornados. Mojib Latif widmet sein neues Buch diesen Fragen: Welche Folgen wird der Klimawandel haben und was ist zu tun, ökologisch, ökonomisch, politisch und gesellschaftlich?

Der Countdown läuft

Die Klimaexperten der Vereinten Nationen schlagen Alarm. Das 1,5-Grad-Ziel steht auf der Kippe und könnte bereits in den nächsten fünf Jahren gerissen werden. Wird dieser Wert nachhaltig überschritten, hat das massive Folgen mit zunehmenden Schäden für den Menschen und unsere Lebensgrundlagen. Ein »Weiter so wie bisher« ist deshalb keine Option. Es braucht eine Revolution im Klimaschutz, bevor uns die Zeit davonläuft.

Globale Erwärmung und ihre Auswirkungen

Die globale Erwärmung beträgt gegenwärtig bereits 1,1 Grad Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit. Extremwetterereignisse gehören schon fast zu unserem Alltag und verursachen massive Zerstörungen. Können wir den Klimawandel überhaupt noch aufhalten?

Tatsächlich gibt es noch Hoffnungsschimmer, dass wir das 1,5-Grad-Ziel erreichen werden. Und selbst die Politik scheint den Ernst der Lage erkannt zu haben. Der Ausstieg aus fossilen Energien ist im vollen Gange, und auch die Wirtschaft denkt um. Mojib Latif, Professor am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung und Autor des Beststellers »Heißzeit«, ist überzeugt, dass wir den Wandel hin zu einer nachhaltigen Wirtschaft innerhalb weniger Jahrzehnte schaffen können.

Wo ein Wille, da ein Weg?

Doch sein Appell bleibt: »Wir alle müssen es unbedingt wollen.« Jede und jeder Einzelne ist jetzt gefragt, denn – wir müssen handeln. Hierfür ist es wichtig, die Zusammenhänge zu verstehen, den aktuellen Stand der Wissenschaft zu kennen, um die Gefahren richtig einordnen zu können. Mojib Latifs Buch gibt die notwendigen Einblicke dazu. Damit unser Planet lebenswert bleibt, bevor es zu spät ist.
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Sky du Mont erzählt übers Älterwerden. Dabei geht es um die schönen Seiten des Alters und die Zumutungen ebenso wie um die Kunst, würdevoll und heiter durch die letzte Lebensphase zu gehen. Nach mehreren Romanen mit fiktivem Alter Ego ist dieses autobiograpische Buch das bislang persönlichste Werk des Autors. Ein Buch, das nicht nur für die Älteren geschrieben ist, sondern auch für die jetzt noch Jungen, die oft gar nicht wissen, wieviel pralles Leben noch auf sie zukommt, wenn sie das "Altern" annehmen, wie großartig ihre Großeltern sind, wie wertvoll Wissen und Erfahrung der Alten auch für sie sein können. Vor allem aber möchte der Autor einen heiteren Spaziergang durch die späten Jahre unternehmen und allen zurufen: "Freunde, es ist (ziemlich) gut, wie es ist. Und es wird noch besser, weil wir das Beste daraus machen!"
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<p>Was sagen einem Astrophysiker die Sterne über die Welt und das Leben? Kann ein Wirtschaftsprofessor die Entwicklung der Finanzwelt vorhersagen und was bedeutet das für unseren Alltag? Und überhaupt: Gibt es sie, die Formel für die Zukunft? Antworten auf solche Fragen geben Harald Lesch und Thomas Schwartz in ihrem neuen Buch. Sie verbinden Mathematik, Ökologie und vor allem viel Alltagsklugheit zu einem brillanten Blick in das Hier, Jetzt und Morgen. Sie erklären das wichtigste Prinzip der Natur, die Wiederholung, und weshalb nur sie echten Fortschritt garantiert. Fortschritt, der nachhaltig ist und kollektiv nützt. Die beiden Bestsellerautoren verknüpfen scheinbar banale Details mit den großen Zusammenhängen von Natur und Gesellschaft und tauchen so ein in die Grundprinzipien unseres Lebens. Ein Buch, das uns überraschende Fakten und Erklärungen liefert und Vertrauen, das nichts so bleiben muss, wie es ist – und manches so bleiben darf, wie es ist. Unterhaltsam, klug und überaus originell.</p>
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Selten schien der Westen so geschlossen wie zu Beginn des Ukraine-Kriegs. Die Werte der Freiheit und Demokratie galt es gegen ein autokratisches System zu verteidigen. Doch hinter der vermeintlichen Geschlossenheit zeigten sich schnell die ersten Bruchstellen. Wie werden wirtschaftliche Zwänge mit politischen Zielen in Einklang gebracht? Wie viel sind dem Westen die eigenen Ideale wert? Dass sich dahinter ein tiefgreifendes strukturelles Problem des Westens verbirgt, zeigt die Ethnologin und Islamexpertin Susanne Schröter in ihrem neuen Buch. Angesichts der jüngsten Konflikte in der Ukraine, in Afghanistan und Mali sowie der Planlosigkeit westlicher Regierungen im Umgang mit Migrationsbewegungen, Islamismus und Cancel Culture diagnostiziert sie einen zwischen Hybris und Selbsthass gefangenen Westen, der unentwegt die Werte der Demokratie beschwört, sie aber gleichzeitig immer dann verrät, wenn es darauf ankommt. Befindet sich der Westen auf dem besten Weg, die eigene innen- wie außenpolitische Glaubwürdigkeit zu verspielen? In ihrem analytisch klugen und thesenstarken Buch gibt Susanne Schröter die Antwort.
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Unsere globalisierte und digitalisierte Welt mit ihren trüben Zukunftsaussichten verunsichert viele. Entsprechend übermächtig ist das Bedürfnis nach wegweisenden Informationen. Doch das Informationszeitalter für alle hat sich in ein Zeitalter der allgemeinen Verwirrung verwandelt. Der Wettbewerb der Ideen, den alle freiheitlichen Demokratien für ihre Weiterentwicklung brauchen, ist zum Marktplatz für die Verbreiter von Angst, Wut und Empörung geworden. Unsere Gehirne sind mit einer konstruktiven Verarbeitung der täglichen Flut von Botschaften völlig überfordert. Wir haben die Orientierung verloren.

Der Hirnforscher Gerald Hüther und der Publizist Robert Burdy beschreiben die konkreten Erscheinungsformen, Ursachen und Auswirkungen dieser Überflutung. Sie belegen, wie wir durch emotional aufgeladene Botschaften manipuliert werden und welche Gefahren daraus für uns und unser Zusammenleben erwachsen. Ihr radikaler Lösungsvorschlag lautet: konsequente Rückbesinnung auf das, was wir für ein friedvolles und glückliches Leben brauchen und wie wir unser künftiges Zusammenleben gemeinsam gestalten wollen. Wer diesem inneren Kompass folgt, kann sich im Dschungel der ständig hereinprasselnden Informationen nicht mehr verirren.
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